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Die Corona-Pandemie hat allen Verantwortlichen vor Augen geführt, dass im 
Bereich des Öffentlichen Gesundheitsdiensts insbesondere mit Blick auf die per-
sonelle Ausstattung der Gesundheitsämter erheblicher Handlungsbedarf besteht. 
Trotz der offenbar gewordenen Ausstattungsdefizite haben sich die Gesundheits-
ämter der Kreise in NRW, unter anderem unterstützt durch andere Fachbereiche 
und Ämter der Kreisverwaltungen, als tatkräftige Krisenmanager erwiesen. Auch 
wenn durch den großen Impffortschritt die Corona-Pandemie im Wesentlichen  
im Griff zu sein scheint, müssen jetzt die richtigen Lehren für die zukünftige Auf-
stellung der Gesundheitsämter gezogen werden.

Mit dem im September 2020 beschlossenen Pakt für den Öffentlichen Gesund-
heitsdienst – dem ÖGD-Pakt – haben Bund und Länder reagiert. So sollen für den 
Zeitraum 2021 bis 2026 bundesweit insgesamt 4 Milliarden Euro zur Verfügung 
gestellt werden, die insbesondere für die Aufstockung von Personal, die Intensi-
vierung der Digitalisierung und die Steigerung der Attraktivität des Öffentlichen 
Gesundheitsdienstes verwendet werden sollen. Die konkrete Rahmensetzung für 
die Umsetzung des ÖGD-Pakts und die Verteilung dieser Mittel wird auf Landes-

ebene in NRW durch das Ministerium für Arbeit, Gesundheit und Soziales übernommen. Nach intensiven Verhandlungen 
mit dem Land kam es im September 2021 zum Abschluss einer Rahmenvereinbarung zur Umsetzung des ÖGD-Pakts in 
NRW. Bereits für das Jahr 2021 stehen landesweit rund 37,75 Mio. € für die Schaffung von mindestens 291 Stellen zur 
Verfügung. Ab dem Jahr 2022 sollen nach erster vorläufiger Schätzung des Landes über 75 Millionen Euro für einen zu  
realisierenden Stellenaufwuchs von insgesamt 754 weiteren Stellen zur Verfügung stehen.

Die mit dem ÖGD-Pakt beschlossenen Investitionen in die Strukturen des Öffentlichen Gesundheitsdienstes sind aus Sicht 
des Landkreistags NRW grundsätzlich zu begrüßen. Der ÖGD-Pakt und die darauf aufbauende Rahmenvereinbarung für 
NRW lassen jedoch wesentliche Folgefragen mit Blick auf die konkrete Umsetzbarkeit der Anforderungen aus dem Pakt 
sowie die Finanzierung des Personalaufwuchses ab 2027 offen. So stehen die Kreise vor dem Problem, dass sie zwar unbe-
fristete Stellen zu schaffen und auszuschreiben haben, der ÖGD-Pakt die Förderung aber bis 2026 befristet und damit eine 
langfristige Finanzierung nicht gewährleistet ist. Hinsichtlich der erforderlichen Verstetigung der Finanzierung konnten sich 
Bund und Länder bislang nicht einigen. Es gibt lediglich die Zusage des Bundes, den für Mitte 2023 vorgesehenen Aus-
tausch über eine Verstetigung der Pakt-Maßnahmen vorzuziehen. Das ist zu wenig!

Die beabsichtigte Stärkung des Öffentlichen Gesundheitsdienstes geschieht zudem nicht von jetzt auf gleich, sondern ist  
ein stetiger Prozess. Trotz der noch laufenden Pandemiebekämpfung müssen die Kreise in ihrer Personalplanung Bedarfe  
für die kommenden Jahre prognostizieren. Nach den Maßgaben des ÖGD-Pakts müssen komplexe und umfangreiche 
Personalentwicklungskonzepte erstellt und langfristige Personalentscheidungen getroffen werden. Personalbedarfe in 
den Gesundheitsämtern lassen sich jedoch nicht statisch beziffern, da sich Bedarfe – wie die Pandemie gezeigt hat – auch 
mittelfristig verschieben können. Um den Öffentlichen Gesundheitsdienst zukunftsfähig zu machen, müssen die Rahmen-
bedingungen daher so flexibel wie möglich gestaltet und bei Änderung von Bedarfen entsprechend angepasst werden 
können. Der Öffentliche Gesundheitsdienst steht außerdem im Werben um ärztliches Personal im stetigen Wettbewerb 
mit Krankenhäusern und anderen privatwirtschaftlichen Akteuren des Gesundheitswesens. Seine wesentliche Stärke ist 
dabei eine gute Vereinbarkeit von Familie und Beruf und die Gewährleistung eines krisensicheren, interdisziplinären und 
abwechslungsreichen Arbeitsplatzes. Die Gewinnung qualifizierten Personals für den Öffentlichen Gesundheitsdienst setzt 
ferner voraus, dass das Medizinstudium insofern vom Numerus Clausus entkoppelt und für Personen geöffnet wird, die die 
fachlichen und sozialen Fähigkeiten für den Ärzteberuf mitbringen. Auch müssen Studierende die Möglichkeit haben, die 
vielseitigen Aufgaben der Gesundheitsämter im Medizinstudium kennenzulernen.

Die zentrale Herausforderung aus der Corona-Pandemie ist, dass der Öffentliche Gesundheitsdienst quantitativ und qualita-
tiv hinreichend Personal für die Wahrnehmung seiner vielfältigen Aufgaben, wie insbesondere die Gesundheitsaufsicht, die 
Hygieneüberwachung oder die Mitwirkung bei der Prävention und Bekämpfung von Krankheiten und Epidemien wie auch 
Pandemien, zur Verfügung hat. Um diese Schlüsselrolle zu erfüllen, müssen die kommunalen Gesundheitsämter aber auch 
über das Jahr 2026 hinaus langfristig die notwendige Planungssicherheit haben. Eine Verstetigung der finanziellen Mittel 
für die Ausstattung und Vernetzung der Gesundheitsämter aus dem ÖGD-Pakt muss daher spätestens im kommenden  
Jahr zwischen Bund und Ländern beschlossen werden: Planungssicherheit ist das Grunderfordernis für eine krisenfeste  
Aufstellung dieser wichtigen Vorhaltestruktur.	

	 Dr. Martin Klein 
	 Hauptgeschäftsführer  
	 des Landkreistages Nordrhein-Westfalen

Pakt für den Öffentlichen Gesundheits­
dienst: Nachhaltigkeit ist gefordert
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Grundsätzliches  

Aus Sicht der kommunalen Spitzenverbän-
de ist die Einführung eines Fahrrad- und 
Nahmobilitätsgesetzes NRW zu begrüßen. 
Sie teilen das Ziel des Gesetzes, Radfahre-
rinnen und Radfahrern sowie Fußgänge-
rinnen und Fußgängern eine sichere und 
komfortable Verkehrsinfrastruktur zur Ver-
fügung zu stellen.  

Die Städte, Kreise und Gemeinden in NRW 
unternehmen bereits seit langem vielfältige 
Anstrengungen, das Konzept der autoge-
rechten Stadt schrittweise zu überwinden 
und zu modifizieren. Hierzu arbeiten sie an 
zukunftsfähigen Verkehrs- und Mobilitäts-
konzepten, um den Modal Split zugunsten 
des Umweltverbunds von ÖPNV, Fuß- und 
Radverkehr und einem innerörtlich ver-
träglichen Güterverkehr zu verändern. 

Eine landesweite Erhöhung des Radver-
kehrsanteils auf 25 % ist grundsätzlich zu 
unterstützen. Insgesamt gehört es auch zur 
Radverkehrspolitik, dem öffentlichen Raum 
wieder mehr Qualität als Aufenthalts- und 
Begegnungsort zu verschaffen. Verkehrs-
flächen sollen gerechter zwischen allen 
Verkehrsteilnehmenden aufgeteilt werden. 
Fuß- und Radverkehr sollen gemeinsam 
mit dem Öffentlichen Personennahverkehr 
(ÖPNV) und in den ÖPNV eingebunde-
nen Sharing-Systemen das Rückgrat des 
städtischen Verkehrs bilden und Teile des  
motorisierten Individualverkehrs (MIV) ab-
lösen. Dabei müssen die unterschiedlichen  
Gegebenheiten im großstädtischen Raum 

einerseits und im eher durch kleinräumig
regionale Verkehre geprägten kreisange-
hörigen Raum andererseits entsprechend 
Berücksichtigung finden; dies kann nur 
unter maßgeblicher Verantwortung der 
jeweiligen Stadt, des Kreises oder der 
Gemeinde erfolgen – pauschale Lösungen 
werden hier weniger greifen können. 

Zudem ist bei dem Begriff Gleichrangig-
keit zu berücksichtigen, dass es sich hier-
bei um eine generalisierende Aussage für 
das gesamte Verkehrssystem handelt; für 
Teilräume wird es zwangsläufig die Bevor-
zugung des Umweltverbunds gegenüber 
dem MIV geben müssen, um zu spürbaren 
Verbesserungen für Menschen, Lebens- 
und Umweltbedingungen gelangen zu 
können.   

Problematisch ist, dass der Gesetzentwurf 
keine Zielvorgabe hinsichtlich des Modal 
Split für Fußgängerinnen und Fußgänger, 
einem wichtigen Teil der Nahmobilität, 
gerade auch im Bereich kürzerer und mitt-
lerer Wege, enthält. Stattdessen wird der 
Radtourismus dem Modal Split zugerech-
net. Die Erreichung der 25 Prozent Radver-
kehrsanteil sollten auf den Alltagsradver-
kehr abgestellt werden. 
 

Aktionsplan als  
Handlungsinstrument  

Die Regelung in dem Gesetzentwurf sieht 
die Aufstellung eines Aktionsplans durch 

die Landesregierung vor. Der Aktionsplan 
soll Handlungsschwerpunkte zur Errei-
chung der Ziele des Gesetzes, insbesonde-
re in den Gemeinden und Gemeindever-
bänden, enthalten. Bei der Erstellung eines 
solchen Aktionsplanes müssen die Städte, 
Gemeinden und Kreise über ihre kommu-
nalen Spitzenverbände eingebunden wer-
den. 

Der Aktionsplan ist aus Sicht der kommu-
nalen Spitzenverbände – neben dem Fahr-
rad- und Nahmobilitätsgesetz – auch der 
Rahmen, in dem Interessenkonflikte zwi-
schen den Verkehrsträgern klar benannt 
und mit einer eindeutigen Handlungs-
empfehlung versehen werden müssen. So 
liefert das Land starke Argumente für die 
verkehrsplanerischen Arbeiten vor Ort, 
ohne in die Planungshoheit der Kommu-
nen einzugreifen.  Hier wird ausdrücklich 
angeregt, die Beteiligung der kommuna-
len Spitzenverbände bei der Erstellung im 
Gesetz zu verankern. 

Förderprogramm  
Nahmobilität  

In unmittelbarem Zusammenhang damit 
steht auch das Förderprogramm Nahmo-
bilität. Das Land NRW muss eine Förder-
kulisse aufbauen, die die oben beschrie-
benen Ziele und Abwägungen unterstützt 
und voranbringt. Für eine Veränderung 
des Modal Split ist eine gezielte Förderung 
des Umweltverbundes erforderlich. Hierbei 

Gesetz zur Einführung eines Fahrrad- und  
Nahmobilitätsgesetzes 

Die Landesregierung hat mit Drucksache 17/13977 einen Gesetzentwurf zur Einführung eines Fahrrad- und Nahmo-
bilitätsgesetzes in den Landtag eingebracht. In gleicher Sache erarbeitete die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen einen 
Entwurf eines Gesetzes zur Einführung eines Radverkehrsgesetzes (Drucksache 17/14257). Beide Entwürfe diskutierte 
der Ausschuss für Verkehr des Landtages NRW am 25.08.2021. Auch die kommunalen Spitzenverbände in NRW waren 
eingeladen, eine entsprechende Stellungnahme abzugeben und sich im Rahmen der mündlichen Anhörung zu den 
Entwürfen zu äußern. 

Die nachfolgende – in Teilen zusammengefasste –  Bewertung und Positionierung basiert auf der gemeinsamen Stel-
lungnahme der kommunalen Spitzenverbände in NRW (Städtetag NRW, Landkreistag NRW und Städte- und Gemein-
debund NRW) sowie auf dem Diskussionsverlauf im Rahmen der Anhörung. Der Landkreistag NRW hat hierbei natur-
gemäß schwerpunktmäßig die besonderen Anforderungen des kreisangehörigen Raums im Auge gehabt. 

Die vollständige Stellungnahme ist unter https://www.lkt-nrw.de/media/12025/stellungnahme-kspv-zum-entwurf-
eines-gesetzes-zur-einfuehrung-eines-fahrrad-und-nahmobilitaetsgesetzes.pdf abrufbar (die Stellungnahme ist aller-
dings stärker auf die einzelnen Paragraphen des Gesetzentwurfes ausgerichtet).
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signalanlagen gegenüber den Belangen des 
Kraftfahrzeug- und Radverkehrs gleich-
berechtigt berücksichtigen sollen.  Die 
Beurteilung der Verkehrsqualität an Ver-
kehrsanlagen – hier lichtsignalgeregelten 
Kreuzungen – muss gegenüber allen Ver-
kehrsarten in abgewogener Weise erfol-
gen. Die Reduktion der Abwägung auf drei 
Verkehrsarten wird dem nicht gerecht, da 
u.a. der ÖPNV als maßgeblicher Verkehrs-
träger mit seiner Bevorrechtigung eine 
wesentliche Rolle spielt. 
 

Trennung von Fuß- und  
Radverkehr

Grundsätzlich ist eine Trennung von Fuß- 
und Radverkehr zu befürworten. Eine 
gemeinsame Führung von Fuß- und Rad-
verkehr wird bei Neu- und Umbaumaß-
nahmen bereits heute nur nach genauer  
planerischer und verkehrstechnischer Prü-
fung entsprechend der einschlägigen Emp-
fehlungen und Richtlinien angewandt. 
Aufgrund von örtlichen Gegebenheiten – 
zum Beispiel engen räumlichen Situationen 
in Innenstädten – können nicht immer für 
alle Verkehrsteilnehmer idealtypische Ver-
kehrsanlagen angeboten werden. 

Daher wird die angestrebte getrennte Füh-
rung nicht kurzfristig umzusetzen sein. Auf 
stark ausgelasteten Fahrbahnen ist zudem 
das subjektive Sicherheitsempfinden von 
unsicheren Radfahrern meist geringer 
ausgeprägt. Es ist daher insbesondere in 
Übergangsphasen bis zu einer Neu- bzw. 
Umbaumaßnahme mitunter erforder-
lich, diese Führungsform anzubieten.  Es 
ist daher positiv zu vermerken, dass die 
gemeinsame Führungsform nicht grund-
sätzlich ausgeschlossen wird. 

Fußverkehrsnetze  

Insgesamt fehlt es an einem Wechselspiel 
mit Fußverkehrsnetzen. Diese sollten bei 
Planung, Bau und Betrieb von Fußver-
kehrsanlagen besonders berücksichtigt 
werden. Die gesetzlich vorgesehenen 
Haupterschließungsachsen für den Fußver-
kehr sind nicht klar definiert; ebenso wenig 
was unter einer priorisierten Führung zu 
verstehen ist.  

Die kommunalen Spitzenverbände regen 
an, das Förderprogramm Nahmobilität 
auch auf die Entwicklung von Fußver-
kehrsnetzen und Fußverkehrsstrategien zu 
erstrecken und im Aktionsplan zu hinter-
legen. 

bei Bedarf Voraussetzung einer Förderung. 
Der Bedarf soll sich laut Gesetzesbegrün-
dung nach den Auswirkungen auf die Ver-
kehrssicherheit richten.
 

Abbiegeassistenzsystem  

Die kommunalen Spitzenverbände begrü-
ßen die Selbstverpflichtung des Landes zur 
Nachrüstung aller landeseigenen Nutzfahr-
zeuge mit einem Abbiegeassistenzsystem 
ausdrücklich. Bis eine flächendeckende 
Nachrüstung mit Abbiegeassistenzsyste-
men umgesetzt ist, sollte an besonders 
gefährdeten Stellen und Kreuzungen über 
eine Verankerung von Spiegellösungen im 
Gesetz nachgedacht werden (Trixi-Spiegel).  
Es wäre zudem wünschenswert, wenn 
auch die Nachrüstung kommunaler Nutz-
fahrzeuge finanziell unterstützt würde. 
Kommunale Nutzfahrzeuge sind im kom-
munalen und insbesondere innerörtlichen 
Straßennetz deutlich häufiger anzutreffen 
als landeseigene Nutzfahrzeuge, weshalb 
diese nicht außen vorgelassen werden dür-
fen.
  

Fußverkehr  

Die kommunalen Spitzenverbände begrü-
ßen, dass auch der Fußverkehr als Nahmo-
bilitätsform gestärkt werden soll. Die 
Bedeutung des Fußverkehrs ist nicht hoch 
genug einzuschätzen. Alle Arten der Mobi-
lität beginnen oder enden mit einem Fuß-
weg. Vor allem Kinder, Jugendliche und 
Senioren sind auf ein hochwertiges Fuß-
verkehrsnetz angewiesen.  

In der Gesetzesbegründung wird erläu-
tert, unter welchen Aspekten Gehwege 
„besonders“ berücksichtigt werden sollen. 
Dies sollte auch im Gesetzestext Nieder-
schlag finden. Eine Betrachtung der Bela-
stung und Klassifizierung der betroffenen 
Straßen und Wege greift aber aus unserer 
Sicht zu kurz. Es sollte auch die Einbin-
dung des betroffenen Abschnittes etwa 
in ein Fußverkehrsnetz betrachtet werden 
und damit ein etwaiges künftiges Nach- 
fragepotential berücksichtigt werden kön-
nen. 
 

Planung, Bau und Betrieb  
von Fußverkehrsanlagen  

Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Trä-
ger der Straßenbaulast die Belange des 
Fußverkehrs bei der Schaltung von Licht- 

darf nicht unberücksichtigt bleiben, dass 
die Corona-Pandemie einen erheblichen 
Einfluss auf die Wahl der Verkehrsmittel 
hat. Auf der einen Seite wurde das Fahr-
rad vielerorts als sicheres, weil individuelles 
Verkehrsmittel neu bzw. wiederentdeckt. 
Diese positive Verknüpfung gilt es auf-
rechtzuerhalten und zu verstärken. Auf der 
anderen Seite hat der ÖPNV zugunsten 
des MIV an Vertrauen verloren.
  

Öffentlichkeitsarbeit  

Eine zielgerichtete, transparente und bür-
gernahe Kommunikation sind ein wesent-
licher Erfolgsfaktor für eine Veränderung 
des Modal Split. Die Akzeptanz und damit 
die Nutzung von Rad- und Fußverkehr sind 
in entscheidendem Maße davon abhängig, 
dass die Vorteile und Werte verständlich 
und nachvollziehbar transportiert werden. 
Öffentlichkeitsarbeit umfasst dabei auch 
Partizipationsverfahren. Die Bürgerinnen 
und Bürger müssen in die Veränderungen 
zum Beispiel hinsichtlich der Verteilung 
von Verkehrsflächen einbezogen werden.  

Auch diese Instrumente sollte das Land 
stärken und entsprechend fördern. Inso-
fern geht es auch um eine Bewusstseinsän-
derung bei den Bürgerinnen und Bürgern. 
Die Kommunikation muss daher nachhal-
tig, aber auch ganz konkret auf bestimmte 
bauliche Maßnahmen bezogen sein. Bei 
der Öffentlichkeitsbeteiligung muss zudem 
darauf geachtet werden, dass auch die 
Nutznießer eines Vorhabens (z.B. die Rad-
fahrer oder Fußgänger einer Stadt, eines 
Kreises oder einer Gemeinde insgesamt) 
hinreichend in die Beteiligung einbezogen 
werden, nicht nur die unmittelbar betrof-
fenen Anwohnerinnen und Anwohner. Die 
im Gesetzentwurf genannte Öffentlich-
keitsarbeit darf daher nicht nur allgemeiner 
Natur sein, sondern muss sich in Bürgerbe-
teiligungsformaten vor Ort widerspiegeln, 
die der jeweiligen Aufgabe entsprechen. 
 

Verkehrssicherheitsprogramm 
und Sicherheitsaudit

Die Erkenntnisse aus dem Verkehrssi-
cherheitsprogramm und der Analyse von 
Unfallursachen und Risikogruppen sollte in 
den Erlass zur Unfallkommission (UK) ein-
fließen. Die UK ist ein wesentliches Instru-
ment zur Verkehrswende und ist zukünftig 
zu stärken. 

Hinsichtlich der Straßen und Radwege im 
klassifizierten Netz sind Sicherheitsaudits 
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müssen dieser selbstverständlich weiter 
zur Verfügung stehen, ggf. sind margina-
le Umwege aber in Kauf zu nehmen. Es 
sollte daher möglichst auf eine getrennte, 
mindestens aber auf eine klar festgelegte 
Führungsform hingewirkt werden.
 

Digitale Netzaufbereitung 

In Zeiten der Digitalisierung ist die digitale 
Netzaufbereitung ein neuer, aber wesentli-
cher Aspekt, der bei der Planung von Rad-
verkehrsnetzen eine wichtige Rolle spielt. 
Denn die Radwege enden weder an der 
Stadt- noch an der Kreisgrenze. Wichtig ist 
in diesem Zusammenhang aber nicht nur 
die Sicherstellung der digitalen Bereitstel-
lung des Radverkehrsnetzes, sondern auch 
die Bereitstellung eines aktuellen und ein-
heitlichen Beschilderungskatasters. Auch 
hier kann das Land Unterstützungsarbeit 
leisten. Darüber hinaus sollte auch ein 
Rahmen für Verkehrsplanung (vor allem 
im Bereich des Radverkehrs) durch anony-
misierte und aggregierte Mobilfunkdaten 
geschaffen werden, da dies für die Zukunft 
einen durchaus wichtigen Bestandteil der 
Planung der Nahmobilität darstellen kann.
 

Andere Formen der  
Nahmobilität: Elektro- 
kleinstfahrzeuge 

Die in dem Gesetzentwurf vorgesehene 
bedarfsorientierte Ausweisung gesonder-
ter Bereiche für das Abstellen von Elek-
trokleinstfahrzeugen erscheint sinnvoll. 
Noch nicht abschließend geklärt ist in 
diesem Zusammenhang die Frage, ob es 
sich bei stationslosen Sharing-Angeboten 
für Elektrokleinstfahrzeuge um erlaubnis-
freien Gemeingebrauch oder erlaubnis-
pflichtige Sondernutzung handelt. Hierzu 
regen die kommunalen Spitzenverbände 
dringend an, eine landesrechtliche Klärung 
herbeiführen. Grundsätzlich muss es den 
Kommunen ermöglicht werden, die unter-
schiedlichen Leihsysteme zu harmonisieren 
und zu ordnen. Dies schließt bei Bedarf und 
Notwendigkeit auch Nutzungseinschrän-
kungen ein – ggf. auch die Möglichkeit, 
vorrangig zu bedienende Sammelstandorte 
zu definieren. Daher ist hier eine gesetz
liche Klarstellung zur Sondernutzung durch 
Elektrokleinstfahrzeuge aus Sicht von  
Städtetag NRW, Landkreistag NRW und 
Städte- und Gemeindebund NRW ange-
bracht.
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müssen durch das Land gefördert werden 
können. Ohne entsprechende Förderpro-
gramme ist die Umsetzung der innerört-
lichen Maßnahmen anderenfalls häufig 
nicht oder zeitlich stark verzögert möglich.
  

Lokale und überörtliche  
Radverkehrsnetze 

Hier sollte konkretisiert werden, wie sich 
die unterschiedlichen Radverkehrskonzep-
te ineinander einfügen sollen und wie ins-
besondere die Kommunikation mit anderen 
Straßenbaulastträgern verbessert werden 
kann. Vor allem an Knotenpunkten oder 
an Stellen, wo Radwege unterschiedlicher 
Baulastträger aufeinandertreffen, ist eine 
engere Abstimmung als bislang notwen-
dig. Hierfür sind geeignete Schnittstellen 
zu schaffen. 

Darüber hinaus muss aus kommunaler 
Sicht für andere Träger der Straßenbau-
last wie insbesondere dem Land NRW, in 
Bezug auf Landesstraßen oder Bundesstra-
ßen, eine Zusammenwirkungspflicht mit 
den Gemeinden und Gemeindeverbänden 
gesetzlich geregelt werden. Zudem sollte 
eine klare Ansprechpartnerstruktur beim 
Landesbetrieb Straßenbau für die Städte, 
Kreise und Gemeinden in Bezug auf den 
Bau und Ausbau von Verkehrswegen im 
Kontext mit der Straßenbaulast des Landes 
NRW geschaffen werden.  Wir regen eine 
entsprechende Konkretisierung der Rege-
lung an.
 

Nutzung von Wirtschaftswegen  

In der Sache ist eine stärkere Nutzung von 
Wirtschaftswegen für den Radverkehr 
grundsätzlich zu befürworten, da die Infra-
struktur im Außenbereich häufig bereits 
gut ausgebaut ist und ein qualifiziertes 
Wegenetz vorhanden ist. Dies muss aller-
dings in ein Konzept eingebettet werden, 
um Zielkonflikte mit dem land- und forst-
wirtschaftlichen Verkehr zu vermeiden. 
Dies kann etwa dadurch geschehen, dass 
die heute bereits vom Land NRW geför-
derten Wegenetzkonzepte nicht nur aus 
dem Blickwinkel der Land- und Forstwirt-
schaft betrachtet werden, sondern in den 
Wegenetzkonzepten auch bedeutsame 
Verbindungen für den Radverkehr festge-
legt werden können. Hierbei muss es sich 
um direkte und schnelle Verbindungen 
zwischen Orten bzw. Ortsteilen handelt, 
auf denen der Radverkehr entsprechend 
privilegiert geführt wird. Für die Land-
wirtschaft bedeutsame Wege sollen und 

Grundsätze  
des Radverkehrs 
In dem Gesetzentwurf wird festgelegt, 
dass das Land die Radverkehrsinfrastruk-
tur in seiner Baulast weiter ausbaut. Dies 
ist grundsätzlich zu begrüßen, sollte aber 
um den Aspekt einer kommunalen Betei-
ligungsform erweitert werden.  Kommu-
nen haben ein hohes Maß an Expertise, 
wenn es um die lokalen Verhältnisse und 
Bedürfnisse geht. Aus diesem Grunde 
sollte festgeschrieben werden, dass auch 
Kommunen Anregungen zum Ausbau der 
Radverkehrsinfrastruktur an Landesstraßen 
geben können und diese zwingend in die 
Abwägung mit einfließen sollten.  

Es ist ferner grundsätzlich zu begrüßen, 
dass das Land den Ausbau der Rad-
verkehrsinfrastruktur in der Baulast der 
Gemeinden fördert. Häufiges Problem sind 
neben fehlenden finanziellen Ressourcen 
aber auch mangelnde personelle Ressour-
cen, insbesondere im Bereich der Planung. 
Hier ist dringend Unterstützung notwen-
dig, entweder in Bezug auf die Förderung 
von Personalstellen oder durch landesseiti-
ge Bereitstellung eines „Planerpools“, auf 
den Kommunen bei Bedarf zurückgreifen 
können. Letzteres hätte den Vorteil, dass 
Kommunen die Planerstellen nicht selbst 
vorhalten müssten, was insb. bei kleineren 
Gemeinden zunehmend schwierig ist.
 

Festlegung Radvorrangnetz 

Die Festlegung eines Radvorrangnet-
zes ist eine bedeutsame Neuerung in 
dem vorliegenden Gesetzentwurf. Hier 
wird der Forderung insbesondere auch 
des kreisangehörigen Raumes Rechnung 
getragen, dass vielfach auch zwischen 
kreisangehörigen Kommunen Bedarf für 
attraktive und gut ausgebaute Radwege-
verbindungen besteht, die über den ERA-
Standard hinausgehen, jedoch unterhalb 
des Radschnellwegestandards liegen. Von 
elementarer Bedeutung wird es sein, auch 
den Landesbetrieb Straßenbau auf dieses 
Radvorrangnetz und den Radvorrangrou-
tenstandard zu verpflichten und insgesamt 
den Landesbetrieb personell, finanziell und 
rechtlich verstärkt in die Lage zu versetzen, 
den Radwegebau in eigener Baulast inten-
siver als bisher voranzutreiben. 

Die Festlegung des Radvorrangnetzes 
muss in Abstimmung mit den kommunalen 
Radverkehrskonzepten erfolgen. Zudem 
müssen auch Stadtteilverbindungen sowie 
-anbindungen ausreichend berücksichtigt 
werden. Auch kleinteilige lokale Konzepte 
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Die Unwetterkatastrophe vom 14. und 
15. Juli 2021 hat rund ein Drittel 

der nordrhein-westfälischen Kreise stark 
getroffen. Die Folgen der verheerenden 
Regenfälle stellt die betroffenen Kommu-
nen vor enorme Herausforderungen, die 
sie aus eigener Kraft nicht stemmen kön-
nen. So standen die bereits angelaufenen 
Soforthilfen und die Maßnahmen zum 
Wiederaufbau im Mittelpunkt der Vor-
standssitzung des Landkreistags NRW. 
Die NRW-Landräte der betroffenen Krei-
se berichteten, wie die Soforthilfe vor Ort 
angelaufen ist. Dank der Unterstützung 
durch ehrenamtliches Engagement, groß-
zügige Spenden vieler Privathaushalte und 
Hilfsorganisationen sowie einer Soforthilfe 
von Bund und Land in Höhe von 200 Mil-
lionen Euro (davon 65 Millionen Euro für 
die Kommunen) konnten die betroffenen 
Kommunen Maßnahmen zur Rettung, Ber-
gung und Beseitigung der gravierendsten 
Schäden einleiten. 

Neben der akuten Schadensbewälti-
gung gewinnt nun der Wiederaufbau der 
zerstörten Infrastruktur zunehmend an 
Bedeutung. Der Vorstand tauschte sich 

Vorstand des LKT NRW berät über Folgen der  
Unwetterkatastrophe

Die nordrhein-westfälischen Landrätinnen und Landräte haben sich im Rahmen ihrer Vorstandssitzung am 14. Septem-
ber 2021 über die Folgen der Unwetterkatastrophe, die weitere Entwicklung in der Corona-Pandemie, den Pakt für den 
Öffentlichen Gesundheitsdienst sowie die Änderung des Wohn- und Teilhabegesetztes ausgetauscht. Die Sitzung fand 
im Videoformat statt. 

Die Vorstandssitzung wurde als Videokonferenz unter dem Vorsitz von Präsident Landrat Thomas Hendele durchgeführt.
� Quelle: LKT NRW

Rege Diskussion unter den Vorstandsmitgliedern.� Quelle: LKT NRW
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damit beauftragt, unter Berücksichtigung 
der jüngsten Ereignisse zu untersuchen, 
wie der Katastrophen- und Bevölkerungs-
schutz weiterentwickelt werden kann. 

Um der Entwicklung und den künftigen 
Herausforderungen des Bevölkerungs-
schutzes auch im Verband noch besser 
Rechnung zu tragen, beschloss der Vor-
stand des LKT NRW, in Nachfolge der 
bisherigen Arbeitsgemeinschaft Bevöl-
kerungsschutz einen Fachausschuss für 
Bevölkerungsschutz zu gründen. Zudem 
waren sich die NRW-Landrätinnen und 
NRW-Landräte darüber einig, dass der 
Katastrophen- und Bevölkerungsschutz 
weiterentwickelt werden müsse. 

Dazu gehöre z.B. eine bessere personelle 
und sachliche Ausstattung genauso wie 
einen Ausbau des Sirenensystems, der 
auch mobile Sirenen o.ä. vorsehe. Ziel 
müsse es sein, die Bürgerinnen und Bür-
ger schnell und möglichst unabhängig 
von mobilen Internetverbindungen infor-
mieren und warnen zu können. Ein Mix 
aus allen verfügbaren analogen und digi-
talen Warninstrumenten sei angezeigt. 
 

Corona-Pandemie und  
Impffortschritt

Neben der Unwetterkatastrophe beschäf-
tigte den Vorstand auch die weiterhin 
anhaltende Corona-Krise. Durch eine 
grundlegende Neufassung der Corona-
schutzverordnung gilt in NRW grund-
sätzlich die sogenannte 3G-Regel. Zudem 
eröffnen die hohe Impfquote sowie weit-
gehende Hygiene- und Präventionsmaß-
nahmen neue Möglichkeiten im Umgang 
mit der Pandemie. Entsprechend disku-
tierte der Vorstand, wie auch die Rege-
lungen für Quarantäne und Kontaktnach-
verfolgung anzupassen seien. Diese hatte 
die Landesregierung bereits im Kita- und 
Schulbereich dahingehend geändert, dass 
grundsätzlich nur für positiv getestete und 
symptomatische Personen eine Quaran
täne verhängt werden sollte. 

Der Vorstand forderte eine einheitliche 
und vereinfachte Regelung für alle Berei-
che. Die Maßstäbe für die Kontaktnach-
verfolgung im Kita- und Schulbereich 
seien auch auf andere Lebensbereiche 
übertragbar. Quarantänemaßnahmen und 
Kontaktnachverfolgung müssten insbeson-
dere in Bereichen, in denen die 3G-Regel 
gelte, im Verhältnis zur Infektionslage und 
zur Lage in Krankenhäusern gesehen wer-
den. In den Kliniken und Intensivstationen 
würden ganz überwiegend Menschen, die 

auch entsprechende rechtliche Rahmen-
bedingungen erforderlich, zum Beispiel 
Erleichterungen im Planungs- und Ver-
gaberecht. Daher war sich der Vorstand 
einig, dass neben dem Land auch Bund 
und EU gefordert seien. Entsprechende 
Vorschläge waren mit Unterstützung der 
Geschäftsstelle des LKT NRW bereits über 
die kommunalen Spitzenverbände auf 
Bundesebene zusammen mit dem Verband 
kommunaler Unternehmen (VKU) einge-
bracht worden. Darin wurden folgende 
zentrale Vorschläge unterbreitet: 

– �In einem „Wiederaufbaubeschleuni-
gungsgesetz“ des Bundes sollten recht-
liche Erleichterungen im Bau-, Planungs- 
und Genehmigungsrecht normiert wer-
den, die entweder zeitlich und räumlich 
begrenzt gelten oder als generelle Mög-
lichkeit für Katastrophenfälle vorgesehen 
werden.  

– �Nach Abstimmung mit der EU-Kommis-
sion sollte der Bund zur Beschleunigung 
von Beschaffungsvorgängen Erleichte-
rungen im Vergaberecht oberhalb der 
EU-Schwellenwerte vorsehen. Zugleich 
sollten die betroffenen Länder den ihnen 
eröffneten Spielraum für vergaberecht-
liche Erleichterungen unterhalb der 
Schwellenwerte ausschöpfen.

– �Noch mehr als bislang sollten künftig bei 
der Wiederherstellung von Siedlungsflä-
chen und zerstörter Infrastruktur klima-
bedingte Bedrohungsszenarien einbezo-
gen werden. Beim Wiederaufbau sollte 
auf eine zeitgemäße klimafolgenange-
passte Infrastruktur geachtet werden.

– �Im Bereich des Bevölkerungsschutzes 
müsse über eine Weiterentwicklung der 
bestehenden Warn- und Alarmierungs-
systeme nachgedacht werden (Ergän-
zung der bisherigen Warnsysteme um 
das Cell-Broadcast-System, Stärkung des 
Sirenensystems etc.). 

Weiterentwicklung  
des Bevölkerungsschutzes

Der Vorstand befasste sich auch mit der 
zunehmenden Bedeutung des Katastro-
phen- und Bevölkerungsschutzes. Im 
Zuge des Klimawandels müsse mit einer 
Zunahme der Naturkatastrophen gerech-
net werden. Damit gingen nicht zuletzt 
für den Katastrophen- und Bevölkerungs-
schutz zusätzliche Herausforderungen 
einher. In einer ersten Reaktion hatte die 
NRW-Landesregierung den langjährigen 
Präsidenten des THW, Albrecht Broemme, 

über die aktuellen Maßnahmen vor Ort, 
überörtliche Unterstützung sowie anste-
hende Aufgaben aus. Die Bewältigung der 
Folgen des verheerenden Unwetters vom 
Juli bleibe für alle betroffenen Kommunen 
ein enormer Kraftakt. 

Daher begrüßten die NRW-Landrätinnen 
und NRW-Landräte, dass sich Bund und 
Länder am 10. August 2021 darauf ver-
ständigt hatten, einen nationalen Fonds 
„Aufbauhilfe 2021“ als Sondervermögen 
des Bundes mit 30 Milliarden Euro einzu-
richten, der jeweils zur Hälfte von Bund 
und Ländern finanziert wird. 

Kurz nach den Beschlüssen von Bundestag 
und Bundesrat für das Aufbauhilfegesetz 
2021 für die von der Starkregen- und Hoch-
wasserkatastrophe betroffenen Regionen 
veröffentlichte die Landesregierung am 
13. September 2021 die entsprechende 
Förderrichtlinie „Wiederaufbau Nordrhein-
Westfalen“. Für den Wiederaufbau stehen 
in NRW nun Mittel in Höhe von 12,3 Mil-
liarden Euro aus dem Wiederaufbaufonds 
2021 bereit. Auf dieser Grundlage können 
seit dem 17. September 2021 Anträge auf 
Aufbauhilfen beantragt werden. 

Mit Blick auf die Förderrichtlinie des Landes 
zum Wiederaufbau kritisierte der Vorstand, 
dass diese teilweise klärungsbedürftig sei, 
etwa bei bau- und wasserrechtlichen Fra-
gestellungen. Zudem wurde angemerkt, 
dass in den vom Land übersandten Listen 
von Fachbetrieben auch Unternehmen 
aufgeführt worden seien, die überzogene 
Preise verlangten. 

Dass die Bezirksregierungen als Bewilli-
gungsbehörden vorgesehen seien, wertete 
der Vorstand positiv. Um Bürgerinnen und 
Bürger bei der Antragstellung zu beraten 
und zu unterstützen, beabsichtigen die 
betroffenen NRW-Kreise überwiegend, 
vor Ort entsprechende Anlaufstellen ein-
zurichten. In dem Zusammenhang beton-
ten sie, wie wichtig die von NRW-Kommu-
nalministerin Ina Scharrenbach angekün-
digte personelle Unterstützung sei, denn 
es gebe sowohl im Bereich der allgemeinen 
Verwaltung als auch im technischen Ver-
waltungsdienst teilweise erhebliche Perso-
nalengpässe. 

Wiederaufbau nach  
Unwetterkatastrophe in NRW

Um den Wiederaufbau voranzutreiben 
seien neben den finanziellen Mitteln, die 
nun möglichst rasch, transparent und 
unbürokratisch ausgezahlt werden sollten, 
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seine Zustimmung für die Landesregierung 
erteilt.

Weitere Themen

Darüber hinaus befassten sich die NRW-
Landrätinnen und NRW-Landräte mit der 
Förderung des U3-Ausbaus bei Kinder-
tagesstätten. Dazu forderte der Vorstand 
die gesetzliche rechtliche Grundlage zu 
schaffen, um die Fördermittel bedarfsge-
recht einsetzen zu können. Dies betreffe 
nicht nur den U3-Ausbau sondern auch 
die seit Jahren erheblich gestiegene Nach-
frage nach Ü3-Plätzen. Im Hinblick auf die 
geplante Änderung des Wohn- und Teilha-
begesetzes und der Änderung des Ausfüh-
rungsgesetzes zum SGB IX bezweifelte der 
Vorstand die Sachgerechtigkeit des Vorge-
hens des Landes. Insbesondere lehnte der 
Vorstand die Schaffung von Mehrfachzu-
ständigkeiten ab. Zudem müssten eventu-
elle direkte und indirekte Mehrbelastungen 
nach dem Konnexitätsprinzip ausgeglichen 
werden. 

Weitere Beratungspunkte der Vorstands-
sitzung waren die Aufnahme von Flücht-
lingen und insbesondere von früheren sog. 
Ortskräften aus Afghanistan nach dem 
im Juni dort beendeten Engagements der 
Bundeswehr sowie aktuelle Polizeithemen. 

EILDIENST LKT NRW
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(MAGS) übersandt (vgl. EILDIENST LKT 
NRW Nr. 10/Oktober 2020, S. 440).

Auf Basis dieses Papiers wurde seit Ende 
2020 in einer kleinen Verhandlungsgrup-
pe des MAGS mit den kommunalen Spit-
zenverbänden und unter Einbeziehung 
von Praktikerinnen und Praktikern aus den 
Gesundheitsämtern, aber auch den Quer-
schnittsämtern intensiv über die Umset-
zung in NRW verhandelt. 

Der Verhandlungsprozess geriet immer 
wieder ins Stocken, weil weitere Detail-
abstimmungen auf Bund-Länder-Ebene 
erforderlich wurden. Diese betrafen etwa 
die Erfassung des tatsächlichen Personal-
bestandes und die weitere Entwicklung 
durch eine Änderung des Bundesstatistik-
gesetzes sowie die Fortführung der Finan-
zierung über das Jahr 2026 hinaus. Dazu 
konnte zwischen Bund und Ländern keine 
abschließende Einigung erzielt werden. 
Vor diesem Hintergrund wurde die The-
matik der Fortführung ab dem Jahr 2027 
ausgeklammert und die Rahmenvereinba-
rung zunächst zeitlich befristet. Der Vor-
stand stimmte nun der Unterzeichnung der 
nun vorliegenden „Rahmenvereinbarung 
zur Gewährung von Finanzhilfen für den 
Personalaufwuchs im ÖGD im Zeitraum 
1. Februar 2020 bis 31. Dezember 2022“ 
zu, betonte aber zugleich, dass die Finan-
zierung auch über 2026 hinaus dauerhaft 
gesichert werden müsse. Auf Seiten des 
MAGS hatte Minister Laumann bereits 

nicht oder nicht vollständig geimpft seien, 
behandelt – dies zeige: Impfen hilft.

Im Hinblick auf die bevorstehende Schlie-
ßung der Impfzentren zum 30. Septem-
ber 2021 warnte der Vorstand vor dem 
Wegfall wichtiger Impfangebote. Die 
Landesregierung hatte am 10. September 
beschlossen, den Betrieb der kommunalen 
Impfzentren bis Ende September einzu-
stellen. Ab Oktober sollen niedergelassene 
Ärzte und Betriebsärzte den Großteil der 
Corona-Impfungen durchführen. Krei-
se und kreisfreie Städte sind verpflichtet 
durch sogenannte koordinierende Covid-
Impfeinheiten verlässliche organisatorische 
Strukturen lediglich vorzuhalten. Der Vor-
stand war sich darin einig, dass die Impf-
kampagne ein entscheidendes Instrument 
sei, um die Impfquote zu erhöhen und die 
Pandemie entschlossen zu bekämpfen. 
Um alle Bevölkerungsgruppen zu errei-
chen, veranlassten die NRW-Kreise selbst 
ein breites Spektrum an niederschwelli-
gen Impfangeboten. Ein solches Angebot 
dürfe ab Oktober nicht wegfallen. Daher 
forderte der Vorstand, das Land müsse 
zusammen mit den Kassenärztlichen Ver-
einigungen dafür Sorge tragen, dass auch 
nach Schließung der Impfzentren allen 
Bevölkerungsgruppen ein niederschwelli-
ges Impfangebot unterbreitet werde. Die 
Landesregierung müsse zudem gewährlei-
sten, dass die insoweit erforderlichen kom-
munalen Strukturen erhalten und finan-
ziert werden.
 

Pakt für den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst

Auch der Pakt für den Öffentlichen 
Gesundheitsdienst (ÖGD-Pakt) war 
Thema der Vorstandssitzung vom 14. Sep-
tember 2021. Mit dem ÖGD-Pakt werden 
bundesweit insgesamt vier Milliarden Euro 
für den Zeitraum zwischen 2021 und 2026 
zur Verfügung gestellt, um die im Zuge 
der Corona-Pandemie offenbar geworde-
nen Ausstattungsdefizite im Öffentlichen 
Gesundheitsdienst zu kompensieren. Der 
Pakt sieht vor, dass die Umsetzung auf 
Landesebene organisiert wird. Die zu klä-
renden Fragen und eine Positionierung 
aus kommunaler Sicht wurden in einem 
Positionspapier „Eckpunkte zur Verwen-
dung der Mittel des ÖfD-Paktes aus kom-
munaler Sicht“, welches der Vorstand auf 
Empfehlung des Gesundheitsausschusses 
bereits beschlossen hatte, zusammenge-
fasst und als gemeinsame Positionierung 
mit dem Städtetag NRW dem Ministeri-
um für Arbeit, Gesundheit und Soziales 

Der Vorstand diskutierte die zukünftigen Modalitäten zur Fortsetzung der Impfkam­
pagne.� Quelle: LKT NRW
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Lokal bestehen seit vielen Jahren Sicher-
heits- und Ordnungspartnerschaften 

zwischen Polizei, Kommunen, Bundespo-
lizei, Zoll und anderen Behörden. Deren 
Betrachtung beschränkt sich jedoch natur-
gemäß auf die jeweiligen Zuständigkeits-
bezirke. Mit der „Sicherheitskooperation 
Ruhr zur Bekämpfung der Clankriminali-
tät“ werden diese um eine überregionale 
Perspektive ergänzt, die die Metropolregi-
on Ruhr mit ihren 53 Städten und Gemein-
den als Ganzes in den Blick nimmt.

Am 22. Juni 2020 gründeten das Ministe-
rium des Innern des Landes Nordrhein-
Westfalen, die Bundespolizei, die General-
zolldirektion sowie die Städte Dortmund, 
Duisburg und Essen die „Sicherheitskoope-
ration Ruhr“ zur Intensivierung der bezirks- 
und behördenübergreifenden Bekämpfung 
der Clankriminalität in der Metropolregion 
Ruhr. 

Dem Prinzip der „zusammengeschobe-
nen Schreibtische“ folgend, richteten die 

Kooperationspartner eine gemeinsame 
Arbeitsstruktur ein, bestehend aus der 
Leitung der Sicherheitskooperation, einer 
Geschäftsstelle sowie einem Lenkungs-
kreis. Ihr sind keine originären Kompeten-
zen oder operativen Aufgaben übertragen. 
Die Zuständigkeiten der Kooperationspart-
ner und anderer Behörden bleiben insoweit 
unberührt. 

Der Kooperation können alle Kommunen 
des Ruhrgebietes sowie Landes- und Bun-
desbehörden beitreten. Hiervon haben seit 
der Gründung die Städte Bochum, Dor-
sten, Gelsenkirchen, Gladbeck, Hagen, 
Herne, Marl, Mülheim an der Ruhr, Ober-
hausen und Oer-Erkenschwick, der Enne-
pe-Ruhr-Kreis, die Kreise Recklinghau-
sen und Unna sowie die Hochschule für 
Polizei und öffentliche Verwaltung NRW 
Gebrauch gemacht. Die Geschäftsstelle 
mit Sitz in Essen ist die zentrale Arbeits-
einheit der Sicherheitskooperation Ruhr. 
Das Personal wird gegenwärtig durch die 
Polizei Nordrhein-Westfalen, die Bun-
despolizei sowie die Kommunen Dort-
mund, Duisburg und Essen gestellt. Die 
konkrete Aufgabenwahrnehmung erfolgt 
anlassbezogen in enger Zusammenarbeit 
mit den anderen Kooperationspartnern, 
der Steuerverwaltung, der Justiz, den 
Polizeibehörden Nordrhein-Westfalen, 
den Bezirksregierungen sowie weiteren 
Partnern wie beispielsweise der Stiftung 
Deutsches Forum für Kriminalprävention. 
Zudem bestehen Arbeitskontakte u. a. zu 
Polizei- und Kommunalbehörden anderer 
Länder. Die „Sicherheitskooperation Ruhr“ 
befasst sich vor dem Hintergrund der kon-
kreten Problemstellungen in den einzel-
nen Kommunen nicht allein mit türkisch-
arabischstämmigen Großfamilien, sondern 
beispielsweise auch mit vergleichbaren 
Strukturen aus Südosteuropa und Syrien. 
Ziel ist es, die zuständigen Behörden bei 
ihrer Aufgabenwahrnehmung zu unter-
stützen. Dabei stehen die Bekämpfung von 
Straftaten und Ordnungswidrigkeiten glei-
chermaßen Fokus. 

Herbert Reul, Minister des Innern des Landes Nordrhein-Westfalen.
� Quelle: IM NRW/ Ralph Sondermann 

Schreibtische zusammenschieben – Die „Sicherheits
kooperation Ruhr“ im Kampf gegen die Clankriminalität 

Das rechtswidrige und teils öffentlichkeitswirksame Agieren von Mitgliedern der Familienclans stellt neben der Poli-
zei auch weitere Strafverfolgungsbehörden, Kommunalverwaltungen und sonstige Akteure der öffentlichen Hand vor 
wachsende Herausforderungen. Diese erfolgreich zu bewältigen, erfordert nicht zuletzt auch vor dem Hintergrund 
einer modernen vernetzten Gesellschaft ein abgestimmtes und koordiniertes repressives und präventives Handeln der 
zuständigen Stellen. 
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Zusammenfassung 

Eine erfolgreiche präventive wie repressive 
Bekämpfung der Clankriminalität erfor-
dert auf Grund der Vielschichtigkeit des 
Phänomens ein an den jeweiligen lokalen 
Gegebenheiten ausgerichtetes bezirks- 
und behördenübergreifend vernetztes 
Handeln. Die zur Förderung dieses Ansat-
zes eingerichtete „Sicherheitskoopera
tion Ruhr“ trifft bei den Kommunen und 
Behörden im Ruhrgebiet wie auch darüber 
hinaus auf positive Resonanz. Dies belegen 
sowohl die Beitritte weiterer Kooperations-
partner wie auch die aufwachsende Zahl 
an Einzelanfragen von Behörden. 

Mit der engen Verzahnung von spezifi-
schen und unspezifischen Präventions-
ansätzen wie auch von Prävention und 
Repression ganz generell trägt das Modell 
der „Sicherheitskooperation Ruhr“ dem 
Erfordernis eines ganzheitlichen und 
gesamtgesellschaftlichen Ansatzes zur 
Bekämpfung von Kriminalität im Allgemei-
nen und der Clankriminalität im Besonde-
ren Rechnung. Mit den Facharbeitskreisen 
und Analyseprojekten sind Arbeitsmodelle 
geschaffen, welche die praktische Arbeit 
der Behörden vor Ort gezielt unterstützen. 
Und mit dem „SiKo Ruhr-Portal“ steht 
erstmals eine behörden- und bezirksüber-
greifende IT-Plattform für den Wissen-
stransfer und Good-Practice-Austausch zur 
Verfügung. Die gemeinsame Bearbeitung 
von Themen mit übergreifender Bedeu-
tung führt zu Synergieeffekten und fördert 
ein abgestimmtes Handeln über behörd
liche und bezirkliche Grenzen hinweg. Die 
konkret zu behandelnden Themenstellun-
gen richten sich dabei an den Bedarfen der 
Kooperationspartner aus.

Um diese Zusammenarbeit noch weiter 
optimieren zu können, gilt es auch zukünf-
tig im engen Austausch miteinander zu blei-
ben. Hierzu gibt die Veranstaltung „Netz-
werkarbeit mit den Kommunen“, die auf 
meine Einladung im Oktober 2021 stattfin-
det, einen weiteren Impuls. Auf Grundlage 
der Vorstellung von Best-Practice-Ansätzen 
zu den Themen „Sicherheitskooperation 
Ruhr“, „Interbehördlicher Koordinierungs-
kreis Essen“, „Erfahrungen einer Landrats-
behörde mit Ordnungspartnerschaften“ 
sowie „Finanzermittlungen, Finanzströme 
und Vermögensabschöpfung“ werden sich 
Spitzenvertreterinnen und Spitzenvertreter 
ausgewählter Kommunen und Kreispolizei-
behörden zu Möglichkeiten der Verbesse-
rung von Netzwerkarbeit in der Metropol-
region Ruhr austauschen.
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gen entwickelt und den Kooperationspart-
nern zur Verfügung gestellt.

Zur Förderung des Good-Practice-Aus-
tauschs und Wissenstransfers sowie als 
Instrument zur Unterstützung der behörd-
lichen Vernetzung wurde die bezirks- und 
behördenübergreifende IT-Plattform „SiKo 
Ruhr-Portal“ entwickelt. Für Behörden 
und Kommunen außerhalb des Ruhrge-
bietes, die in besonderem Maße mit der 
Thematik Clankriminalität befasst sind, 
besteht ebenfalls die Möglichkeit, hier-
an zu partizipieren. Das Portal organisiert 
sich in mehrere Rubriken. Dabei nehmen 
behördenspezifische Aufgabengebiete 
einen großen Anteil ein. Hier werden zum 
Beispiel Prozessabläufe, Good-Practice-
Modelle, Mustersammlungen und Rechts
tatsachen bereitgestellt. Darüber hinaus 
werden themenspezifisch Informationen 
abgebildet, beispielsweise zu eigen- und 
fremdinitiierten Projekten, Lagebildern und 
zum Informationsaustausch. Zudem ste-
hen für die Facharbeitskreise und behör-
denübergreifenden Projekte spezifische 
geschlossene Bereiche zur Verfügung.

Mit dem in meinem Ministerium entwic-
kelten Projekt "360° – Integration, Ori-
entierung, Perspektiven“ zur Prävention 
von Clankriminalität werden spezifische 
kriminalpräventive Programme gefördert. 
Der Koordinator des Projektes hat seinen 
Arbeitsplatz in den Räumen der Geschäfts-
stelle der „Sicherheitskooperation Ruhr“. 
Diese unterstützt das Projekt personell und 
ergänzt es in enger Abstimmung durch 
Maßnahmen zur Unterstützung der Kom-
munen bei der strukturierten Planung, 
Durchführung und Erfolgsbewertung 
ihrer unspezifischen (primären) Präven
tionsmaßnahmen auf Basis des Programms 
„communities that care“ (CTC).

CTC ist eine ausgearbeitete Rahmenstrate-
gie, um auf der kommunalen Ebene eine 
wirksame Verhinderung von Kriminalität, 
Gewalt, Sucht, Schulversagen und ande-
ren Verhaltensproblemen bei Kindern und 
Jugendlichen entlang des Ansatzes der 
entwicklungsorientierten Prävention zu 
organisieren. Die CTC-Methode soll Kom-
munen dabei unterstützen, ihre Präven-
tionsaktivitäten zielgenauer und an den 
Erkenntnissen über nachgewiesen wirksa-
me Präventionsansätze auszurichten. Die 
Geschäftsstelle der „Sicherheitskooperati-
on Ruhr“ soll als koordinierende Stelle die 
Kommunen bei der Einführung von CTC 
unterstützen und als Bindeglied zwischen 
Kommunen, der Stiftung Deutsches Forum 
für Kriminalprävention sowie der CTC-
Transferstelle beim Deutschen Präventi-
onstag fungieren.

Aufgabenwahrnehmung

In spezifischen Analyseprojekten führen 
die Kooperationspartner die ihnen vorlie-
genden Informationen aus öffentlichen, 
kommunalen und sicherheitsbehördli-
chen Quellen im Rahmen der rechtlichen 
Möglichkeiten zu einer ganzheitlichen 
Betrachtung zusammen. Neben der Analy-
se krimineller Strukturen, die in der Regel 
zur Einleitung von straf- oder steuerstraf-
rechtlicher Ermittlungen führen, werden 
auch Grundsatzthemen behandelt, wie 
etwa die Analyse einer langjährigen kri-
minellen Karriere eines Clanmitgliedes im 
Hinblick darauf, ob und ggf. an welcher 
Stelle Maßnahmen hätten getroffen wer-
den können, um die persönliche Entwick-
lung positiv zu beeinflussen. Ziel ist es, 
Ansätze für künftige Interventions- und 
Präventionsmaßnahmen zur Verhinderung 
krimineller Karrieren zu erarbeiten. Dar-
über hinaus erreichen die Geschäftsstelle 
der „Sicherheitskooperation Ruhr“ nahezu 
täglich Anfragen von Behörden zu kon-
kreten Einzelsachverhalten bzw. Personen. 
Insgesamt ist eine stetige Zunahme solcher 
Anfragen, zum Teil auch aus anderen Län-
dern und Staaten, zu verzeichnen. In den 
meisten Fällen können diese unmittelbar 
beantwortet oder aber an eine zuständige 
Behörde weitervermittelt werden. 

Weitere Schwerpunkte sind gegenwär-
tig die Unterstützung der zuständigen 
Behörden auf den Gebieten des Aufent-
haltsrechts und der Geldwäschepräven-
tion, sowie die Entwicklung eines Hand-
lungsrahmens für behördenübergreifende 
Einsätze und eines Konzeptes zur Einbe-
ziehung kommunaler Erkenntnisse in ein 
übergreifendes Lagebild. 

Zur Befassung mit praktischen Themen-
stellungen im Zusammenhang mit der 
Bekämpfung der Clankriminalität wurden 
sechs Facharbeitskreise (Rotlicht, Shisha, 
Glücksspiel, Bewachungsgewerbe, Vermö-
gensabschöpfung durch Kommunen sowie 
Prävention) eingerichtet. 

Darüber hinaus werden ausgehend von 
den Bedarfen der Kooperationspartner 
übergreifende Themen behandelt. So hat 
sich die „Sicherheitskooperation Ruhr“ vor 
dem Hintergrund von Medienberichter-
stattungen über eine etwaige „Unterwan-
derung von Behörden durch Clans“ mit der 
Thematik „Umgang mit Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst mit Bezügen zu Clan-
strukturen oder extremistischen Bewegun-
gen“ befasst. Aufbauend auf einer qualita-
tiven Analyse in Form von Experteninter-
views zur Objektivierung der Problemlage 
wurden spezifische Handlungsempfehlun-
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In einem Geschäftshaus am Alten Markt 
in der Herforder Innenstadt wurde die 

sogenannte City-Wache eingerichtet, in 
dem Polizeibeamte und Mitarbeitende des 
städtischen Ordnungsamtes ihrer Arbeit 
nachgehen. Und nicht nur jeder für sich, 
sondern gemeinsam.

Bei der Wahl des Standortes wurde beach-
tet, dass dieser innerhalb der Innenstadt 
liegt, leicht für die Bürgerinnen und Bür-
ger sowie die nicht ortskundigen Gäste zu 
erreichen ist und eine gute Verkehrsanbin-
dung – auch für Einsatzfahrzeuge von Poli-
zei und Ordnungsamt – verfügt. 

Ziel dieser Partnerschaft ist – bis heute – 
eine deutliche sichtbare Verbesserung von 
subjektiver und objektiver Sicherheitslage 
in der Innenstadt. 

In den vergangenen Jahren ist die City-
wache in Herford als Anlaufpunkt für die 
Bürgerinnen und Bürger der Innenstadt 
geworden. Sie hat einen festen Platz in 

der Herforder Sicherheitsstruktur einge-
nommen. Die Wache wird zunehmend 
besucht, um vor allem Anzeigen aller Art 
persönlich zu erstatten oder eine Beratung 
durch das Ordnungsamt oder die Polizei 
in Anspruch zu nehmen. In der Herforder 
Innenstadt ist immer etwas los und deshalb 
ist Ziel, die Sicherheit nicht nur objektiv 
existent darstellen, sondern dass Bürger sie 
auch subjektiv empfinden.  

Neben ihrer Funktion als bürgeroffene 
Anlaufstelle dient die Citywache aber auch 
den in der Innenstadt eingesetzten Strei-
fendienstkräften von Ordnungsamt und 
Polizei als Start- und Anlaufpunkt ihrer 
Streifentätigkeit. In der Citywache kön-
nen die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
beider Dienststellen zu gleichen Teilen die 
notwendigen Schreibarbeiten erledigen, 
erforderliche Durchsuchungen von Perso-
nen oder Sachen vornehmen, aber auch 
die dortigen Sozialräume nutzen. In der 
Citywache gibt es vier Arbeitsplätze, zwei 
für die Polizei und zwei für die Stadt.

Neben der Bearbeitung von Anfragen/
Anliegen in der City-Wache sind die Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeiter auch zu 
Fuß (sog. „Fuß-Streife“) in der Innenstadt 
unterwegs. Zu der Erledigung von kleine-
ren polizeilichen Einsätzen können somit 
auch ordnungsamtliche Aufgaben über-
nommen werden. Das führt sowohl zur 
Arbeitsentlastung im Bereich des Wach-
dienstes der Polizei, als auch zur Entlastung 
von städtischen Aufgaben, die sonst durch 
andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
getätigt werden müssten.

„Die Ordnungspartnerschaft ist ein 
Erfolgsmodell“, bestätigt auch Herfords 
Bürgermeister Tim Kähler. „Sie hat sich 
bewährt, denn auch die Anforderungen an 
die Kolleginnen und Kollegen sind in den 
vergangenen Jahren deutlich gestiegen. Es 
gibt immer mehr Anzeigen und Beschwer-
den, die bei der Citywache vorgebracht 
werden und auch immer mehr Kontrollen. 
Denken wir nur an die Corona Zeit. Des-
halb haben wir von städtischer Seite aus 
auch das Personal erhöht.“

Um den wachsenden Anforderungen 
gerecht zu werden hat die Stadt 2019 die 
Zahl ihrer Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
in der City-Wache um zwei aufgestockt, 
die Polizei um einen weiteren Polizeibe-
amten. Das Konzept der Zusammenarbeit 
wurde damit erweitert und beschränkt sich 
zukünftig nicht mehr nur auf die direkte 
Innenstadt, sondern im weiteren Ausmaß 
auf das gesamte Stadtgebiet. 

Durch den höheren Personalansatz von 
Polizei und Ordnungsamt konnte die zeit

Zusammenarbeit zwischen Polizei und Ordnungsamt –  
ein erfolgreiches Projekt im Wittekindskreis

Seit mehr als 20 Jahren gilt sie als Erfolgsmodell:  Die Herforder Citywache, in der Polizistinnen, Polizisten, städtische 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des Ordnungsamts zusammenarbeiten und in der Innenstadt gemeinsam auf Streife 
gehen. Ordnungspartnerschaft wird das Modell genannt. Im Jahr 2000 entstand das gemeinsame Projekt zwischen der 
Stadt Herford und der Kreispolizeibehörde Herford. 

DIE AUTORIN

Simone Lah-Schnier, 
Pressesprecherin der 
Kreispolizeibehörde 
Herford
Quelle: Kreis Herford

Citywache am Alten Markt in Herford. � Quelle: Kreis Herford
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City-Wache seit vielen Jahren sichtbarer 
Ausdruck der funktionierenden Ordnungs-
partnerschaft zwischen Stadt und Polizei 
ist. Auch zukünftig soll das gelungene 
gemeinsame Projekt ihren Standort in der 
Herforder Innenstadt beibehalten werden. 
Sehr viel Wert lege ich auch darauf, dass 
die Polizei und Ordnungskräfte vor Ort 
für unsere Bürgerinnen und Bürger sicht-
bar und ansprechbar sind. Wir haben die 
Bevölkerung mit diesem Modell voll hinter 
uns.“ 

Wohl auch deshalb wird auch in anderen 
Kommunen diese Art von Ordnungspart-
nerschaft auch schon seit einigen Jahren 
erfolgreich durchgeführt. 
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Bereichen hat sich mittlerweile nicht nur auf 
die City-Wache beschränkt, sondern zeigt 
sich auch deutlich in weiteren gemein-
samen Einsätzen. Im Rahmen von groß-
flächig angelegten Kontrollmaßnahmen 
im Innenstadtbereich werden neben den 
polizeilichen Maßnahmen wie Verkehrs-
überwachung auch gemeinsame Über-
prüfungen von Diskotheken, Restaurants, 
Shisha-Bars, etc. durchgeführt. Damit soll 
das Sicherheitsgefühl bei den Bürgerinnen 
und Bürgern nochmals erhöht werden und 
zeigt sich auch in vielen positiven Rückmel-
dungen an Stadt und Polizei wieder. 

Die Citywache bleibt ein Erfolgsmodell 
mit Zukunft, resümiert auch Jürgen Mül-
ler, Landrat des Kreises Herford: „Für den 
Kreis, die Stadt und die Polizei besteht 
uneingeschränkt Einigkeit darin, dass die 

liche Flexibilität für Bürgerinnen und Bür-
ger des Wittekindskreises und auch der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter verbes-
sert werden. 

Bislang waren die Polizeibediensteten und 
Ordnungsamtsmitarbeitende nur zu fest-
gelegten Zeiten von 11.30 bis 19.00 Uhr in 
der City-Wache und Innenstadt erreichbar. 
Mit den jetzt zusätzlichen Kräften des Ord-
nungsamtes und der Polizei erfolgen ana-
log zum Polizeidienst auch Maßnahmen, 
wie Kontrollen von Schulhöfen oder allge-
meinen Treffpunkten in Früh- und Spät-
schicht. Die deutliche erkennbare höhere 
Präsenz wird gerade auch von Bürgerinnen 
und Bürgern positiv wahrgenommen. 

Die aus den letzten Jahren entstandene 
gute Zusammenarbeit zwischen beiden 

Verstärkung kreisweiter kommunaler Ordnungsdienste 
durch interkommunale Zusammenarbeit mit der  
Kreispolizeibehörde

Öffentliche Sicherheit und Ordnung ist eine wesentliche Grundlage der Lebensqualität. Sie zu erhalten und sicherzu-
stellen ist eine Aufgabe, die alle Verantwortungsträger in Staat und Gesellschaft in ihrer jeweiligen Funktion betrifft. 
Der Oberbergische Kreis hat in seinem Kreisgebiet zur Stärkung der Sicherheit im öffentlichen Raum bereits im Jahr 
2017 die Kooperationsvereinbarung „Ordnungspartnerschaft Sicherheit“ ins Leben gerufen. Innerhalb dieser Zusam-
menarbeit bringen der Kreis und seine 13 zugehörigen Kommunen zusammen mit der Kreispolizeibehörde ihre Kom-
petenzen im Rahmen ihrer jeweiligen originären gesetzlichen Zuständigkeiten ein. Oberziele dieser Kooperation sind 
die Steigerung der sichtbaren Präsenz aller hoheitlich tätigen Ordnungskräfte im öffentlichen Raum, die Durchführung 
gemeinsamer Schwerpunkteinsätze bei geeigneten Problemlagen und die Verbesserung des Informationsaustausches 
unter den Beteiligten.

Ausgangslage und  
Projekteinführung

Der Oberbergische Kreis (OBK) gehört 
zu den sichersten Kreisen in Nordrhein-
Westfalen. Im Kreisgebiet leben derzeit 
ca. 272.000 Menschen in insgesamt 13 
kreisangehörigen Kommunen. Die teilwei-
se ländlichen Strukturen des OBK und seine 
mit 918 Quadratkilometer (www.obk.de/
kommunen) große räumliche Ausdehnung 
stellen oft besondere Anforderungen an 
die hier tätigen Ordnungsbehörden. Damit 
in Zeiten der knappen Haushaltsmittel und 
der sich deshalb regelmäßig reduzierenden 

Personalressourcen der Sicherheitsstandard 
dauerhaft erhalten und das Sicherheitsge-
fühl in der Bevölkerung langfristig gewahrt 
werden kann, haben sich auf Initiative des 
Landrates Jochen Hagt, die Bürgermeister 
und Bürgermeisterinnen und die Kreispo-
lizeibehörde des Oberbergischen Kreises 
im Jahr 2017 auf einen kontinuierlichen 
und strukturierten Ausbau der bisherigen 
Zusammenarbeit im Bereich der öffent
lichen Sicherheit und Ordnung geeinigt. 

Ziel war eine gemeinsame Ordnungspart-
nerschaft, die alle wesentlichen Kompe-
tenzen der Behörden bündelt und eine 
verbesserte Zusammenarbeit ermöglicht. 

Alle Akteure einte dabei die Überzeugung, 
dass das Thema Sicherheit und Ordnung in 
einer Kommune wesentlichen Einfluss auf 
die Lebens- und Wohnqualität hat und so 
Einfluss auf einen wichtigen Standortfaktor 
nimmt.

DIE AUTORIN

Birgit Hähn,  
Ordnungsdezernentin 
Oberbergischer Kreis
Quelle: privat
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der Beteiligten im Streifendienst fundierter 
abbilden. Erklärte Absicht ist es, die Sicht-
barkeit und Wahrnehmbarkeit hoheitlicher 
Ordnungskräfte im kreisweiten öffent
lichen Raum zu steigern.

Operative Umsetzung und 
Maßnahmen

Der Oberbergische Kreis übernimmt im 
Rahmen der Kooperationsvereinbarung 
die koordinativen Aufgaben der Zusam-
menarbeit. Ein zentrales Element des Pro-
jektes ist die Förderung von Neueinstel-
lungen bzw. Stellenaufstockungen in den 
Kommunen durch einen Personalkosten-
zuschuss von jährlich bis zu 35.000 € pro 
Kommune. Diese Förderung wurde sehr 
schnell und gut angenommen. Alle betei-
ligten Kommunen beschäftigen seit Janu-
ar 2018 zusätzliche Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter im Außendienst. Als zweiten 
wesentlichen Systembestandteil organi-
siert und finanziert der Oberbergische 
Kreis ein jährliches Fortbildungsangebot, 
um die kommunalen Außendienstkräfte 
regelmäßig zu qualifizieren. Zusammen 
mit dem Rheinischen Studieninstitut Köln, 
erfahrenen Einsatztrainern der Kreispolizei-
behörde und ausgebildeten Kommunikati-
onstrainern wurde hierzu ein eigenes Cur-
riculum erarbeitet. Die Lehrinhalte wurden 
dabei in Abstimmung mit der Polizei und 
den beteiligten Kommunen auf das kon-
krete Aufgabenspektrum im Kreis abge-
stellt. Den neuen Außendienstmitarbei-
terinnen und -mitarbeitern ohne verwal-
tungsfachlichen Hintergrund konnte so ein 
ausreichendes Maß an Kompetenzen und 
Fähigkeiten vermittelt werden. In den ein-
zelnen Modulen werden Kenntnisse zu den 
notwendigen Rechtgrundlagen vermittelt. 
Darüber hinaus erlernen die neuen Außen-
dienstmitarbeiterinnen und -mitarbeiter 
Techniken zur Eigensicherung und Dees-
kalation für den Umgang mit aggressiven 
Personen. Hier konnte auf die bewährten 
Ausbildungsinhalte der Kreispolizeibehör-
de und deren kompetente Schulungskräfte 
zurückgegriffen werden.

Als dritte wesentliche Säule der Koopera
tionsvereinbarung beschafft der Kreis neue 
Dienstfahrzeuge in polizeiähnlicher Optik 
für alle Kommunen. Die Fahrzeuge tragen 
die Aufschrift „Ordnungsamt“. Sie sollen 
im Stadt- bzw. Gemeindebild erhöhte Auf-

Personalengpässen, Lücken in der Nahver-
sorgung oder auch der drohenden Finanz-
not entgegengewirkt werden. Im Bereich 
der öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
kommt es zu einer Kontroverse zwischen 
dem Wunsch nach einer personalstarken 
kompetenten Außendienstpräsenz auf 
der einen Seite und knappen finanziellen 
Ressourcen auf der anderen Seite. Dieser 
Problematik kann nur durch eine gezielte 
Zusammenarbeit entgegengewirkt wer-
den. Zudem bieten Kooperationen zwi-
schen örtlichen Ordnungsämtern und 
der Polizei in Ordnungspartnerschaften 
schnelle Zugriffsmöglichkeiten im Rahmen 
von kurzfristiger Vollzugshilfe1. 

Die so geschaffenen Strukturen bei kom-
munalen Ordnungsdiensten mit entspre-
chend qualifizierten Vollzugskräften bie-
ten, auch abseits der kommunalen Ebene, 
eine gute Entlastungsmöglichkeit der ört
lichen Polizeibehörden in ihren subsidiären 
Tätigkeiten2. Es gibt keine Aufgabenver-
lagerung von der Polizei auf örtliche Ord-
nungsbehörden, sondern eine gestärkte 
Zusammenarbeit. Im Rahmen der Koope-
rationsvereinbarung des Oberbergischen 
Kreises bringt jeder Kooperationspartner 
seinen Beitrag zur Stärkung der öffent
lichen Sicherheit und Ordnung im Rahmen 
seiner originären gesetzlichen Zustän-
digkeiten und Kompetenzen mit ein. Die 
Vereinbarung dient der besseren Abstim-
mung aller eingesetzter Ressourcen und 
Werkzeuge und soll die Zusammenarbeit 

Die kommunenübergreifende Ordnungs-
partnerschaft wurde nach intensiver Pla-
nung und Vorbereitung im Sommer 2017 
durch einen fraktionsübergreifend einver-
nehmlichen Kreistagsbeschluss abgeseg-
net. Anschließend sind ihr bis ins Jahr 2018 
hinein alle beteiligten Behörden beigetre-
ten.

Zielsetzung der Ordnungspartnerschaft ist 
neben der Stärkung der Leistungsfähigkeit 
der kommunalen Ordnungsämter auch 
eine intensivierte und strukturierte Zusam-
menarbeit mit der Kreispolizeibehörde. 
Sich bietende Synergien in Haushalten und 
in administrativen und operativen Berei-
chen aller Systeme sollten identifiziert und 
genutzt werden.

Die erste wesentliche Herausforderung 
lag zu Beginn der Ordnungspartnerschaft 
darin, alle Beteiligten von der Sinnhaf-
tigkeit des Projektes zu überzeugen. Die 
skizierten Vorteile lagen vor allem in der 
Steigerung des Sicherheitsgefühls der 
Bevölkerung, einer professionellen Außen-
darstellung sowie einer Bündelung der 
Handlungskompetenzen behördenintern 
und vor allem im Außendienst.

Die Form der gewählten interkommunalen 
Zusammenarbeit ist rückblickend als voller 
Erfolg zu werten. So kann konstruktiv an 
Zukunftsthemen gearbeitet werden und 
dadurch etwa dem prognostizierten Bevöl-
kerungsrückgang in ländlichen Gegenden, 

Einig über die Ordnungspartnerschaft (v. l. n. r.): Gunnar Hankow (Verkaufsberater, 
Autohaus Bergland GmbH), die Wipperfürther Bürgermeisterin Anne Loth, Kreisdirek­
tor Klaus Grootens, Verena Irlenbusch (Verkaufsleiterin, Autohaus Bergland GmbH) und 
Björn Unterstenhöfer (Ordnungsamt Wipperfürth). � Quelle: Oberbergischer Kreis

1 �Vgl. Kingreen/Puscher, Polizei und Ordnungsrecht, 
10. Auflage 2018, § 3 Rn. 8

2 �Zur Subsidiarität von polizeilichen Aufgaben vgl. 
Gusy, Polizei und Ordnungsrecht, 10 Aufl. 2017, § 
3 Rn. 94)
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die Laufzeit der Kooperationsvereinbarung 
zur Verfügung gestellt. Bewährte Instru-
mente der Zusammenarbeit wie der Perso-
nalkostenzuschuss werden fortgeführt. 

Der Oberbergische Kreis hat hierfür bereits 
entsprechenden Mittel in Höhe von wei-
terhin 35.000 € pro Jahr und Kommune in 
seinen Haushalt eingestellt. Auch die Kon-
zeptionierung, Organisation und Finanzie-
rung der bedarfsgerechten Fortbildung der 
Außendienstmitarbeitenden der 13 Städte 
und Gemeinde wird durch den Oberbergi-
schen Kreis weiterhin gewährleistet.

Ferner wird sich ein Student des gehobe-
nen Verwaltungsdienstes der Hochschule 
für Polizei und öffentliche Verwaltung im 
Rahmen seiner Masterarbeit, mit verschie-
denen weiteren rechtlichen Herausforde-
rungen eines solchen Gesamtprojektes mit 
dem Ziel zusätzliche Verbesserungspoten-
ziale zu identifizieren und Lösungsmöglich-
keiten aufzuzeigen, widmen.

„Abschließend bleibt festzuhalten, dass 
die im Rahmen der aufgezeigten Ord-
nungspartnerschaft Sicherheit im Oberber-
gischen Kreis stattfindende reibungslose 
interkommunale Zusammenarbeit aller 
Beteiligten eine Erfolgsgeschichte darstellt. 
Diese muss sich jedoch aufgrund stetig neu 
stellender Herausforderungen auch weiter-
hin regelmäßig neu bewähren“, so Birgit 
Hähn, Ordnungsdezernentin des Oberber-
gischen Kreises.

EILDIENST LKT NRW
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behörde eine Einsatzentlastung stattgefun-
den, so dass man sich dort vorrangig auch 
wieder auf originäre eigene Aufgaben kon-
zentriert werden konnte. Die Zusammen-
arbeit zwischen der Kreispolizeibehörde 
und dem örtlichen Ordnungsdienst läuft 
sehr gut. 

Der Austausch über die operativen laufen-
den Projektmaßnahmen findet über die 
definierten Schnittstellen statt und wird 
in regelmäßigen themenübergreifenden 
Gesprächsrunden abgewickelt.

Auch die aktuellen Herausforderungen 
der Corona-Pandemie haben noch einmal 
veranschaulicht, wie vorteilhaft die inter-
kommunale Zusammenarbeit aller Beteilig-
ten der Ordnungspartnerschaft im Ober-
bergischen Kreis letztlich ist. So konnten 
durch einheitliche Auslegungshilfen des 
Kreisordnungsamtes einerseits und Rechts-
hilfeersuchen der Kommunen andererseits 
die Überwachung und Einhaltung der Vor-
schriften der Coronaschutzverordnungen 
gemeindeübergreifend einheitlich gewähr-
leistet werden.

Wegen der guten Erfahrungen in der 
Zusammenarbeit während der Laufzeit der 
ersten Kooperationsvereinbarung haben 
sich alle Beteiligten im Jahr 2020 auf eine 
Fortführung der Ordnungspartnerschaft 
Sicherheit für weitere drei Jahre bis zum 
31.12.2023 einigen können. 

So wurden bereits Anfang des Jahres 
neue Fahrzeuge in polizeiähnlicher Optik 
beschafft und den Kommunen erneut für 

merksamkeit erzeugen. Der Oberbergische 
Kreis hat die Dienstfahrzeuge zentral für 
alle Kommunen ausgeschrieben und über 
Behördenleasing mit dreijähriger Laufzeit 
beschafft. Er übernimmt im laufenden 
Betrieb die kompletten Kosten für Kfz-Ver-
sicherung und die Kfz-Steuer und stellt den 
Kommunen die Fahrzeuge für drei Jahre 
kostenfrei zur Verfügung.

Um weitere Synergien und finanzielle Vor-
teile beim Thema Beschaffung zu nutzen, 
übernimmt der Oberbergische Kreis admi-
nistrativ über die o.g. Fahrzeugbeschaf-
fung hinaus flächendeckend alle neu iden-
tifizierten gemeinsamen Beschaffungsbe-
darfe der Kooperationsgemeinschaft. So 
wurden die neu eingestellten kommunalen 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter der Ord-
nungspartnerschaft auf Kosten des Krei-
ses mit einheitlichen Dienstuniformen in 
polizeiähnlicher Optik und mit Aufschrift 
„Ordnungsamt“ sowie mit stichschutzsi-
cheren Westen ausgestattet. Diese Aus-
stattung wurde auf Wunsch der einzelnen 
Kommunen für alle „Bestandsaussen-
dienstmitarbeiterinnen und -mitarbeiter“ 
ebenfalls mitbeschafft.

Wertung und Ausblick

Ziel dieser Maßnahmen war und ist es, 
durch gut ausgestattete und gut qualifi-
zierte Einsatzkräfte der kommunalen Ord-
nungsdienste, gepaart mit deren rechtssi-
cherem und deeskalierendem Auftreten 
einen Akzeptanzgewinn in der Bevölke-
rung zu erreichen. Hier zeigt sich die bis-
herige Erfolgsgeschichte der Kooperati-
onsvereinbarung. Sie stellt ein Paradebei-
spiel für eine gelungene Interkommunale 
Zusammenarbeit dar. Alle Akteure ziehen 
sprichwörtlich an einem Strang. Durch die 
flächendeckende Beteiligung aller Akteure 
konnten die gemeinsamen Zielsetzungen 
weitestgehend erreicht werden.

Die kommunalen Personalverstärkungen 
wurden vollzogen, die bessere Wahr-
nehmbarkeit in der Öffentlichkeit wurde 
nach einvernehmlichen Rückmeldungen 
der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister 
absolut erreicht. Letztlich existieren in allen 
Kommunen größtenteils gleich formulierte 
Gefahrenabwehrverordnungen, die es ins-
besondere der Kreispolizeibehörde erleich-
tern kreisweit eine gleiche Rechtslage zu 
berücksichtigen.

Auch aus Sicht der Kreispolizeibehörde 
hat sich die Mitarbeit in der Kooperati-
onsgemeinschaft bezahlt gemacht. Durch 
das geschulte Personal des kommunalen 
Ordnungsdienstes hat bei der Kreispolizei-

Die neuen Dienstfahrzeuge des Ordnungsamts.� Quelle: Oberbergischer Kreis
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Knallgelbe Käppis für die Erstklässlerin-
nen und Erstklässler und Dank- oder 

Denkzettel für die Autofahrerinnen und 
-fahrer im Kreis Borken: Mit der Kampagne 
„Kreis Borken sieht gelb!“ wird im Kreis 
Borken jedes Jahr zu Schulbeginn wieder 
für mehr Sicherheit auf dem Schulweg 
gesorgt, besonders für die neuen I-Dötz-
chen. 

An der Aktion, die in diesem Jahr bereits 
zum 16. Mal stattfand, sind die Kreispoli-
zei, der Kreis Borken und die Kreisverkehrs-
wacht beteiligt. Initiiert wurde sie vom 
kreisweiten Radiosender Radio WMW. 
Finanzielle Unterstützung gibt es seit eini-
gen Jahren vom Logistikunternehmen Bor-
chers aus Borken. Vorher war jahrelang 
die Sparkasse Westmünsterland beteiligt. 
Schirmherr für „Kreis Borken sieht gelb!“ 
ist Landrat Dr. Kai Zwicker.  

„Die Verkehrssicherheitsarbeit zu Beginn 
jedes Schuljahres ist das gemeinsame 
Anliegen aller Beteiligten. Unsere bekannte 
Aktion ‚Kreis Borken sieht gelb!‘ ist dabei 

seit vielen Jahren ein wichtiger Baustein in 
der Verkehrserziehung“, erklärt Landrat 
Dr. Kai Zwicker. „Gemeinsam werben wir 
für mehr Vorsicht, Rücksicht und Umsicht 
im Straßenverkehr.“ Die Unfallzahlen wür-
den zeigen, wie wichtig Aktionen für mehr 
Sicherheit auf dem Schulweg sind. Insge-
samt 16 Schulwegsunfälle passierten im 
Jahr 2020 im Kreis Borken. 2019 waren es 
sogar 54. Bis Ende Juni 2021 gab es sechs.

Die gelben Käppis mit Reflektoren für 
die I-Dötzchen im Kreis Borken sollen die 
Sichtbarkeit der Kinder auf dem Schulweg 
verbessern und Autofahrer dazu bringen, 
den Fuß vom Gas zu nehmen. Die Poli-
zei kontrolliert in den ersten Wochen des 
neuen Schuljahres verstärkt in der Nähe 
von Schulen. Zehn der insgesamt 61 
Grundschulen im Kreisgebiet beteiligen 
sich mit besonderen Aktionen an der Kam-
pagne. Für Raser und andere Verkehrs-
sünder haben die Kinder selbst gestaltete 
„Denkzettel“ im Gepäck. Verkehrsteil-
nehmerinnen und -teilnehmer, die sich 
vorbildlich verhalten und Vorsicht walten 

lassen, werden mit „Dankzetteln“ belohnt. 
Das ganze Jahr über sind die Verkehrssi-
cherheitsberater der Polizei im Einsatz. Mit 
dem „PuppenspielerBus“ steuern sie die 
Kindergärten des gesamten Kreisgebiets 
an und vermitteln auf kindgerechte und 
unterhaltsame Weise das richtige Verhal-
ten im Straßenverkehr. Ein guter Neben
effekt: Die Kinder bekommen so auch 
einen (in der Regel) ersten und sehr posi-
tiven Kontakt zur Polizei und lernen diese 
als ihren „Freund und Helfer“, wie es der 
Volksmund sagt, und gleichzeitig wichtige 
Instanz im Straßenverkehr kennen. Der 
Kreis Borken hat mit Unterstützung mit der 
Sparkasse Westmünsterland hierfür einen 
Linienbus angeschafft und dessen Umbau 
finanziert. 

Die Verkehrserziehung der Grundschulen 
und weiterführenden Schulen sowie die 
Verkehrssicherheitsberatung von Zielgrup-
pen wie Pedelecfahrer und Motorradfahrer 
sind ebenfalls wichtige Aufgabenbereich 
der Verkehrssicherheitsberater der Polizei. 
Der Kreis Borken wird hierbei inhaltlich ein-
gebunden und unterstützt die Arbeit der 
Polizei durch die Beschaffung der Klein-
transporter für die Verkehrssicherheits-
arbeit. Die Polizeibeamten fahren zu den 
Beratungsangeboten daher nicht mit den 
üblichen Einsatzwagen, sondern zivilen 
Fahrzeugen, die mit den Abbildungen über 
die gemeinsam von Kreis Borken, Polizei 

Enger Schulterschluss für mehr Verkehrssicherheit 

Beim Thema Verkehrssicherheit sind im Kreis Borken der Fachbereich Verkehr der Kreisverwaltung und die Kreispolizei 
wichtige Partner: Gerade erst fand zu Beginn des Schuljahres wieder gemeinsam mit weiteren Beteiligten die Aktion 
„Kreis Borken sieht gelb!“ für einen sichereren Schulweg statt. Aber auch darüber hinaus arbeiten beide Behörden eng 
zusammen, wenn es um Verkehrssicherheit geht. 

DIE AUTOREN

Dr. Gerswid  
Altenhoff-Weber,  
Leiterin des Fach
bereichs Verkehr,  
und           

Ellen Bulten,  
Pressereferentin,  
Kreis Borken
Quelle:Kreis Borken

Aktion „Kreis Borken sieht gelb!“.� Quelle: Kreis Borken
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und Kreisverkehrswacht verfolgten Ver-
kehrssicherheitsthemen beklebt sind. Mit 
diesem Erscheinungsbild verdeutlicht die 
Polizei, dass sie als Berater und Unterstüt-
zer unterwegs ist und schafft bereits eine 
Vertrauensbasis.  

Mehrmals haben die Kreisverwaltung, die 
Kreispolizei und die Kreisverkehrswacht 
nun bereits zu einem Kreativwettbewerb 
aufgerufen: Zum Thema „Verkehr auf 
meinem Schulweg“ konnten die Grund-
schulen im Kreisgebiet Bilder einreichen, 
die anschließend von einer Jury prämiert 
wurden. Die prämierten Werke der Schüle-
rinnen und Schüler sind dann im Gebäude 
der Kreispolizei ausgehängt worden. Für 
den Wettbewerb sind die Grundschulen im 
Kreisgebiet angeschrieben worden: Jede 
Schule, die sich beteiligen wollte, bekam 
einen DIN A 2 großen Künstlerblock. So 
konnte ein Bild ganz nach eigenen Ideen 
und ohne weitere Vorgaben zum Thema 
„Verkehr auf dem Schulweg“ gestaltet 
werden. Ob mit Wasserfarbe, Buntstiften 
oder als Collage war den Schülerinnen und 
Schülern selbst überlassen. Pro Schule durf-
te ein Bild eingereicht werden. Die Motive 
greifen Themen wie das „Elterntaxi“ auf, 
zeigen bunt und mit vielen Details das Ver-
kehrsgeschehen vor der Schule, den siche-
ren Weg auf dem Zebrastreifen oder die 
Fotos vieler Schülerinnen und Schüler mit 
Fahrradhelmen. „Dabei sind wirklich tolle 
und ganz verschiedene Bilder gestaltet 
worden“, sagte der Landrat. „Durch den 
Wettbewerb befassen sich die Schülerin-
nen und Schüler auf kreative Art mit dem 
wichtigen Thema Verkehrssicherheit.“

Das Thema Verkehrssicherheit spielt aber 
nicht nur in Bezug auf Verkehrserziehung 
eine Rolle. So sind der Kreis und die Polizei 
auch feste Teilnehmer bei den regelmäßi-
gen örtlichen Verkehrsschauen. Gemein-
sam mit der jeweiligen Kommune und ggf. 
den Straßenbaulastträgern geht es vor Ort 
unter anderem darum, Gefahrenstellen 
frühzeitig zu entschärfen und Lösungen 
für mehr Verkehrssicherheit zu finden. All 
diese Themen sind Gegenstand der Sitzun-
gen der Arbeitsgemeinschaft Verkehrssi-
cherheit, an der u. a. Vertreter der Stra-
ßenverkehrsbehörden im Kreisgebiet, der 
Kreisverkehrswacht, schulische Fachbera-
ter und sonstige Akteure der Verkehrssi-
cherheitsarbeit teilnehmen. In den regel-
mäßigen Sitzungen findet ein Austausch 
über den Projektstand der Verkehrssicher-
heitsarbeit statt und es werden neue Pro-
gramme gemeinsam entwickelt. 

So haben unter dem Titel „Rücksicht 
macht Wege breit!“ Kreisverwaltung und 
Kreispolizei gemeinsam mit dem Landwirt-

Bei Auftakt der Kampagne „Kreis Borken sieht gelb!“ 2019, hintere Reihe 2. v. r. Kreis-
Verkehrsdezernentin Dr. Elisabeth Schwenzow.� Quelle: Kreis Borken

Die jungen Preisträgerinnen und -träger des Kreativwettbewerbs zum Thema „Verkehr 
auf meinem Schulweg“ mit Landrat Dr. Kai Zwicker (Bildmitte).� Quelle: Kreis Borken

Zusammen mit I-Dötzchen verteilt die Polizei zum Schuljahrsbeginn „Dankzettel“ an 
vorbildliche Autofahrer/innen und „Denkzettel“ an Raser und andere Verkehrssünder.
� Quelle: Kreis Borken
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schaftlichen Kreisverband und der Kreis-
verkehrswacht in diesem Jahr erstmals 
eine Kampagne zur Erntezeit gestartet, in 
der die beteiligten Institutionen alle Ver-
kehrsteilnehmerinnen und -teilnehmer 
ausdrücklich dazu aufrufen, gemeinsam 
für ein gutes Miteinander zu sorgen. „Die 
Teilnahme am Straßenverkehr erfordert in 
der Tat ständige Vorsicht und gegenseiti-
ge Rücksichtnahme“, ruft der Landrat die 
Grundregel der Straßenverkehrsordnung 
in Erinnerung und betont: „Genau dies ist 
auf unseren hiesigen Wirtschaftswegen 
in besonderem Maße gefordert!“ Insbe-
sondere mittels aussagekräftigem Logo 
samt Slogan wird gerade in den Wochen 
der Ernte auf die Informationskampagne 
„Rücksicht macht Wege breit!“ aufmerk-
sam gemacht.

EILDIENST LKT NRW
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Zusammen mit der Landwirtschaft, der Polizei und der Kreisverkehrswacht läuft im Kreis 
Borken derzeit die Kampagne „Rücksicht macht Wege breit“.� Quelle: Kreis Borken

Erfolgreiche Kooperationsmodelle zwischen Polizei und 
Ordnungsämtern im Rhein-Sieg-Kreis

Im Rhein-Sieg-Kreis mit seinen neunzehn Kommunen werden die Ordnungspartnerschaften zwischen Polizei und den 
Ordnungsämtern auf örtlicher Ebene gelebt. Dabei stellen sich in dem sowohl städtisch als auch ländlich geprägten 
Landkreis unterschiedliche Anforderungen. Diese erfordern jeweils passende Lösungen. In diesem Artikel werden bei-
spielhaft zwei erfolgreiche Modelle vorgestellt: zum einen die Steuerung des interkommunalen Ordnungsdienstes und 
der Zusammenarbeit mit der Polizei für städtisch und ländlich geprägte Kommunen durch die Stadt Lohmar, zum ande-
ren eine konkrete Kooperation auf städtischer Ebene in Hennef. 

DIE AUTOREN
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Dr. Jörg Maurer,  
Leiter des Ordnungs-
amtes, und     

Jens Udelhoven,  
Pressestelle,  
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Interkommunaler Ordnungs-
außendienst der Kommunen 
Eitorf, Lohmar, Much, Neun-
kirchen-Seelscheid, Ruppichte
roth, Sankt Augustin und  
Windeck  

Im Jahre 2016 ist, auch aufgrund der Ent-
scheidung des Landrates, die Kreispoli-
zeibehörde Siegburg auf die Kommunen 
zugegangen und hat darum gebeten, dass 
Ruhestörungseinsätze in den Abend- und 
Nachtstunden – zur Entlastung der Polizei – 
von den Ordnungsbehörden wahrgenom-
men werden. Diese wurden in der Vergan-
genheit durch die Polizei wahrgenommen, 
obwohl nur eine subsidiäre Zuständigkeit 
gegeben war. Die öffentliche Sicherheit 
und Ordnung innerhalb einer Kommu-

ne beeinflusst die Lebensqualität in einer 
Stadt oder Gemeinde nicht unwesentlich. 
Die Tatsache, dass die Verschiebung der 
Aufgaben an Gemeinden landesweit voll-
zogen wurde, stellt alle Kommunen vor 
große Herausforderungen.

Nachdem unter den Ordnungsämtern im 
Rhein-Sieg-Kreis in einem gemeinsamen 
Arbeitskreis mit der Kreispolizeibehörde 
Siegburg keine Einigung über die kreis-
weite Organisation erzielt werden konnte, 
hatte im Jahr 2018 die Stadt Lohmar vor-
geschlagen, dass zumindest die „Bergge-
meinden“ des Kreises unter der Federfüh-
rung der Stadt Lohmar eine interkommu-
nale Zusammenarbeit anbieten könnten.

So haben sich die Kommunen Eitorf, Loh-
mar, Much, Neunkirchen-Seelscheid, Rup-
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innerhalb des jeweiligen Dienstzeitraumes. 
Das bedeutet, dass, je geringer die Anzahl 
der Ruhestörungseinsätze ist, desto häu-
figer eine Bestreifung der neuralgischen 
Punkte innerhalb der jeweiligen Kommu-
nen erfolgt. Auch diese Anteile richten 
sich nach dem bereits erwähnten Verrech-
nungsschlüssel.

Durch die Verbesserung der Präsenz im 
öffentlichen Raum soll sich ein erhöhtes 
Sicherheitsgefühl der Bevölkerung ent-
wickeln. Gerade in den Nachtstunden, in 
denen grundsätzlich die allgemeine Nacht-
ruhe einzuhalten ist, soll diese durch den 
Einsatz des Kommunalen Ordnungsdien-
stes möglichst gesichert sein. Das vorran-
gige Ziel ist die Reduzierung bzw. Vermei-
dung von Ruhestörungen innerhalb der 
teilnehmenden Kommunen dieser inter-
kommunalen Zusammenarbeit.

„Der interkommunale Ordnungsdienst 
funktioniert auch deshalb so gut, weil die 
Zusammenarbeit mit der Leitstelle der Poli-
zei in Siegburg und auch mit den Außen-
stellen der Polizei wie beispielsweise Sankt 
Augustin sich so gut entwickelt hat“, betont 
Dr. Jörg Maurer, Leiter des Ordnungsam-
tes der Stadt Lohmar, das Zusammenwir-
ken innerhalb der interkommunalen Ord-
nungspartnerschaft. So erfolgt regelmä-
ßig zwischen den jeweiligen Dienststellen 
der Polizei und der Ordnungsbehörde ein 

den jeweiligen örtlichen Gegebenheiten 
entsprechender Informationsaustausch, 
was – wenn erforderlich – auch zu Voll-
zugshilfen durch die Polizei oder zu Amts-
hilfen durch den Ordnungsdienst führen 
kann. „Nach jedem Einsatz-Wochenende 

tet. Die eingesetzten Ordnungsdienstmit-
arbeiterinnen und Ordnungsdienstmitar-
beiter tragen Uniformen mit der Aufschrift 
„Ordnungsamt“, haben Vollzugsrechte 
und sind in Doppelstreifen unterwegs.

Neben der Abarbeitung von Ruhestö-
rungseinsätzen werden auch neuralgische 
Punkte bzw. besonders auffällige Ört-
lichkeiten in den jeweiligen Kommunen 
bestreift. Die jeweilige Bestreifung richtet 
sich zwangsläufig nach dem Einsatzanfall 

pichteroth, Sankt Augustin und Windeck 
zu einer interkommunalen Lösung zusam-
mengefunden. Die Stadt Lohmar über-
nimmt hier federführend die Personalver-
antwortung und die Organisation. 

Die Kosten für Personal und Ausrüstung 
werden entsprechend der prozentualen 
Einwohnerzahl von den jeweiligen Kom-
munen anteilig getragen. Die Einzelhei-
ten werden in einer öffentlich-rechtlichen 
Vereinbarung und hierzu gesondert auf-
geführten Eckpunkten geregelt. Nach den 
Ratsbeschlüssen aller beteiligten Kommu-
nen im Oktober 2018 wurde der gemein-
same Ordnungsdienst verabschiedet.

Die Kommunen konnten mit dem Landrat 
und der Kreispolizeibehörde eine verträg-
liche Lösung entwickeln. Die Einsatzzeiten 
für die Ruhestörungseinsätze sind auf das 
Wochenende und die Zeit vor gesetzli-
chen Feiertagen begrenzt. Sie erfolgen in 
den Nächten von Freitag auf Samstag und 
Samstag auf Sonntag sowie vor gesetz
lichen Feiertagen jeweils von 22:00 bis 
4:00 Uhr. Hierfür wurden drei Vollzeit-
äquivalente vereinbart (eine Vollzeitkraft 
und vier Teilzeitkräfte).

Am 17. April 2019 hat der interkommunale 
Ordnungsdienst seine Tätigkeit aufgenom-
men. Nach entsprechender Schulung der 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter wurde 
der aktive Streifendienst am 19. Juli 2019 
in Zusammenarbeit mit der Polizei gestar-

Uniform der Ordnungsdienstmitarbeiterinnen und Ordnungsdienstmitarbeiter.
� Quelle: Stadt Lohmar

Interkommunale Lösung für die Kommunen Eitorf, Lohmar, Much, Neunkirchen-Seel­
scheid, Ruppichteroth, Sankt Augustin und Windeck.� Quelle: Stadt Lohmar
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Seit der Corona-Zeit sind die gemeinsa-
men Streifen anlassbezogen. „Sie wurden 
wegen des Hygieneschutzkonzeptes auf 
das Notwendige reduziert“, so Limbach. 
Aber unabhängig von den gemeinsamen 
Streifen, findet die Zusammenarbeit täg-
lich statt. „Jeder von uns schaut über den 
Tellerrand“, so Duckwitz und Limbach 
bestätigte: „Wir unterstützen uns.“ Wie 
beispielweise bei der Kontrolle eines Park-
hauses, wenn sich dort mehrere Personen 
unter Drogeneinfluss versammeln oder 
wenn betrunkene Personen im Allner See 
schwimmen gehen wollen.

Ein weiteres Beispiel für die gute und 
schnelle Zusammenarbeit sind Fundsa-
chen. „Durch die räumliche Nähe, können 

zu stehen sowie die Nachtruhe zu sichern 
und den ruhenden Verkehr zu überwa-
chen. „Wir verstehen uns in erster Linie als 
freundlicher Dorfsheriff, der den Bürgerin-
nen und Bürgern helfend zur Seite steht. 
Allerdings ist der Stadtordnungsdienst 
keine Polizei und übernimmt auch keine 
polizeilichen Aufgaben“, so Lutz Duck-
witz. Bei den Aufgaben der Polizei handelt 
es sich, anders als beim Stadtordnungs-
dienst, unter anderem um Bekämpfung der 
Kriminalität, Kriminalitäts-Vorbeugung, 
Verkehrs-Sicherheit und anderen Veran-
staltungen sowie Opfer-Schutz und Opfer-
Hilfe. „Natürlich gibt es im Bereich der 
Gefahrenabwehr Schnittmengen“, so Poli-
zeihauptkommissar Rainer Limbach. Des-
wegen gehören die gemeinsamen Streifen 
in Hennef auch zum Alltag. Vor der Pande-
mie waren Polizei und der Stadtordnungs-
dienst ein Mal pro Woche als Fuß- oder 
Fahrradstreife unterwegs. Hinzu kamen die 
gemeinsamen Streifen bei Veranstaltungen 
wie das Stadtfest, bei Martinszügen oder 
an Weiberfastnacht und Rosenmontag. 

bzw. nach jeder Einsatz-Schicht vor einem 
gesetzlichen Feiertag erhalten die beteilig-
ten Kommunen Einsatzberichte des Ord-
nungsaußendienstes, um gegebenenfalls 
gegen die jeweiligen Störer Ordnungswid-
rigkeits- bzw. Bußgeldverfahren einleiten 
zu können“, erläutert Maurer die konkrete 
Zusammenarbeit.   

Darüber hinaus, wird gegenüber den teil-
nehmenden Kommunen per zumindest 
jährlichem Tätigkeitsbericht (mit detail-
lierten Einsatzstatistiken) sowohl die Ent-
wicklung innerhalb des Jahres als auch die 
Sinnhaftigkeit des Verrechnungsschlüssels 
dargestellt, welcher allen beteiligten Kom-
munen zur Verfügung gestellt wird.

Die zugrunde gelegten Verrechnungsbe-
träge ergeben sich aus den jährlich aktuali-
sierten Ausarbeitungen bzw. Darlegungen 
der Kommunalen Gemeinschaftsstelle für 
Verwaltungsmanagement (KGSt), in denen 
jedoch die administrativen Aufwendungen 
und Dienstleistungen beispielsweise durch 
die Querschnittsämter wie Haupt- und 
Personalamt oder Kämmerei keine reali-
tätsnahe Berücksichtigung finden.

Stadtordnungsdienst und  
Polizei: Hervorragende  
Zusammenarbeit in Hennef

Da sind sich Lutz Duckwitz, Leiter der 
Abteilung Stadtordnungsdienst Hennef, 
und Rainer Limbach, Leiter der Hennefer 
Polizeiwache, einig: „Die Zusammenarbeit 
und das Miteinander sind super, der Aus-
tausch unproblematisch.“ Seit Jahrzehnten 
arbeiten das Ordnungsamt der Stadt Hen-
nef und die Hennefer Polizei im Rahmen 
einer Ordnungspartnerschaft zusammen. 
Ende 2017 ist diese Zusammenarbeit mit 
der Einführung des Stadtordnungsdienstes, 
als eine Abteilung des Ordnungsamtes, 
noch enger geworden. Dazu trägt sicher-
lich auch die räumliche Nähe bei. Denn 
sowohl der Stadtordnungsdienst als auch 
die Polizeiwache befinden sich seit dem 
letzten Jahr in einem Gebäudekomplex auf 
der Bahnhofstraße neben dem Busbahnhof 
im Hennefer Zentrum.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter des 
Stadtordnungsdienstes sind als Präsenz-
streife im Stadtgebiet unterwegs und für 
Bürgerinnen und Bürger erste Ansprech-
partner bei Problemen. Ihre Aufgabe ist es, 
das Sicherheitsempfinden der Bürgerinnen 
und Bürger zu stärken, als Ansprechpart-
ner für Fragen, Anregungen und Hinweise 
von rat- und hilfesuchenden Bürgerinnen 
und Bürger unbürokratisch zur Verfügung 

Gemeinsame Streife von Polizei und Stadtordnungsdienst.� Quelle: Stadt Hennef

wir sofort abklären, ob diese aus einem 
Diebstahl stammen. Noch ein Beispiel für 
unsere unproblematische Kooperation 
ist, wenn Bürgerinnen und Bürger für ihr 
Anliegen den falschen Ansprechpartner 
wählen. Gelegentlich kommt es nämlich 
vor, dass sich bei uns eine Person meldet, 
die eine Straftat anzeigen will. Die können 
wir umgehend und ohne Aufwand neben-
an zur Polizei begleiten und müssen sie 
nicht wegschicken,“ so Duckwitz.

Und auch Limbach lobt: „Im selben 
Gebäude zu arbeiten erleichtert unsere 
Zusammenarbeit und den Austausch und 
ist damit auch bürgerfreundlich. Hennef 
hat das hervorragend umgesetzt.“

Diese gegenseitige Wertschätzung zeigt 
sich ebenfalls in Sachen Fitness. Das Sport-
abzeichen wird gemeinsam bestritten. Und 
eine Idee für die Zukunft haben Limbach 
und Duckwitz auch: „Wir würden gerne 
hier in den Räumlichkeiten das Einsatztrai-
ning gemeinsam absolvieren.“

Das Gebäude im Hennefer Zentrum ist wie 
folgt aufgeteilt: Die Polizei beherbergt auf 
700 Quadratmeter Gesamtfläche Wach-
räume für 23 Wachdienstbeamtinnen und 
Wachdienstbeamte und vier Bezirksbeam-
tinnen und Bezirksbeamte sowie die Zweig-
stelle des Regionalkommissariates Ost mit 
fünf Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern 
im ersten Obergeschoss. Der Ordnungs-
dienst der Stadt Hennef verfügt auf 480 
Quadratmetern über 13 Räume inklusive 
Besprechungs- und Schulungsraum, Sozi-
alraum und Küche für 30 Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeiter – inklusive Politessen. 
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Mit insgesamt neun kreisangehörigen 
Städten hat die Kreispolizei eine sol-

che Ordnungspartnerschaft in den vergan-
genen Jahren unterzeichnet und damit ein 
wichtiges Signal an die Bürgerinnen und 
Bürger gesendet: „Polizei und Kommunale 
Ordnungsdienste arbeiten seit jeher Hand 
in Hand, um gegen ordnungsbehördliche 
Verstöße vorzugehen, welche das Sicher-
heitsempfinden der Menschen beeinträch-
tigen. Für uns ist es wichtig, diesen Schul-
terschluss in Form einer Ordnungspartner-
schaft auch nach außen hin zu dokumen-
tieren“, erklärt die Leitende Polizeidirek-
torin Ursula Tomahogh, Abteilungsleiterin 
der Kreispolizeibehörde Mettmann.

Für die Polizei im Kreis Mettmann ist es 
wichtig, dass dieser „Schulterschluss“ 
auch mit Leben gefüllt wird: etwa in 
Form gemeinsamer Kontrollen in Vierteln, 
in denen sich die Anwohnerinnen und 
Anwohner über Lärmbelästigungen, Müll 
oder Vandalismus beklagen. „Ein großes 
Thema in diesem Jahr waren aber auch 
gemeinsame Streifen zur Überwachung 

der Einhaltung der Corona-Schutzverord-
nung. Hier hat sich die Zusammenarbeit 
der Polizei mit den Ordnungsämtern als 
ausgesprochen sinnvoll und effektiv erwie-
sen“, sagt Landrat Thomas Hendele. Ins-
gesamt konnten so mehrere Tausend Kon-
trollen durchgeführt und etliche Verstöße 
gegen das Infektionsschutzgesetz geahn-
det werden. 

Nach weiteren Beispielen für die frucht-
volle Zusammenarbeit im Rahmen der 
Ordnungspartnerschaften muss man nicht 
lange suchen – man findet sie im „polizei
lichen Alltag“: „Wenn zwei Mitarbeiter 
des kommunalen Ordnungsdienstes an 
einer Bushaltestelle zehn Personen gegen-
überstehen, die ihren Anordnungen nicht 
folgen, unterstützen wir das Ordnungsamt 
und sind in kürzester Zeit zur Stelle. Das ist 
für uns selbstverständlich“, erklärt der Lei-
ter der Mettmanner Polizeiwache, Polizei-
hauptkommissar Thomas Eidmann. Zudem 
nimmt die Polizei außerhalb der Erreichbar-
keiten der Kommunalen Ordnungsdienste 
Aufgaben der Ordnungsämter wahr, zum 

Beispiel wenn es um nächtliche Ruhestö-
rungen oder Regelungen im stehenden 
Straßenverkehr geht. Doch auch umge-
kehrt profitiert die Polizei von dem Fach-
wissen und Befugnissen der Expertinnen 
und Experten aus den Ordnungsämtern.

Gemeinsame Kontrollen  
von Shisha-Bars durch Polizei, 
Ordnungsämter und Zoll

Denn ein echtes „Erfolgsmodell“ sind auch 
die seit einigen Jahren im Kreis Mettmann 
durchgeführten Kontrolleinsätze gegen 

Landrat Thomas Hendele und Mettmanns Bürgermeisterin Sandra Pietschmann unterzeichneten die Ordnungspartnerschaft, hinter 
ihnen stehen der Mettmanner Wachleiter Thomas Eidmann sowie Andrea Kotthaus, Leiterin des Rechts- und Ordnungsamtes der Stadt 
Mettmann.� Quelle: Kreis Mettmann

Gemeinsam erreichen wir mehr – ordnungspartnerschaft-
liche Kooperationen der Kreispolizeibehörde Mettmann

Personalressourcen sinnvoll bündeln, sich noch enger miteinander abstimmen, voneinander lernen und sich gegenseitig 
helfen: Darum geht es bei der Zusammenarbeit zwischen der Polizei und den Ordnungsämtern auf kommunaler Ebene. 
Im Kreis Mettmann hat die dortige Kreispolizeibehörde diese Zusammenarbeit in Form von so genannten „Ordnungs-
partnerschaften“ verschriftlich und damit auch formell bekräftigt.

DER AUTOR

Daniel Uebber,  
Pressesprecher  
Kreispolizeibehörde 
Mettmann
Quelle: Kreis Mettmann
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nungsbehördlichen Bestimmungen, wie 
zum Beispiel aus dem Bereich des Bau-
rechts, des Brand- oder Jugendschutzes, ist 
originäre Aufgabe der kommunalen Ord-
nungsämter. 

Im Rahmen der Amtshilfe wird jedoch die 
Polizei benötigt, um die sichere Durchfüh-
rung dieser Kontrollen vor Ort zu gewähr-
leisten. Vor Ort festgestellte Straftaten 
können dann gleich von den Polizeibeam-
tinnen und Polizeibeamten per Anzeige der 
Strafverfolgung zugeführt werden – eine 
Win-win-Situation für alle Beteiligten. Die 
bei diesen gemeinsamen Einsätzen gewon-
nen Erkenntnisse dienen dann im nächsten 
Schritt zudem insbesondere der Polizei 
dabei, die bisher erkannten Strukturen in 
und rund um die Milieus kriminell agieren-
der Großfamilien weiter aufzuhellen. 

Positiver Nebeneffekt für die Bürgerinnen 
und Bürger: Die – nicht nur bei solchen 
Einsätzen sichtbar werdende – Präsenz 
von Polizei und Ordnungsbehörden hat 
einen positiven Einfluss auf das subjektive 
Sicherheitsempfinden der Menschen im 
Kreis Mettmann, was zahlreiche Bürger-
gespräche und Hunderte Kommentare zu 
den einsatzbegleitenden Berichten auf der 
Facebook-Seite der Kreispolizeibehörde 
Mettmann belegen. So schreibt ein Face-
book-Nutzer auf dem Kanal der Kreispo-
lizei: „Sehr gute Arbeit! Ihre Berichterstat-
tung hier auf Facebook über Ihre vielseiti-
gen gemeinsamen Einsätze und Maßnah-
men geben ein gutes Gefühl an Sicherheit! 
Danke dafür!“ 

EILDIENST LKT NRW
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schutzgesetz, das Jugendschutzgesetz, 
die Brandschutzverordnung oder die nicht 
zugelassene Inbetriebnahme einer Außen-
gastronomie auf. Zudem wurden seitens 
der Ordnungsämter mehrere illegal betrie-
bene Glücksspielautomaten festgestellt, 
was entsprechende Versiegelungen nach 
sich zog und die Einleitung von Ordnungs-
widrigkeiten-Anzeigen bedeutete. Ent-
sprechend zufrieden zeigte sich daher auch 
Landrat Thomas Hendele: „Endlich können 
wir – dank der gegenseitigen Unterstüt-
zung – effektiv gegen Clankriminalität vor-
gehen. Nur gemeinsam und aufgrund der 
Bündelung aller Befugnisse können wir hier 
unsere Ziele erreichen.“

Bei einem weiteren gemeinsamen Einsatz 
von Polizei, kommunalem Ordnungsdienst 
und Zoll in der Nacht zum 16. November 
2020 wurden die Ordnungspartner eben-
falls fündig: So musste das Ordnungsamt 
hierbei gleich zwei überprüfte Vereinslo-
kale schließen, weil darin massiv gegen 
das Glücksspielverbot verstoßen wurde. 
Zudem wurden dort elf illegal manipulierte 
Wett-Terminals sichergestellt.

Eine Win-win-Situation für alle 
Beteiligten

Der Vorteil solcher gemeinsamer Einsätze 
liegt auf der Hand: Die Kontrolle der ord-

Clankriminalität im Rahmen der landeswei-
ten „Null-Toleranz-Strategie“ gegen illegal 
und kriminell agierende Großfamilien. 

In inzwischen mehr als einem Dutzend 
solcher gemeinsamen Einsätze zeigt sich 
eindrucksvoll, wie die Mitglieder der Ord-
nungspartnerschaften gegenseitig vonein-
ander profitieren – so zum Beispiel bei dem 
gemeinsamen Kontrolleinsatz im August 
2020, an dem neben mehr als 230 poli-
zeilichen Einsatzkräften sowie Dutzenden 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
Zolls und der Kommunalen Ordnungsbe-
hörden auch NRW-Innenminister Herbert 
Reul, Landrat Thomas Hendele sowie  
Polizeiinspekteur Michael Schemke per-
sönlich teilgenommen haben, um sich vor 
Ort ein Bild von der Zusammenarbeit zu 
machen. 

Alleine bei diesem Einsatz konnten in den 
Städten Monheim am Rhein, Velbert, 
Erkrath, Haan, Hilden und Langenfeld in 
mehr als zehn Objekten die Personalien 
von mehreren Hundert vor Ort ange-
troffenen Personen überprüft werden. 
Dazu stellte der Zoll mehrere manipulierte 
Glücksspielgeräte und über 15 Kilogramm 
unversteuerten Shisha-Tabak sicher. Die 
Polizei stieß bei dem Einsatz auf eine pro-
fessionell betriebene Cannabis-Plantage 
und die Kommunalen Ordnungsdien-
ste deckten eine Vielzahl von Verstößen, 
unter anderem gegen das Nichtraucher-

Gemeinsamer Einsatz von Polizei und Ordnungsamt gegen Clan-Kriminalität.
� Quelle: Kreis Mettmann

Positive Rückmeldungen zu Polizeieinsät­
zen auf Social Media.� Quelle: Kreis Mettmann
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Wie kann unter Nutzung digitaler 
Bausteine eine Öffnungsstrategie 

unterstützt oder ermöglicht werden?“ Von 
dieser Leitfrage ausgehend entwickelten 
die Projektpartner entsprechende Features. 
SORMAS, Luca-App, digitaler Schnelltest-
nachweis. All das war bereits zu Beginn der 
Modellphase vorhanden und wurde weiter 
etabliert. Und so startete der Kreis Coesfeld 
als einziger Kreis die angemeldeten Projek-
te. „Das ganze Land hat auf uns geschaut. 
Wir hatten bei Veröffentlichung der Allge-
meinverfügung eine Inzidenz von knapp 
unter 100 und durften als einzige starten. 
Kein Wunder, dass gerade die Freibäder 
Besuch aus dem ganzen Land und darüber 
hinaus hatten“, erinnert sich Landrat Dr. 
Christian Schulze Pellengahr an die „heiße 
Phase“ Anfang Mai.

Die Unsicherheiten und Ungewissheiten, 
wie sich Öffnungsschritte auf die Inzi-
denzen auswirken würden, waren indes 
schnell in Luft aufgelöst. Denn Infektio-
nen aus den Öffnungsschritten konnten, 
trotz intensiver Befragungen durch die 
Containment-Scouts im Gesundheitsamt, 
nicht festgestellt werden. „Wir haben bei 
jedem positiven Fall natürlich nachgefragt, 
ob die Betroffenen einen Modellbaustein 
in Anspruch genommen haben. Aber: 
Fehlanzeige!“, freut sich auch Celine Klo-
stermann, stellvertretende Leiterin des 
Gesundheitsamts, die gemeinsam mit den 
Kolleginnen und Kollegen binnen kurzer 
Zeit eine Vielzahl an Hygienekonzepten 
geprüft hatten, über den aus infektiologi-
scher Sicht erfreulichen Ausgang.

Ein Erfolgsfaktor war die gute Kooperation 
der Partner, die sich in den letzten Mona-
ten über die Krise noch einmal noch inten-
siver ausgetauscht hatten. „Sowohl die 
Kulturverantwortlichen als auch der Kreis-
sportbund haben hier echt einen tollen 
Job gemacht“, unterstreicht Dr. Schulze 
Pellengahr. Aber auch DRK und wfc hät-
ten bei aufkommenden Fragen kurzfristig 

reagiert und ihre Erfahrungen mit einge-
bracht.

Neben den genannten Beteiligten hat 
auch der Lehrstuhl für Sportpsychologie 
der WWU Münster von Professor Strauß 
einen Beitrag zur Modellregion geleistet. 
Denn, wie vom Ministerium gefordert, 
sollten die Projekte – neben der landeswei-
ten Begleitung durch das RWI – auch lokal 
wissenschaftlich evaluiert werden. Im Kreis 
Coesfeld wurde hierfür ein online-basierter 
Fragebogen entwickelt. 

Es wurde über mehrere Wochen evaluiert, 
wie gut das Angebot von den Bürgerin-
nen und Bürger des Landkreises ange-
nommen wurde. Dafür wurden Gründe 
für die Nutzung der Angebote, Aspekte 
des Sicherheitsgefühls in Bezug auf die 
Ansteckungsgefahr, die Bewertung der 
Hygienekonzepte, die erwartete Nutzung 
der Angebote in Zukunft, das psychische 
und körperliche Wohlbefinden und sozio-
demografische Daten der Teilnehmenden 
untersucht. Besucherinnen und Besucher 
der Angebote wurden mithilfe einer fünf-
minütigen Onlineumfrage für Smartpho-
nes im Anschluss an ihren Aufenthalt des 
jeweiligen Angebots befragt. Um auch 
die Gründe zur Nutzung der Angebote zu 
untersuchen, sollten die Teilnehmenden 
der Umfragen beantworten, inwiefern die 
Motive Soziales Miteinander, Gefühl von 
Freiheit, Fitness und Training, Zeitvertreib 
und Positives Gefühl und Spaß auf sie 
zutraf. 

An der Studie haben insgesamt 690 Per-
sonen teilgenommen, wovon 418 die 
Angebote des Sports nutzten und 272 die 
Kulturangebote. Insgesamt vermitteln die 
Ergebnisse ein durchweg positives Bild. 
Die Befragten nahmen das Angebot sehr 
gut an und haben sich bei allen Formen 
der Angebote (Fitnessstudios, Hallen- und 
Freibäder, Sportvereine, Kulturstätten) 
sicher gefühlt. Nur wenige Personen hat-

ten Befürchtungen, sich bei ihrem Besuch 
mit Covid-19 anzustecken. Außerdem 
sprechen Sport- und Kulturangebote sol-
che Motive von Menschen an, bei denen 
ein positiver Einfluss auf Wohlbefinden 
zu erwarten ist. Besonders hervorzuheben 
sind das positive Gefühl und Spaß, sowie 
das Gefühl von Freiheit durch die Nutzung 
der Angebote. 

Darüber hinaus fühlte sich nach Nutzung 
der Sportangebote der überwiegende Teil 
der Teilnehmenden körperlich ausgegliche-
ner und belastbarer. Die Ergebnisse legen 
die Vermutung nahe, dass die Möglichkeit 
zur Nutzung der verschiedenen Freizeitan-
gebote ihren Beitrag zur Aufrechterhaltung 
des allgemeinen Wohlbefindens beigetra-
gen haben. 

Diese positiven Ergebnisse wurden z.B. 
durch eine besondere Begegnung ein-
drucksvoll bestätigt: bei der Verleihung des 
Heimatpreises auf der Kolvenburg traten 
vier junge Musiker des Jugendorchesters 

„Vernetzt Chancen (er)öffnen“ -  
Kreis Coesfeld zieht positive Modellregions-Bilanz

Als das Ministerium für Wirtschaft, Innovation, Digitalisierung und Energie im Frühjahr einen Aufruf an die kommunale 
Familie startete, sich als „Modellregion #digitalvscorona“ zu bewerben, da ging im Kreis Coesfeld alles ganz fix. In zwei 
Sprints mit den Städten und Gemeinden, dem Deutschen Roten Kreuz, dem Kreissportbund und der Wirtschaftsförde-
rungsgesellschaft für den Kreis Coesfeld (wfc) standen Konzept und Maßnahmen fest: zahlreiche Bausteine aus dem 
vereinsgebundenen Sport, ein Fitnessstudio, Schwimm- und Freibäder, ein Jugendzentrum sowie zahlreiche Kulturver-
anstaltungen sollten unter den Vorgaben des MWIDE erprobt werden. 

„ DIE AUTOREN

Dr. Linus Tepe,  
Kreisdirektor und 
Kämmerer,  
und  

          

Jens Boehle, 
persönlicher Referent 
des Landrats, 
Kreis Coesfeld1 
Quelle: Kreis Coesfeld

1 �Unter Mitwirkung von Prof. Dr. Bernd Strauß, Dr. 
Dennis Dreiskämper, Stephanie Bünemann, West-
fälische Wilhelms-Universität Münster
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1.	�Der Einsatz digitaler Tools war für nahe-
zu alle komplett problemlos möglich 
und hat zu keinen wesentlichen zeit
lichen Einschränkungen bei Zutritt etc. 
geführt.

2.	�Gute Hygienekonzepte und die konse-
quente Einhaltung minimieren mögliche 
Infektionen. Dies setzt indes voraus, 
dass die Veranstalter auf die Einhaltung 
intensiv achten und sich die Nutzerinnen 
und Nutzer entsprechend verhalten.

3.	�Bei Veranstaltungen, bei denen Alkohol 
ausgeschenkt wird, war festzustellen, 
dass mit zunehmendem Alkoholkonsum 
die Einhaltung von Mindestabständen 
deutlich abnimmt.

4.	�Die Vergabe von Timeslots für die Nut-
zung von Einrichtungen (konkret: im 
Bäderbereich) ist für die Veranstalter 
besser zu kontrollieren und für Nutze-
rinnen und Nutzer besser nachvollzieh-
bar und einzuhalten als bspw. Einbahn-
schwimmen.

Obwohl die Vorbereitung und das Nach-
halten der Maßnahmen einschließlich der 
zu Recht durchgeführten Austauschforen 
zeitintensiv war, hat sich die Teilnahme als 
Modellregion für alle gelohnt. 
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klar gewesen, dass die Bewerbung gut und 
richtig war. Wenngleich zahlreiche Projek-
te aufgrund der allgemeinen Lockerungs-
schritte zugelassen waren, konnten aus 
Kreissicht mehrere Erkenntnisse aus der 
Modellregion gezogen werden:

Havixbeck auf. „Nach der Veranstaltung 
kamen die Jugendlichen zu mir und haben 
sich mehrfach bedankt. Sie waren sicht-
lich gerührt, als erste Musiker nach dem 
Lockdown gemeinsam auftreten zu kön-
nen“, so der Landrat. Spätestens da sei 

Kreisdirektor Dr. Linus Tepe, Stephanie Bünemann (Psychologin und wissenschaftliche 
Mitarbeiterin am Arbeitsbereich Sportpsychologie des Instituts für Sportwissenschaften ),  
Jens Boehle (Referent des Landrates) und Prof. Dr. Bernd Strauß (Institut für Sportwis­
senschaften). Es fehlt Dr. Dennis Dreiskämper.� Quelle: Kreis Coesfeld

Auswirkungen der Corona Pandemie auf  
den Bevölkerungsschutz – Krisenmanagement

In ihrer Sitzung am 25.05.2021 hat sich die Arbeitsgemeinschaft Bevölkerungsschutz des LKT NRW mit den Auswir-
kungen der Corona-Pandemie auf die Krisenbewältigung befasst. Erörtert wurde insbesondere, ob das Krisenmanage-
ment auf der Ebene der Kreise funktioniert hat, oder ob die vom Bund vertretene Auffassung richtig ist, ihm müssten 
(stärkere) Durchgriffsrechte auf die örtliche Ebene zugestanden werden. Hintergrund dürfte wohl die Ansicht sein, bei 
einem zentral gesteuerten Krisenmanagement hätte sich eine Reihe von aufgetretenen Schwierigkeiten bei der Pan-
demiebekämpfung vermeiden lassen. Der hier entscheidende Umstand, nämlich der immer wieder zutage tretende 
Mangel an Impfstoff, liegt allerdings gerade nicht im Verantwortungsbereich der Kreise und kreisfreien Städte, sondern 
des Bundes.

Der folgende Beitrag soll aus der Sicht 
des Kreises Paderborn ein Zwischenre-

sümee ziehen. Ein Anspruch auf Vollstän-
digkeit der Bewertung wird nicht erho-
ben. Auch geht es nicht darum, Kritik zu 

üben. In der Regel kennt jeder Beteiligte 
den Verbesserungsbedarf in den eigenen 
Reihen. Vielmehr soll die Frage beantwor-
tet werden, ob das Krisenmanagement 
funktioniert hat bzw. ob grundlegender 

Nachsteuerungsbedarf zu erkennen ist. 
Dabei wird der Blick hauptsächlich auf 
die Organisation der Krisenbewältigung 
gerichtet sowie auf die Beziehungen der 
verschiedenen Mitstreiter zu- und unter-
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•	� Entscheidung über Quarantäne,
•	� Kontaktpersonennachverfolgung und
•	� Telefonhotline
gehören zu den Hauptaufgaben. Von 
Bedeutung sind in diesem Zusammenhang 
auch die Beziehungen des Gesundheitsam-
tes zu weiteren Playern auf dem Gesund-
heitssektor, nämlich der unter dem Dach 
der Kassenärztlichen Vereinigung (KVWL) 
organisierten Ärzteschaft und den Kran-
kenhäusern und Kliniken.

Die Corona-Pandemie zeichnete sich aus 
durch fortlaufend neue Rechtverordnun-
gen, Allgemeinverfügungen und Erlasse 

sind jedenfalls die Erfahrungen im Kreis 
Paderborn. Der Rückgriff auf Daten der 
Kreisleitstelle zur Situation in den Kranken-
häusern (Auslastung der Intensivstationen, 
Belegung der Betten) ist jedoch notwendig. 
Der Leiter der dem Ordnungsamt zugeord-
neten Kreisfeuerwehr- und Technikzentra-
le (KFTZ) hat demgemäß die Belange von 
Feuerwehr, Rettungsdienst und Leitstelle 
im Krisenstab vertreten.

Eine Schlüsselrolle kommt bei einer Pande-
mie natürlich dem Gesundheitsamt zu:
•	� Beratung des Stabes in allen sich stellen-

den Gesundheitsfragen,

einander. Ist insoweit eine nachvollzieh-
bare und funktionierende Struktur erkenn-
bar, spricht das gegen die Schaffung von 
„Durchgriffsrechten“ für den Bund.

Die Forderung nach besserer Koordination 
durch den Bund oder mehr Kompetenzen 
für diesen wird nun auch im Zusammen-
hang mit der Hochwasserkatastrophe im 
Westen von NRW und in Rheinland-Pfalz 
von einigen Politikern erhoben. Insoweit 
steht jedoch die Aufarbeitung der Ereig-
nisse und der behördlichen Reaktion, die 
sehr differenziert erfolgen muss, erst am 
Anfang. 

Die Bewältigung einer Pandemie unterliegt 
allerdings anderen Handlungserfordernis-
se; die nachfolgenden Ausführungen bele-
gen das.

Krisenstab – Strukturqualität

Für eine effiziente Krisenbewältigung ist 
die Organisationsstruktur des Krisenstabes 
von entscheidender Bedeutung. Grundlage 
der Krisenstabsarbeit ist der Runderlass des 
Ministeriums für Inneres und Kommuna-
les (MIK NRW) zum Krisenmanagement 
durch Krisenstäbe im Land NRW bei Groß-
einsatzlagen, Krisen und Katastrophen 
vom 04.10.2013 (MBl. NRW. 2016 S. 668) 
in der derzeit gültigen Fassung. Dieser gibt 
eine Organisationsstruktur für Krisenstäbe 
vor. 

Diese Struktur ist allerdings auf sogenann-
te Blaulichtlagen zugeschnitten, bei denen 
es unter der politischen Gesamtverantwor-
tung des Landrates auf ein erfolgreiches 
Zusammenwirken zwischen Verwaltungs-
krisenstab und der technischen Einsatzlei-
tung der Feuerwehr ankommt. Eine Pan-
demie stellt jedoch andere Anforderungen. 
Das gilt sowohl inhaltlich als auch für die 
Dauer der Pandemiebekämpfung – eine 
Marathonaufgabe. Insofern muss die vom 
Erlass des MIK NRW vorgegebene Krisen-
stabsstruktur nachgeschärft werden.

Auf die Einbindung der Feuerwehr in die 
Krisenbewältigung kann – abgesehen 
von ihrer Beteiligung am Rettungsdienst 
– zunächst einmal verzichtet werden, das 
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für den Zusammenhalt. In dem Behand-
lungszentrum wurden durch Ärzte der 
KVWL Patienten mit Corona-Verdacht 
behandelt. So konnte man die einzelnen 
Arztpraxen vor dem Vireneintrag schützen.

Bei der Auswahl der Gebäude spielten 
die Lage, Erreichbarkeit für den ÖPNV, 
Parkmöglichkeiten und Sicherheitsaspek-
te (Bewachung) sowie die Eignung für die 
medizinischen Abläufe die entscheidende 
Rolle. Die Stadt Paderborn, der Betreiber 
des Ahorn-Sportparks und die örtliche 
KVWL-Geschäftsstelle haben durch ihre 
Unterstützung maßgeblich zum schnellen 
Gelingen von Aufbau und Betrieb beige-
tragen.

Das Corona-Impfzentrum entstand 
schließlich in der benachbarten Stadt Salz-
kotten, ca. zehn Kilometer vom Oberzen-
trum Paderborn entfernt. Entscheidend für 
die Standortauswahl war die Bereitstellung 
einer modernen Schützenhalle mit einem 
unter medizinischen Gesichtspunkten 
einzigartigen Be- und Entlüftungssystem, 
einem hervorragenden Kühlraum für die 
Impfdosenaufbereitung durch Apotheken-
personal und ausgezeichneten weiteren 
Hygienevoraussetzungen. Hier engagier-
te sich die Stadt Salzkotten u. a. mit einer 
vorbildlichen Wegweisung. Der Betrieb 
unter der Leitung des Kreisordnungsamtes 
und der von der KVWL gestellten ärztli-
chen Leitung wurde unterstützt durch die 
Hilfsorganisationen (ASB, DRK, JUH und 
MHD).

Zusammenarbeit mit  
Krankenhäusern und Kliniken

Die Krankenhäuser in Paderborn und Bad 
Lippspringe hatten die große Last der 

Schaffung von Einrichtungen 
zur Pandemiebekämpfung

Im Krisenstab werden Entscheidungen 
getroffen, vor Ort werden sie mit Partnern 
umgesetzt. Das galt gleich zu Anfang für 
den Aufbau einer
•	� zentralen Anlaufstelle zur Abstrichnah-

me in dem ehemaligen Kantinengebäu-
de der Alanbrooke Kaserne und

•	� des ambulanten Behandlungszentrums 
im Ahorn-Sportpark.

Diese Einrichtung wurden geschaffen, weil 
es zu Beginn der Pandemie an Schutzaus-
rüstung fehlte und die niedergelassenen 
Ärzte Vorbehalte hatten, ihre Praxen für 
Patienten mit Covid-Symptomen zu öff-
nen. Man fürchtete den Eintrag von Viren 
in die Praxisräume und musste sich organi-
satorisch erst auf die Behandlung von Pati-
enten mit Corona-Symptomen neben den 
übrigen Patienten einstellen. Auf der ande-
ren Seite war es notwendig, das Vorliegen 
einer entsprechenden Erkrankung festzu-
stellen und erkrankte Personen zu behan-
deln. Der Abklärung von Corona-Sympto-
men diente die zentralen Anlaufstelle zur 
Abstrichnahme. Medizinisches Personal – 
gestellt von der KVWL – übernahm diese 
Aufgabe. Die Abstriche wurden anschlie-
ßend über ein Labor ausgewertet und die 
Ergebnisse dem Gesundheitsamt zur Ver-
fügung gestellt.

Mit dem ambulanten Behandlungszen-
trum wurde eine ausgelagerte Arztpraxis 
zur Behandlung von symptomatischen 
Patienten eingerichtet. Der Betreiber des 
Ahorn-Sportparks wollte mit der Bereitstel-
lung dieser großzügigen wegen der Pande-
mie geschlossenen Anlage seiner sozialen 
Verpflichtung gegenüber der Gesellschaft 
nachkommen – eines der guten Beispiele 

zur Steuerung des Geschehens. Bund und 
Land sahen sich aufgrund der Dynamik 
der Lage jeweils zu schnellem Handeln 
gezwungen. 

Naturgemäß führte das zu Regelungen, die 
Interpretationsspielräume ließen. Die regel-
mäßigen Telefon- und Videokonferenzen 
zwischen dem Gesundheitsministerium 
(MAGS NRW), den kommunalen Spitzen-
verbänden (LKT NRW und StT NRW) und 
den Kreisen und kreisfreien Städten sind 
ein Beleg dafür. Das Rechtsamt wurde des-
halb in Doppelbesetzung (Unterstützung 
durch den Datenschutzbeauftragten) in 
die Stabsarbeit eingebunden. Das hat sich 
als sehr vorteilhaft erwiesen, da der hohe 
Beratungsbedarf auf diese Weise perma-
nent sichergestellt werden konnte.

Da die Pandemiebekämpfung auch auf 
das Funktionieren der eigenen Verwaltung 
gerichtet sein muss, wurde das Straßenver-
kehrsamt – Beispiel gebend für die übrige 
Verwaltung – in den Krisenstab einge-
bunden. Mit Blick auf die Zulassungsstelle 
(Großraumbüro) und die Führerscheinstel-
le konnten so exemplarisch Lösungen für 
den Zielkonflikt zwischen erforderlicher 
Kontaktbeschränkung (auch innerhalb 
der Verwaltung) und Kundenorientierung 
bzw. notwendigen Kundenkontakten erar-
beitet werden.

Verbindungspersonen zu den zehn 
kreisangehörigen Städten und Gemeinden 
sind nicht in den Stab integriert worden. 
Stattdessen hat sich der Kreis für einen 
regelmäßigen Austausch per Telefon und 
Videokonferenz unter der Federführung 
von Ordnungsamt und Gesundheitsamt 
entschieden. Das ist uneingeschränkt 
akzeptiert worden. Das Rechtsamt hat dar-
über hinaus bei der Erstellung von Muster-
Allgemeinverfügungen geholfen.

Das Corona-Impfzentrum ... ... verabreichte bis zur Schließung am 30.09.2021 169.283 Impf­
dosen.� Quelle: Kreis Paderborn
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Das führte zu Unmut in der Bevölkerung, 
den auch das Land zu spüren bekam. Die 
Hauptlast hatten allerdings – ohne dafür 
verantwortlich zu seien – mit Abstand die 
Gesundheitsämter zu tragen.

Hier lohnt sich ein Blick auf die Ursachen.
Fragen ergeben sich dann, wenn die Lage 
unklar ist. Dafür haben die Ministerpräsi-
dentinnen und Ministerpräsidenten der 
Länder gesorgt, indem sie den Versuch der 
Bundeskanzlerin, ein einheitliches Vorge-
hen in der Pandemiebekämpfung herbei-
zuführen, systematisch durch Schaffung 
eigener Regelungen torpediert haben. 
Nicht selten ist es vorgekommen, dass 
Ministerpräsidenten bzw. Ländercheffin-
nen ein oder zwei Tage vor den Abstim-
mungsgesprächen mit der Kanzlerin Ent-
scheidungen verkündeten haben – als ob 
es ihnen gar nicht mehr auf dieses Abstim-
mungsgespräch angekommen sei. Ein Ver-
halten, das an der Basis sehr viel Unver-
ständnis und Verdruss erzeugt hat.

So entstand ein Flickenteppich unter-
schiedlichster Vorgehensweisen und Rege-
lungen, der den Bürgern vor Ort nicht zu 
vermitteln war. Die Frage wurde gestellt 
und ist berechtigt, ob denn aus medizini-
schen oder virologischen Gründen eine sol-
che Differenzierung angezeigt war. Dass im 
Süden andere Verhältnisse herrschen als in 
Norddeutschland und im dicht bevölkerten 
Westen anders gehandelt werden sollte als 
im eher ländlich geprägten Osten Deutsch-
lands, hätte jeder verstanden, nicht aber 
16 unterschiedliche Regelungen.

Die (notwendige) Priorisierung bei den 
Impfungen, hat vor Ort zwar für viel Dis-
kussionsbedarf gesorgt. Die Gründe konn-
ten aber erklärt werden, nicht jedoch die 
nachfolgenden ständigen Änderungen 
und Ergänzungen. Es gab Fragen nach 
den medizinischen Gründen dafür und es 
herrschte der Verdacht, dass mehr oder 
weniger starke Lobbygruppen sich in der 
Politik durchgesetzt hätten, um schneller 
geimpft zu werden.

Und dann sind zu nennen die vielen uner-
füllten oder verspätet erfüllten Ankündi-
gungen aus dem Bundesgesundheitsmini-
sterium, sorgfältig formuliert, Hoffnungen 
weckend, im Ergebnis aber nicht zu vermit-
teln. Die Telefone vor Ort liefen jedes Mal 
heiß. 

Hier zeigt sich der Unterschied im Kri-
senmanagement zwischen Politikern und 
Bevölkerungsschützern: Politik will Hoff-
nung verbreiten, ist zurückhaltend mit 
schlechten Nachrichten, im professionellen 
Krisenmanagement (Krisenstab) orientiert 

dest anfangs wenig Verständnis für ein im 
Bevölkerungsschutz notwendiges striktes 
und zielorientiertes Krisenmanagement. 
Insbesondere war wenig Verständnis dafür 
vorhanden, dass Ansprechpartner vorhan-
den und jederzeit erreichbar sein müssen, 
wenn es z. B. an Wochenenden oder nach 
Dienstschluss über Schulschließungen oder 
die Anordnung von Quarantänemaßnah-
men entschieden werden muss. Hier sollte 
die Lehrerschaft, aber besonders auch die 
Verwaltungskräfte in den betreffenden 
Behörden Manöverkritik üben.

Auch die regelmäßigen Videokonferenzen 
mit den Vertretern des MAGS NRW haben 
gezeigt, dass allseits der Wille vorhanden 
war, die besonders mit der Priorisierung 
und dem Impfstoffmangel hervortreten-
den Probleme zu lösen. Unterschiedliche 
Interessenlagen wurden professionell erör-
tert und behandelt. Dabei war allerdings zu 
erkennen, dass „politische“ Entscheidun-
gen auf Landes- oder Bundesebene auch in 
der Ministerialbürokratie hinterfragt wur-
den. Das institutionalisierte Gespräch unter 
„Verwaltungsfachleuten“ gehört also auf 
die Positivliste, trotz mancher, hier nicht zu 
kommentierender politischer Entscheidun-
gen (das zu erwähnen gehört aber auch 
zur Ehrlichkeit dazu).

Die Rolle der Kommunalen Spitzenverbän-
de als Mittler zwischen den Kreisen bzw. 
kreisfreien Städten und dem Land gilt es in 
diesem Informations- und Diskussionspro-
zess hervorzuheben. Leider haben sowohl 
das Land als auch der Bund aus meiner 
Sicht nicht die innere Ruhe besessen, den 
Beteiligungsprozess (d. h. die Einbindung 
von LKT NRW und StT NRW) bei Gesetzen 
und Verordnungen in zeitlicher Hinsicht 
so zu gestalten, dass er trotz der gebote-
nen Eile seinen Namen verdient. Faktisch 
bestand deshalb so gut wie nicht die Mög-
lichkeit, aus der Praxis heraus Stellung zu 
nehmen.

Pressearbeit –  
Bürgerinformation

Beides gestaltete sich als ausgesprochen 
schwierig. Die Lage war und ist sehr dyna-
misch. Die Presse verlangt täglich Bewer-
tungen der Lage, möglichst unterlegt mit 
O-Tönen. Die Betroffenen möchten die 
Impfstrategie verstehen und haben Fra-
gen speziell zu ihrer eigenen Situation. Die 
geschaltete Hotline des Gesundheitsamtes 
war bei täglich mehreren hundert Anrufen 
nahezu ständig überlastet. Mit ähnlichen 
Herausforderungen sahen und sehen sich 
die Arztpraxen konfrontiert.

Behandlung schwersterkrankter Corona-
Patienten zu schultern bei gleichzeitiger 
Sicherstellung der normalen intensiv- und 
notfallmedizinischen Versorgung sowie der 
allgemeinen stationären Grundversorgung. 
Das erforderte Informationsaustausch und 
Kooperation über
•	� Auslastung der Krankenhäuser und 

Intensivstationen,
•	� Patientenzuweisung und -verlegung,
•	� Versorgung mit Schutzkleidung und 

Impfstoffen,
•	� Umgang mit der Impfung und der Prio-

risierung,
•	� Labordiagnostik und Laborkapazität,
•	� Beurteilung der ministeriellen Erlassla-

ge durch das Gesundheitsdezernat und 
Austausch mit den Amtsärztinnen

und zu weiteren Themen.

Unter der Moderation des Leiters der 
KVWL-Bezirksstelle bzw. des Gesund-
heitsdezernenten wurden regelmäßige 
Videokonferenzen geschaffen, an denen 
jeweils die ärztlichen Leitungen und die 
Geschäftsführer bzw. Geschäftsführerin-
nen der Krankenhäuser und Kliniken, eine 
Amtsärztin, der Ärztliche Leiter Rettungs-
dienst (ÄLRD) des Kreises und nach Bedarf 
ein Hygieniker und Labordiagnostiker 
teilgenommen haben. Im Rahmen dieser 
Zusammenarbeit wurde – verteilt auf meh-
rere Standorte im Kreis – ein System von 
fünf sogenannten Entlastungskrankenhäu-
sern geschaffen (§ 22 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 
KHG). Insbesondere die Kliniken der Kuror-
te Bad Lippspringe und Bad Wünnenberg 
bieten damit die Möglichkeit der isolierten 
Unterbringung von Corona-Patienten oder 
der Verlegung fast genesener Patienten 
aus dem normalen stationären Bereich der 
Akutkrankenhäuser.

Zusammenarbeit auf örtlicher 
und überörtlicher Ebene

Das Organigramm zeigt die Partner der 
Zusammenarbeit auf. Das gemeinsame 
Miteinander auf der örtlichen sowie auf 
Kreis- und Bezirksebene gab keinen Anlass 
zu Beanstandungen. Die Zusammenar-
beit kann als freundschaftlich zielführend 
bezeichnet werden. Das gilt zunächst ein-
mal auf der Behördeneben für den Aus-
tausch mit den kreisangehörigen Städten 
und Gemeinden, mit den Nachbarkreisen 
und mit der Bezirksregierung im Rahmen 
von Gesprächen, Videokonferenzen und 
bei gegenseitiger Unterstützung (z. B. mit 
Schutzausrüstung).

Genau betrachten muss man allerdings 
den Schulbereich; dort herrschte zumin-
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mit den Behörden auf allen Ebenen kann 
als professionell und lösungsorientiert 
bezeichnet werden. Das gilt trotz teilwei-
se unterschiedlicher Standpunkte und mit 
Blick auf die aufgetretenen Schwierigkei-
ten auch für den von Offenheit geprägten 
Austausch mit dem MAGS NRW.

Die Kommunikation nach allen Seiten 
muss verbessert werden; hier hilft gesun-
der Menschenverstand und das Ohr an der 
Basis. Grundsätzlich hat sich das Krisenma-
nagement bewährt und bedarf keiner Hilfe 
vom Bund.

EILDIENST LKT NRW
Nr. 10/Oktober 2021    38.30.00

funktioniert hat, konnte natürlich nur aus 
der Sicht des Kreises Paderborn beant-
wortet werden. Die insoweit aufgezeigten 
Optimierungen im Hinblick auf die Bildung 
des Krisenstabes, und die geschaffenen 
Strukturen für eine zielführende Zusam-
menarbeit auf örtlicher und überörtlicher 
Ebene lassen sich allerdings in vielen Berei-
chen übertragen bzw. verallgemeinern. 
Vor diesem Hintergrund gilt:

Die Organisationsstruktur des Krisenma-
nagements ist auf der Basis des einschlä-
gigen ministeriellen Erlasses grundsätzlich 
plausibel und funktionsfähig. Dasselbe 
gilt für die Strukturen zur Beteiligung der 
Kooperationspartner. Die Zusammenarbeit 

man sich an Fakten und ist allein fokussiert 
auf den Gesundheitsschutz.

Nun ist natürlich der öffentliche Druck 
bekannt, dem die Politik ausgeliefert ist. 
Die vorstehenden Ausführungen sollen 
deshalb auch nicht als Kritik verstanden 
werden. Hier kann es nur darum gehen, 
Aufgefallenes anzusprechen. Vielleich 
ergeben sich daraus für die Zukunft Ver-
besserungen. 

Fazit

Die eingangs gestellte Frage, ob das Kri-
senmanagement auf der Ebene der Kreise 

Bildungsmediathek NRW bietet einfachen Zugang  
zu digitalen Medien

Zum neuen Schuljahr hat die Landes-
regierung die „Bildungsmediathek 

NRW“ an den Start gebracht und damit 
einen weiteren Baustein der digitalen 
Ausstattungsoffensive zugefügt. Mit der 
Bildungsmediathek NRW soll ein zukunfts-
weisender Beitrag zur im Schulgesetz 
NRW beschriebenen Verpflichtung der 
Schulträger, eine am allgemeinen Stand 

der Technik und Informationstechnologie 
orientierte Sachausstattung zur Verfügung 
zu stellen, geleistet werden. Die Nutzung 
digitaler Medien soll Schülerinnen und 
Schüler zu einem sicheren, kreativen und 
verantwortungsvollen Umgang mit Medi-
en befähigen und neben einer umfassen-
den Medienkompetenz auch eine informa-
torische Grundbildung vermitteln.

Das neue Internetportal stellt Lehrerin-
nen und Lehrern, sowie Schülerinnen und 
Schülern ein umfangreiches Angebot an 
digitalen Lernmitteln von A wie Anatomie 
bis Z wie Zahlen zur Verfügung. Die Bil-
dungsmediathek NRW bietet den Schulen 
den Zugang zu einer Vielzahl an Bildungs-
medien, die mit guten, pädagogisch wert-
vollen Inhalten den modernen Unterricht 
sinnvoll bereichern sollen.

In der Bildungsmediathek NRW sind 
sowohl frei verfügbare Medien, die unter 
offenen Lizenzen veröffentlicht werden, 
als auch lizenzpflichtige Medien zu fin-
den. Alle Materialien sind für die Schulen 
kostenfrei. Die Medien können als Down-
load oder direkt als Streaming im Unter-
richt sowie beim eigenständigen Lernen 
eingesetzt werden. Das Angebot umfasst 
verschiedene Medienarten und bietet dar-
über hinaus eine Vielzahl an nützlichen 
Zusatzmaterialien zum direkten Einsatz im 
Unterricht an. 

Die Bildungsmediathek NRW bündelt die 
bewährten Plattformen „EDMOND NRW“ 
der Landschaftsverbände (LVR und LWL) 
und der kommunalen Schulträger und 
„learn:line NRW“ des Landes Nordrhein-
Westfalen. Eine intuitive Navigation mit 
verbesserter Suche und Filteroption in 
neuem Design sowie der Zugriff auf die für 
alle Bundesländer entwickelte Datenbank 
Sodix erweitern die Nutzung. Startbildschirm der Bildungsmediathek NRW.� Quelle: MSB NRW
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technische Ausstattung sinnvoll im Unter-
richt nutzen“, ergänzt der Beigeordnete 
Dr. Kai Zentara vom Landkreistag NRW für 
die kommunalen Spitzenverbände.

Die Bildungsmediathek NRW ist eine 
gemeinsame Initiative des Ministeriums für 
Schule und Bildung des Landes NRW, der 
Landschaftsverbände Rheinland und West-
falen-Lippe, der Medienberatung NRW 
und der Kommunalen Medienzentren in 
NRW. Durch die Möglichkeit der Einbin-
dung des Portals in bestehende Systeme 
wie LOGINEO NRW wird es leichter, die 
digitalen Lerninhalte direkt für Schülerin-
nen und Schüler nutzbar zu machen. 

EILDIENST LKT NRW
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Landschaftsverbandes Westfalen-Lippe 
Matthias Löb betonte: „Insbesondere in 
der Pandemie sind die Nutzungszahlen bei 
EDMOND NRW in die Höhe geschnellt. 
Die Kommunalen Medienzentren haben 
alles getan, um die Schulen und Lehrkräfte 
beim Distanzunterricht zu unterstützen.“ 

„Mit der Bildungsmediathek NRW werden 
die von den Kommunen seit vielen Jahren 
beschafften, lizensierten und geprüften 
Unterrichtsmedien und Medienangebo-
te des Landes auf einer Plattform zusam-
mengeführt und den Lehrkräften für den 
Unterricht zur Verfügung gestellt“, so der 
Beigeordnete Klaus Hebborn vom Städte-
tag NRW für die kommunalen Spitzenver-
bände. „Mit dem neuen Portal können die 
Schulen die in den letzten Jahren beschaffte 

Die Kreise, Städte und Gemeinden hat-
ten den Betrieb der Plattform „EDMOND 
NRW“ ihrerseits unter anderem mit erheb-
lichen finanziellen Eigenmitteln unterstützt 
und begleitet. Um den Bereich der Landes-
lizenzen künftig noch stärker in den Blick 
zu nehmen, hat das Land Nordrhein-West-
falen für die Beschaffung von Lizenzen 
für kostenpflichtige Medien 2,6 Millionen 
Euro zur Verfügung gestellt. 

„Seit vielen Jahren betreiben wir als Land-
schaftsverbände die Plattform EDMOND 
NRW für die kommunalen Medienzentren, 
die über diese Plattform die erworbenen 
lizensierten Materialen den Schulen zur 
Verfügung stellen,“ sagte Ulrike Lubek, 
Landesdirektorin des Landschaftsverban-
des Rheinland. Der Landesdirektor des 

Mario Löhr, Landrat des Kreises Unna:  
„Die Kommunen brauchen finanziell Luft zum Atmen“

Mario Löhr, Landrat des Kreises Unna. � Quelle: Mirko Raatz

Herr Löhr, Sie sind bei der Kommunalwahl 
im vergangenen Jahr in der Stichwahl mit 
61,9 Prozent der Stimmen gewählt wor-
den und lagen vor Ihrem Herausforderer 
von der CDU. Haben Sie mit einem so 
deutlichen Ergebnis gerechnet? 

Wir haben im vergangenen Jahr einen 
engagierten Wahlkampf geführt, was 
unter den Bedingungen der Pandemie 
nicht ganz einfach war. Und wir haben die 
wichtigen Themen angesprochen, deshalb 
hatte ich schon ein gewisses Vertrauen aus 
der Stichwahl als Sieger hervorzugehen. 
Am Wahlabend wurde dann im Kreishaus 
eine Grafik eingeblendet, auf der zu sehen 
war, das ich in allen Kreistagswahlkreisen 
die Nase vorn hatte – ich gebe zu, das war 
ein bewegender Moment.

Sie sind nun seit November 2020 Land-
rat des Kreises Unna. Was hat Sie zu dem 
Schritt bewogen, für das Amt des Landrats 
zu kandidieren? 

Ich war elf Jahre Bürgermeister einer 
kreisangehörigen Stadt und ich glaube 
schon, dass wir in dieser Zeit viel erreicht 
haben. Mir ist aber auch immer wieder klar 
geworden, dass die Lösungen vieler Auf-
gaben nicht in einer einzelnen Kommune 
zu bewältigen sind. Da braucht’s die Nach-
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digitalen Lernen – wie wichtig der Ausbau 
schneller Netze ist und dass wir einen deut-
lichen Digitalisierungsschub für Bildung 
und Wirtschaft brauchen.

Ich glaube auch, dass uns Erfahrungen 
aus der Pandemie bei der Lösung einiger 
Probleme helfen können. Ein Beispiel: Der 
Kreis Unna ist Pendlerland – rein und raus. 
Der Trend zum HomeOffice, von dem auch 
nach Corona einiges bleiben wird, kann bei 
der Bewältigung von Verkehrsproblemen 
helfen. Das müssen wir jetzt nutzen.

Welche Auswirkungen hat die Corona-
Pandemie auf den Wirtschaftsstandort im 
Kreis Unna?

Zu dieser Frage könnte ich mehrere Stun-
den referieren. Aber kurz auf den Punkt 
gebracht, will ich sagen: Uns liegen natür-
lich nur bedingt Zahlen und Fakten vor. 
Trotzdem kann ich sagen: Unterm Strich 
sind wir mit einem „blauen“ Auge durch 
die Pandemie gekommen.

Zuerst will ich sagen, dass durch Förde-
rungen wie Überbrückungs- und Sofort-
hilfen manche „Schäden“ verdeckt bzw. 
verschoben worden sind. Unsere Wirt-
schaftsförderung hat mit einem Corona-
Krisenteam reagiert und konkrete Hilfen 
für Unternehmen in Not organisiert. Im 
Fokus standen dabei die Branchen Event- 
und Kultur, Gastronomie und Hotelerie, 
aber auch jedes andere Unternehmen, das 
unter den Folgen der Krise zu leiden hat.

Bei den wichtigsten Baustellen sehen 
wir schon klar: Im Bereich Arbeitsmarkt 
machen uns derzeit die Ausbildung (Ent-
kopplung der Unternehmen und Bewer-
ber), Weiterbildung und Qualifizierung in 
Verbindung mit dem Fachkräftemangel, 
der nach Corona verschärft zutage tritt die 
größten Sorgen.

Zur Digitalisierung habe ich schon etwas 
gesagt. Im Logistikstandort Kreis Unna war 
natürlich die Handelslogistik betroffen, die 
dafür sorgen musste, dass die Waren, die 
nicht verkauft werden konnten in tempo-
rären Zwischenlagern gepuffter werden 
konnten. Der Druck auf Lagerimmobilien 
war enorm.

Wie schon angesprochen, haben sich die 
Arbeitsweisen durch mobiles Arbeiten 
verändert. Das machen wir jetzt schon an 
einer veränderten Nachfrage nach Büroflä-
chen, die auf ein verändertes Mobilitäts-
verhalten zurückzuführen ist. Da sehen wir 
gravierende Auswirkungen auf den Woh-
nungsmarkt und das Stadt/Landgefüge.

men Mobilität habe ich anders aufgestellt 
und bin auch noch dabei. Das gilt auch für 
ein paar andere Bereiche, die wir neuen 
Herausforderungen anpassen müssen.

Sie sind in einer Krisen-Zeit in das Amt 
gewählt worden. Die Corona-Pandemie 
überlagert alle anderen politischen, wirt-
schaftlichen und gesellschaftlichen The-
men und fordert die Kommunalverwaltung 
in besonderem Maße. Wie haben Sie die 
ersten Monate in Ihrem neuen Amt erlebt?

Als ich ins Amt kam steuerte die Corona-
Krise gerade auf den Höhepunkt einer 
neuen Welle zu. Da war vieles von dem, 
was ich mir vorgenommen hatte schwie-
rig – aber nicht unmöglich. Klar hat die 
Pandemie viele Kräfte gebunden und war 
als Thema allgegenwärtig. Das hieß aber 
nicht, dass wir alles stehen und liegen las-
sen mussten. Ich bin in den Wahlkampf 
gegangen mit dem Slogan „Jetzt an mor-
gen denken!“ und daran habe ich mich 
gehalten – auch zu Pandemiezeiten haben 
wir schon ein paar Weichen hin zu einer 
zukunftsfähigen Wirtschaftsstruktur (rund 
um das Thema Energie und Wasserstoff) 
oder in Richtung Mobilitätswende gestellt.

Wie hat sich aus Ihrer Sicht Ihre Region 
durch die Corona-Pandemie verändert? 
Welche Begleiterscheinungen der Pande-
mie werden uns in den kommenden Jah-
ren auf kommunaler Ebene beschäftigen?

Die Auswirkungen der Pandemie auf unse-
re Regionen werden nicht viel anders sein 
als anderswo. Natürlich haben wir endgül-
tig begriffen – im HomeOffice und beim 

barn, den Kreis und andere Player. Jetzt 
treibe ich als Landrat ganz entschieden 
wichtige Kooperationen voran.

Sie waren zuvor Bürgermeister der Stadt 
Selm. Was unterscheidet die Arbeit des 
Landrats von der des Bürgermeisters? Was 
haben Sie aus Ihrer Zeit als Bürgermeister 
in das Amt des Landrats mitgenommen?

Es gibt vor allem eine entscheidende 
Gemeinsamkeit der beiden Ämter: Man 
muss im Gespräch bleiben. Das habe ich 
aus meinem Amt als Bürgermeister mit-
genommen und das mache ich auch im 
neuen Amt. In diesem Sommer habe ich die 
Märkte in allen zehn Städten und Gemein-
den besucht. Und auch im Kreishaus steht 
meine Tür für die Kolleginnen und Kolle-
gen offen. Ich suche den Austausch.

Aber natürlich gibt es auch Unterschie-
de: Bei den Aufgaben einer Kreisbehörde 
angefangen über die Anzahl der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter bis zur gänzlich 
neuen Aufgabe als Chef der Kreispolizei-
behörde. Da musste ich mich schon rein-
finden.

Was würden Sie am liebsten in der Kreis-
verwaltung verändern bzw. was haben sie 
in der Kreisverwaltung geändert?

Zunächst einmal muss ich sagen, dass 
ich von meinem Amtsvorgänger Michael 
Makiolla eine sehr gut aufgestellte Verwal-
tung übernommen habe. Trotzdem hatte 
ich natürlich eigene Themen und auch 
Ansätze für die ich einige Umstellungen 
vornehmen wollte. Eines meiner Kernthe-

Vita

Mario Löhr, Landrat Kreis Unna

Mario Löhr wurde 1971 in Werne geboren und wuchs dort auf. 

Nach der Schule absolvierte er eine Ausbildung zum Industriemechaniker im Berg-
bau. 

Später wechselte er zu Remondis und ließ sich berufsbegleitend zum Bürokauf-
mann ausbilden. Er wurde zunächst Kaufmännischer Leiter und arbeitete zuletzt 
als Prokurist, bevor er 2009 zum Bürgermeister seiner Heimatstadt Selm gewählt 
wurde.

Mario Löhr ist verheiratet und Vater von drei Kindern. Er lebt mit seiner Frau Julia 
und den Kindern Maximilian, Lilly und Emma in Selm.

Am 27. September 2020 wurde Mario Löhr zum Landrat des Kreises Unna 
gewählt.
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vulnerable Gruppe handelt. Ich will den 
Kreis Unna mehr noch als bisher inklusiv 
gestalten – das liegt mir am Herzen und ich 
fühle mich dieser Idee verpflichtet.

Und ich will Menschen, die vom Kreis 
Unna vornehmlich das Kamener Kreuz, die 
A1 und die A2 kennen die Chance geben 
die Reize der Landschaft und die Vorzüge 
und Angebote der Städte und Kommu-
nen kennenzulernen. Deshalb arbeiten wir 
derzeit an einer Dachmarke für die Region 
Kreis Unna und stellen uns im Tourismus 
und Kulturbereich neu auf.

Wenn Sie einen Wunsch an die Landesre-
gierung frei hätten, welcher wäre das? 

Das geht eher an Bund und Land: Die 
Kommunen brauchen finanziell Luft zum 
Atmen. Da gab es in den letzten Mona-
ten schon Bewegung und einen Schritt in 
die richtige Richtung aber beim wichtigen 
Thema Altschulden sind wir noch weit von 
einer Lösung entfernt. Langfristig kommen 
noch die Kosten der Pandemie obendrauf, 
das wird kaum lösbar sein.

Ihr Amt als Landrat fordert viel Energie 
und Zeit – insbesondere in der Pandemie. 
Teilt Ihre Familie Ihre Leidenschaft für Ihr 
Amt? Hat sie Verständnis dafür, Sie mit 
einem ganzen Kreis zu teilen?

Ich habe zwei kleine Töchter und einen 
erwachsenen Sohn. Als ich meine Frau 
kennenlernte, war ich schon Bürgermei-
ster. Ich könnte sagen: Sie wusste, worauf 
sie sich einlässt. Aber das wird dem nicht 
gerecht. Das Amt – und die Art, wie ich es 
ausfülle – das ist für meine Familie manch-
mal eine Zumutung. 

Deshalb bin ich dankbar für das Ver-
ständnis, das Entgegenkommen und das 
Organisationstalent meiner Frau. Wenn 
ich überziehe, gibt es auch schon mal eine 
klare Ansage – gut so!

Was tun Sie als Ausgleich zu Ihrer Tätig-
keit als Landrat?

Nichts – ich bin Vollblutpolitiker und ver-
liebt ins Gelingen. Mir macht das unglaub-
lich Spaß. Und natürlich hält mich meine 
Familie, vor allem meine Töchter auf Trab, 
von Entspannung würde ich da auch nicht 
sprechen – macht aber ebenso unglaublich 
Spaß.
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nenne das „Knautschzone“ weil es sich 
auch so anfühlt. Da suchen wir nach ein-
fachen Lösungen, das können wir heute 
keinem mehr erklären.

Bei anderen Projekten sind wir auf andere 
angewiesen. Der Ausbau der Schiene wäre 
da ein Topthema. Bergkamen ist beispiels-
weise nicht ans Schienennetz angebunden. 
Der zweispurige Ausbau der Bahnstrecke 
Dortmund – Münster kann die Straßen 
unglaublich entlasten helfen.

Ich bin gelernter Kaufmann und arbeite mit 
Zahlen. Ich fände es spannend einmal alle 
Kosten für Mobilität, die wir im Kreis auf-
bringen untereinander zu schreiben – dann 
machen wir einen Strich drunter und guc-
ken uns an, was uns welche Verkehrsform 
wert und wie wir unser Geld einsetzen 
wollen. Das ist stark vereinfacht – ich weiß. 
Aber es führt zu einer spannenden Diskus-
sion, der ich mich gerne stelle.

Klimaschutz bewegt vor allem die jüngere 
Generation. Mit der Bewegung „Fridays 
for Future“ haben Klimaschutz und Kli-
maanpassung in den letzten Jahren einen 
stärkeren Fokus in unserer Gesellschaft. 
Welche Klimaprojekte haben in Ihrem 
Kreis Vorrang?

Eine Antwort habe ich schon gegeben: 
Unsere Mobilität ist die kommunale Stell
schraube beim Klimaschutz. Da müssen wir 
ran!

Darüber hinaus sehe ich eine Vielzahl 
von Maßnahmen, die wir im Kreis Unna 
in sogenannten Leitlinien aufgeschrieben 
haben. Eine Klimaschutzmanagerin arbei-
tet federführend daran, dass das nicht nur 
ein Papier bleibt – aber alle Fachbereiche 
müssen da mitmachen. Das ist ein Ziel mei-
ner Politik. Das ist in direkter Verantwor-
tung meiner Behörde und hat auch Einfluss 
auf andere.

Was sind Ihnen besonders wichtige Ziele 
für den Kreis Unna und welche wichtigen 
Aufgaben sehen Sie für Ihre Amtszeit? Was 
möchten Sie in Ihrer Amtszeit erreichen?

Einiges habe ich schon angesprochen: Kli-
maschutz, Verkehrswende, Wirtschafts-
standort, Energiestandort und Wasserstoff, 
…

Ich will mich da nicht wiederholen. Des-
halb spreche ich noch ein Thema an, bei 
dem ich im Wort stehe und wo die Pan-
demie mir bislang ein bisschen Grenzen 
gesetzt hat, weil es sich um eine besonders 

Wo liegen die Stärken des Kreises Unna? 
Und wo die Schwächen?

Das größte Pfund des Kreises ist seine 
privilegierte Lage in der Mitte des Landes 
mit erstklassigen Anbindungen an Straße, 
Schiene und Kanalnetz. Dazu kommen eine 
attraktive Landschaft, Städte und Gemein-
den, die was zu bieten haben und die Nähe 
zu Dortmund, Hamm und Münster.

Wir haben uns mit Erfolg zu einem Logi-
stikstandort entwickelt, das war richtig und 
hat Arbeitsplätze geschaffen, die wir drin-
gend brauchten. Ich will mich in Zukunft 
verstärkt anderen Themen widmen und 
neue Perspektiven entwickeln, die uns 
mehr hochwertige Arbeitsplätze und gut 
qualifizierte Leute in die Region bringen.

Eine der wichtigsten Chancen aber auch 
eine der größten Herausforderungen sehe 
ich dabei im „Fünf-Standorte-Programm“. 
Dafür will ich Kräfte in Politik, Wirtschaft 
und Verwaltung bündeln, um den größt-
möglichen Nutzen für die Region zu gene-
rieren.

Sie haben sich vorgenommen, die Mobi-
lität im Kreis multimodal und umwelt-
freundlich aufzustellen. Vor welchen Her-
ausforderungen steht der Kreis in Hinblick 
auf Mobilität? Wie wollen Sie diesen 
Mobilitätswandel erreichen?

Es klang ja schon an: Der Kreis Unna hat 
große Pendlerströme zu bewältigen. Viel 
zu viel von diesen Wegen wird mit dem 
PKW bewältigt – das gilt auch für ande-
re Fahrten. Wir müssen da eine ande-
re Gewichtung schaffen. Also brauchen 
wir Alternativen, die von den Menschen 
akzeptiert werden.

Das Rad, insbesondere als Pedelec und 
eBike stellt wahrnehmbar eine solche 
Alternative dar. Da sind wir als kommunale 
Familie gefordert. Und im Kreis Unna neh-
men wir das an: Ausbau des Wegenetzes 
und eine Vielzahl von Radstationen an den 
Verkehrsknoten von Schiene und Bus oder 
Radparkhäuser in den Innenstädten zum 
Beispiel.

Unser kreiseigenes Verkehrsunternehmen 
– die VKU – sieht sich zunehmend in der 
Rolle eines multimodalen Mobilitätsanbie-
ters, der mit anderen Partnern kooperiert 
oder selbst initiativ wird. Und ich setze auf 
einfache und digitale Verfahren, etwa bei 
Ticket und der Preisberechnung. 

Der Kreis Unna liegt am Rande des West-
falentarifs, direkt am VRR-Gebiet – ich 
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Einrichtung  
des Projektbüros

Nachdem Landrat Dr. Christian Schulze 
Pellengahr Anfang des Jahres eine För-
derurkunde über knapp eine Million Euro 
durch Bundesministerin Julia Klöckner 
überreicht bekommen hatte, startete der 
Kreis Coesfeld mit der Einrichtung eines 
Projektbüros. Anfang Juli konnte dieses 
durch Kathrin Heuermann und Laura Hart-
mann besetzt werden. 

„Um das öffentliche Leben zu digitalisie-
ren, bedarf es Kümmerer, die das Thema 
aktiv vorantreiben“, ist sich Schulze Pellen-
gahr sicher und blickt zuversichtlich auf die 
Digitalisierungsagenda des Kreises. Heuer-
mann, die ihre Stelle als Projektmanagerin 
für Plattform und Dienste angetreten hat, 
kümmert sich seitdem um die Projektkoor-
dination sowie um die bedarfsorientierte 
Entwicklung und Erprobung von digitalen 
Anwendungen, die mobiles Arbeiten für 
Beschäftigte und deren Arbeitgeber über 
die Pandemie hinaus erleichtern sollen. 

„Mit digitalen Technologien lassen sich 
Distanzen überbrücken und Alltagsproble-
me lösen. Ich freue mich, den Kreis Coes-
feld auf dem Weg zu einer digitalen und 
gut vernetzten Region zu unterstützen“, 
so die 34-Jährige. Komplettiert wird das 
Duo durch Laura Hartmann, die das Pro-
jekt als Projektmanagerin Kommunika
tion und Community Management durch 
Öffentlichkeitsarbeit begleitet und mit 
Veranstaltungsformaten unterstützt. 

„Das Vorhaben ist für mich am Ende 
geglückt, wenn wir die Digitalisierungsfort-
schritte im Kreis Coesfeld sichtbar machen 
und Bürgerinnen und Bürger für eine Betei-
ligung am Prozess gewinnen konnten“, 
beschreibt die 30-Jährige ihr Ziel.

Projektumsetzung und  
weiteres Vorgehen

Für die Projektlaufzeit bis 2024 hat sich 
der Kreis Coesfeld viel vorgenommen. 
Zusammen mit dem Fraunhofer Institut 
für Experimentelles Software Engineering 
(IESE) und dem Projekt-Partnerkreis Bern-
kastel-Wittlich wird ein neuartiger digitaler 
Dienst entwickelt, der Arbeitgebenden und 
-nehmenden die Nutzung mobiler Arbeits-
formen erleichtern soll. 

Ein wichtiger Baustein des Modellvorha-
bens ist die enge Beteiligung der verschie-
denen Nutzerinnen und Nutzer des kon-
kreten Dienstes. Hierzu fanden im August 
erste Gespräche mit Arbeitgebenden und 
-nehmenden statt, um Herausforderungen 
und Bedarfe rund um die Themen Mobiles 
Arbeiten und Coworking zu ermitteln. Aus-
gehend von den identifizierten Bedarfen, 
wird nun an einem Prototyp gearbeitet, 
der in einem iterativen Erarbeitungs- und 
Entwicklungsprozess zu einer nutzerzen-
trierten digitalen Lösung weiterentwickelt 
wird. Durch Pilotprojekte sollen Berufspen-
delnde in 2022 außerdem die Gelegenheit 
bekommen, das Arbeiten in Coworking 
Spaces zu testen, so dass ihre Erfahrungen 
ebenfalls in die Entwicklung des digitalen 
Dienstes zur Förderung mobiler Arbeits-
formen einfließen können. Die digitale 
Plattform soll die Coworking-Spaces in der 
Region abbilden, untereinander vernetzen 
und das Buchen und Bezahlen von Cowor-
king-Räumlichkeiten für die Mitarbeiten-
den bündeln und erleichtern.

Das Projekt Smarte.Land.Regionen befasst 
sich dabei auch mit weiteren Themen der 
digitalen Daseinsvorsorge. Parallel zum 
Kreis Coesfeld arbeiten weitere sechs 
Modellregionen an digitalen Lösungen aus 
den Bereichen Gesundheit, Mobilität und 

Bildung, die im Rahmen der Projektlauf-
zeit ebenfalls im Kreis Coesfeld getestet 
werden sollen. Die zu entwickelnden digi-
talen Dienste sollen nicht nur die Daseins-
vorsorge im jeweiligen Landkreis verbes-
sern, sondern perspektivisch miteinander 
verbunden werden und auch auf andere  
Kreise übertragbar sein. Dafür wird vom 
IESE eine Plattform entwickelt, um ein digi-
tales Ökosystem für ganz Deutschland zu 
schaffen. 

Digitalisierung  
im Kreis Coesfeld

Das Projekt Smarte.Land.Regionen ist Teil 
eines umfassenden Digitalisierungspro-
zesses, der bereits im Jahr 2019 angesto-
ßen wurde. Neben der Entwicklung von 
digitalen Diensten soll dabei insbesondere 
der Kompetenzaufbau im Bereich Digita-
lisierung weiter gestärkt und der digitale 
Wandel in der Region insgesamt gestaltet 
werden. Mit der kreisweiten Digitalisie-
rungsstrategie „Coesfeld 12.0 – im Kreis 

Digitalisierung im Kreis Coesfeld nimmt Fahrt auf 

Arbeiten im Homeoffice gehört seit Ausbruch der Corona-Pandemie für viele Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 
zur täglichen Routine, längst stellen digitale Meetings keine Besonderheit mehr dar. Dabei trägt die räumliche Tren-
nung nicht nur zur Eindämmung des Virus bei. Auch der tägliche Weg zur Arbeit entfällt – Zeit, Kraftstoff und CO2-
Emissionen werden eingespart. Damit diese Vorteile auch zukünftig bestehen bleiben, unterstützt das neue Projektbüro 
„Smarte Arbeit“ des Kreises Coesfeld nun bei der Etablierung mobiler Arbeitsformen – und ist passenderweise selbst 
in einem Coworking Space untergebracht. Diese noch recht junge Form des mobilen Arbeitens lebt davon, dass sich 
Mitarbeitende mehrerer Unternehmen eine Infrastruktur von Büro-, Meeting-, oder Gemeinschaftsräumen teilen und 
so ein produktives Netzwerk entstehen kann. Sechs solcher Coworking Spaces gibt es bereits im Kreis Coesfeld. Das 
Potenzial des Coworkings ergibt sich vor allem daraus, dass sie eine attraktive Alternative zum Homeoffice darstellen 
können, wo es häufig an Platz, der richtigen Büroinfrastruktur und vor allem den sozialen Kontakten fehlt.

DIE AUTOREN

Katrin Heuermann, 
Projektmanagerin,  
und   

          

Mathias Raabe,  
Leiter Kreisentwick-
lung, Kreis Coesfeld
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ministeriums für Ernährung und Landwirt-
schaft (BMEL) im Rahmen des Bundespro-
gramms Ländliche Entwicklung (BULE). 

Das Ziel von „Smarte.Land.Regionen“ ist 
die Entwicklung, Erforschung und Erpro-
bung einer öffentlichen digitalen Infra-
struktur, wodurch ländlich geprägte Land-
kreise ihre Gemeinwohlaufgaben besser 
wahrnehmen können. 

Dies soll durch die gemeinsame Entwick-
lung und Nutzung einer Open-Source 
Plattform geschehen, auf der die entwic-
kelten digitalen Anwendungen zur Unter-
stützung der öffentlichen Aufgaben der 
Landkreise im Bereich der Daseinsvorsorge 
gebündelt werden.
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Kooperationsformen. Ein gutes Beispiel für 
die schon jetzt gelebte interkommunale 
Kooperation ist das „Digi-Käffchen“, eine 
monatliche (digitale) Austauschplattform 
der Digitalisierungsbeauftragten im Kreis 
Coesfeld. Für die gemeinsame Umsetzung 
der geplanten Digitalisierungsprojekte pro-
fitieren die Akteure vor Ort von der sehr 
guten digitalen Infrastruktur: Der Kreis 
Coesfeld ist unter den Landkreisen in NRW 
Spitzenreiter bei der Versorgung mit giga-
bitfähigen Netzen. Aktuell liegt die Versor-
gungsquote mit Glasfaser im Kreis Coes-
feld bei 82 % der Adressen (homes passed) 
und die LTE-Netzabdeckung bei 99%.

Smarte.Land.Regionen

Das Modellvorhaben Smarte.Land.Regio-
nen ist eine Fördermaßnahme des Bundes-

gemeinsam digital“, die der Kreis Coes-
feld  gemeinsam mit den elf Städten und 
Gemeinden im Kreis und in enger Koope-
ration mit der wfc Wirtschaftsförderung 
Kreis Coesfeld erarbeitet hat, wurden die 
gemeinsamen Ziele und Handlungsfelder 
dafür bereits definiert. 

Um diese in konkrete Projekte umzuset-
zen, ist ein koordiniertes Vorgehen erfor-
derlich. In diesem Zusammenhang ist der 
Aufbau einer kreisweiten Organisations-
struktur im Gespräch, die die Digitalisie-
rungsbeauftragten aller zwölf Kommunen 
– Kreis, Städte und Gemeinden – virtuell 
zusammenbringen und somit eine starke 
Basis für die Umsetzung der kreisweiten 
Digitalisierungsstrategie schaffen soll. Das 
Projektbüro Smarte.Land.Regionen unter-
stützt als eines der ersten Umsetzungspro-
jekte den Aufbau derartiger Strukturen und 

Einigung im Vermittlungs-
ausschuss zur Ganztags
betreuung – 
Ganztagsausbau: NRW-
Kreise sehen das Land  
in der Pflicht

Presseerklärung vom 7. September 2021

Der Landkreistag NRW fordert von Bund 
und Land eine auskömmliche Finanzie-
rung beim Rechtsanspruch auf Ganztags-
betreuung. Nach der aktuellen Einigung 
im Vermittlungsausschuss bleibe mehr als 
die Hälfte der Finanzierung offen. Bund 
und Länder haben sich im Streit um die 
Finanzierung des geplanten bundeswei-
ten Rechtsanspruchs auf Ganztagsbetreu-
ung in der Grundschule geeinigt. Neben 
den bereits zugesagten 3,5 Milliarden 
Euro Investitionskosten wird nun der 
Bund langfristig 1,3 Milliarden Euro pro 
Jahr (340 Millionen Euro mehr als bislang 
geplant) für Betriebskosten aufwenden.

„Die nun zusätzlich zugesagten Bundes-
mittel für die Betriebskosten der Ganz-
tagsbetreuung sind nur ein Tropfen auf 
den heißen Stein“, warnt der Hauptge-
schäftsführer des LKT NRW, Dr. Martin 

Klein vor zu großer Euphorie über die 
Einigung im Vermittlungsausschuss. Allein 
die Investitionskosten beliefen sich auf 7,5 
Milliarden Euro, die Betriebskosten auf 
anfänglich vier Milliarden Euro, Tendenz 
steigend. „Nach Abzug der nun zuge-
sagten Bundesmittel bleiben immer noch 
mehr als die Hälfte der Investitionskosten 
sowie zwei Drittel der laufenden Betriebs-
kosten offen“, betont Klein.

„Was in der vergangenen Nacht von 
Bund und Ländern beschlossen wurde, 
gleicht einem Vertrag zu Lasten Dritter, 
nämlich zu Lasten der Kommunen. Wir 
bestehen auf eine auskömmliche Finan-
zierung nach dem Prinzip ‚Wer bestellt, 
bezahlt‘“, unterstreicht Klein. Wenn der 
Bund bestelle und nicht zahle, müsse nun 
das Land einspringen und die Finanzlücke 
schließen. Sonst drohe den Kommunen 
eine Kostenlawine, wie sie die Kommunen 
immer wieder erlebt hätten. 

Er fordert nun das Land auf, für die wei-
teren Kosten einzuspringen: „Das Land 
muss die finanzielle Lücke bei der Ganz-
tagsbetreuung schließen und den Kom-
munen die fehlenden Mittel für Aus- und 
Umbau der Ganztagsplätze sowie für den 
langfristigen Betrieb zusagen“, so Klein.

Anhörung zum Fahrrad- 
und Nahmobilitätsgesetz 
NRW
Kreise fordern stärkere 
Vernetzung von Fuß- und 
Radverkehr mit ÖPNV
Presseerklärung vom 25. August 2021

Die Radverkehrsplanung muss stärker 
die Bedarfe des kreisangehörigen Raums 
berücksichtigen. Der Landkreistag NRW 
fordert zur heutigen Landtagsanhörung 
zum Entwurf zur Einführung eines Fahr-
rad- und Nahmobilitätsgesetzes, vor allem 
die Vernetzung von Fuß- und Radverkehr 
mit dem ÖPNV in den Fokus zu nehmen.

Der Verkehrsausschuss des Landtags NRW 
befasst sich heute – Mittwoch, 25. August 
2021 – mit den Entwürfen zur Einführung 
des Fahrrad- und Nahmobilitätsgesetzes 
des Landes NRW sowie zur Änderung 
des Straßen- und Wegegesetzes. Ziel der 
Gesetzesänderungen ist es, Rad- und Fuß-
verkehr sicherer und attraktiver zu gestal-
ten. In seiner Stellungnahme verdeutlicht 
der Landkreistag NRW (LKT NRW) die 
Besonderheiten der Verkehrsstruktur des 
kreisangehörigen Raums.

Medien-Spektrum: Aktuelle Pressemitteilungen
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Radverkehrspolitik dürfe nicht in erster 
Linie aus Großstadtsicht betrieben wer-
den: „Radverkehr muss stärker auf die 
Bedürfnisse des kreisangehörigen Raums 
zugeschnitten werden, in dem die Mehr-
heit der Bevölkerung in NRW lebt und 
arbeitet“, unterstreicht Hauptgeschäfts-
führer Dr. Martin Klein, LKT NRW. „Dazu 
muss unter anderem die stärkere Vernet-
zung von Fuß- und Radverkehr mit dem 
ÖPNV im Mittelpunkt stehen, um für 
längere Wege im kreisangehörigen Raum 
schnelle Verbindungen zu schaffen und 
auch Pendlerinnen und Pendlern gerecht 
zu werden.“

Auch werde der Fußverkehr, der mit 22 
Prozent die zweithöchste Verkehrsart ist, 
nicht ausreichend berücksichtigt: „Fuß- 
und Radverkehr müssen künftig attrakti-
ver und sicherer gestaltet werden. Daher 
begrüßen wir grundsätzlich die Gesetzes
initiative. Diese Ziele müssen aber kon-
sequenter und mit deutlicherer Schwer-
punktsetzung auf den kreisangehörigen 
Raum vollzogen werden“, betont Klein.

Darüber hinaus müsse die Umsetzung 
von Radverkehrskonzepten erleichtert 
und beschleunigt werden. Klein: „Wir 
brauchen beispielsweise schnellere Pla-
nungs- und Genehmigungsprozesse und 

pragmatische Lösungen zur Klärung von 
Grundeigentumsfragen.“  

NRW-Kreise fordern  
einheitliche Regeln für 
Quarantäne und Kontakt-
personennachverfolgung

Presseerklärung vom 16. September 2021 

Die hohe Impfquote, die sogenannte 
3G-Regel sowie weitgehende Hygiene- 
und Präventionsmaßnahmen haben im 
Umgang mit der Corona-Pandemie neue 
Möglichkeiten eröffnet. Vor diesem Hin-
tergrund forderte der Landkreistag NRW 
in seiner jüngsten Vorstandssitzung wei-
tere Anpassungen der Kontaktnachver-
folgung, die über den Schul- und Kita-
bereich hinausgehen. „Die Maßstäbe 
für die Kontaktnachverfolgung im Kita- 
und Schulbereich sind auch auf andere 
Lebensbereiche übertragbar“, sagte der 
Präsident des Landkreistags NRW, Land-
rat Thomas Hendele (Kreis Mettmann). Er 
forderte: „Wir brauchen einheitliche und 
vereinfachte Regelungen für Quarantäne  
und Kontaktnachverfolgung.“ Quarantä-
nemaßnahmen und Kontaktnachverfol-

gung müssten insbesondere in Bereichen, 
in denen die 3G-Regel gelte, im Verhältnis 
zur Infektionslage und zur Lage in Kran-
kenhäusern gesehen werden. In den Kli-
niken und Intensivstationen würden ganz 
überwiegend Menschen, die nicht oder 
nicht vollständig geimpft sind, behandelt 
– dies zeige: Impfen hilft. 

Die Impfaktion, die die NRW-Kreise mit 
viel Engagement umsetzen, müsse wei-
ter vorangetrieben werden, um die Impf-
quote zu erhöhen und die Pandemie 
entschlossen zu bekämpfen. Die Immu-
nisierung werde in vielen Lebensberei-
chen durch intensive Testungen flankiert, 
um Ausbrüchen vorzubeugen. „Wichtig 
bleibt vor allem der Schutz der vulnerab-
len Gruppen.“ Darüber hinaus plädierte er 
für klare und nachvollziehbare Regeln bei 
den Schutzmaßnahmen. Insbesondere die 
aktuell geltenden Regelungen zur soge-
nannten „Freitestung aus der Quarantä-
ne“ seien nicht mehr vermittelbar. Daher 
forderte Hendele einheitliche Maßstäbe:  
„Wir brauchen einheitliche und einfache 
Corona-Regeln – und zwar in allen Berei-
chen.“ 
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Kurznachrichten

Bevölkerungsschutz

Drohnen verschaffen  
bei Einsätzen Überblick   

Mit einer eigenen Drohnengruppe sind die 
Feuerwehren und Hilfsorganisationen aus 
dem Kreis Soest jetzt für umfangreiche 
Einsatzszenarien gewappnet. Nach andert-
halb Jahren ehrenamtlicher Planungszeit ist 
die Drohnengruppe offiziell einsatzbereit. 
Das Team setzt sich aus 17 Einsatzkräften 
von Feuerwehren und Hilfsorganisationen 
aus dem Kreis Soest zusammen. Die mög-
lichen Lagen, auf die die Mitglieder in den 
vergangenen Monaten im Rahmen eines 

intensiven Übungsbetriebes vorbereitet 
wurden und sich immer weiter fortbil-
den, sind vielschichtig: Ob die Suche nach 
vermissten Personen, die Erkundung bei 
Großbränden, Gefahrstoff-Einsätze oder 
große Flächenlagen – die Erkenntnisse, die 
aus der Luft gewonnen werden können, 
sind immens.

Die Gruppe ist mit zwei Drohnen ausge-
stattet: Die große Haupt-Einsatzdrohne 
ist eine DJI Matrice 300 RTK mit Wärme-
bildkamera und einer Foto- und Videoka-
mera mit großem Zoombereich. Ebenso 
in den Einsatz geht eine DJI Mavic Zoom 
mit Foto- und Videobild-Funktion. Mit  
beiden Drohnen kann das Team ein Live-
bild in Stabsräume, Einsatzleitwagen oder 

auf mobile Endgeräte per RTMP-Stream 
senden.

Die Geräte sind auf dem Einsatzleitwagen 
1 (ELW 1) des Kreises Soest verlastet. Für 
die Erweiterung seines Aufgabenfeldes 
wurde der ELW 1 entsprechend ausgestat-
tet und umgebaut. „Die Drohnengruppe 
der Feuerwehren und Hilfsorganisationen 
aus dem Kreis Soest soll unterstützend zu 
den Drohnengruppen der örtlichen Feu-
erwehren agieren und durch ihr hochwer-
tiges System einen enormen Mehrwert 
in den zukünftigen Einsätzen bieten”, 
ist Kreisbrandmeister Thomas Wienecke 
sicher. Insgesamt 27.000 Euro hat der Kreis 
in die Ausrüstung der Drohnen-Gruppe 
investiert.
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Blick auf die Kriterien Preis und Qualität 
sind dies die Vertragspartner des Kreises: 
Deutsches Rotes Kreuz Schwelm (Bereich 
Breckerfeld/Schwelm), Johanniter-Unfall-
hilfe (Bereiche Ennepetal und Herdecke/
Wetter), Falck (Bereich Hattingen-Breden-
scheid), Deutsches Rotes Kreuz Sprockhö-
vel (Bereich Sprockhövel) sowie Arbeiter-
Samariter Bund und Deutsches Rotes Kreuz 
Witten (jeweils Bereich Witten).
 
„Sie besetzen acht Rettungs- und zehn 
Krankenwagen an zehn Rettungswachen 
sowie ein Notarzteinsatzfahrzeug in Wit-
ten. Fahrzeuge und medizinische Geräte 
werden ihnen von uns gestellt”, skizziert 
Thomas Neumann, Sachgebietsleiter Ret-
tungsdienst, den Umfang der Ausschrei-
bung. In Kombination mit den Rettungs- 
und Krankentransportwagen sowie den 
Notarzteinsatzfahrzeugen, die von den 
Feuerwehren und kommunalen Wachen 
betrieben werden, bilden sie das Rückgrat, 
um Menschen in medizinischen Notfällen 
im Ennepe-Ruhr-Kreis schnell professionell 
helfen zu können.
 
Grundlage der Vergabe ist der so genann-
te Rettungsdienstbedarfsplan. Dieser wird 
regelmäßig durch den Ennepe-Ruhr-Kreis 
und im Zusammenspiel mit einem Fach-
planungsbüro und den Krankenkassen 
aufgestellt. Im Mittelpunkt stehen dabei 
insbesondere Standortfragen für Rettungs-
wachen sowie die Zahl der Fahrzeuge.
 
„Das Grundprinzip des Plans lautet: Alle 
Standorte im Kreis sind als Verbundsystem 
zu betrachten. Sie decken unabhängig von 
Stadtgrenzen das Kreisgebiet im notwen-
digen Umfang ab. In Zahlen heißt das: 
Das erste Rettungsmittel soll spätestens 

Rettungsdienst:  
Kreis kann weiter auf 
bewährte Partner setzen

Sie waren Partner, sie blieben Partner: 
Auch ab 2022 übernehmen bekannte und 
bewährte Hilfsorganisationen und Unter-
nehmen im Auftrag des Ennepe-Ruhr-Krei-
ses wichtige Aufgaben im Rettungsdienst. 
Tag für Tag, Nacht für Nacht werden sie 
Kranken- und Rettungswagen für Einsätze 
zwischen Hattingen und Breckerfeld, Her-
decke und Witten bereithalten. Die Verträ-
ge hierfür haben Laufzeiten zwischen zwei 
und drei Jahren und können bei Bedarf 
um weitere zwei Jahre verlängert werden. 
Nach Abschluss aller Formalien des vorge-
schriebenen Auswahlverfahrens und mit 

Das Team ist eingebettet in die Regieein-
heit IDEA des Kreises Soest. Das Kürzel, 
angelehnt am englischen „idea”, also 
„Idee”, steht für Information und Kom-
munikation, Energie, Drohne und Aufklä-
rung. Solche Regieeinheiten können Krei-
se im Rahmen des Katastrophenschutzes 
etablieren, um die örtlichen Feuerwehren 
bei Spezialaufgaben zu unterstützen. Das 
Konzept wurde im Juni den Mitgliedern 
des Ausschusses für Ordnungsangelegen-
heiten und Rettungswesen vorgestellt und 
traf bei den Politikerinnen und Politikern 
auf eine positive Resonanz.

Während es sich beim Bereich Information 
und Kommunikation oder auch Fernmel-
dezug um eine bewährte Einheit auf Kreis
ebene handelt, die schon bei zahlreichen 
größeren Einsätzen zum Gelingen beitra-
gen konnte, sind die anderen Gebiete neu 
hinzugekommen. Zu den Aufgaben der 
Gruppe Energie gehört die Sicherstellung 
der Notstromversorgung an diversen Ein-
satzstellen. 

Der Kreis Soest hat hierfür einen Abrollbe-
hälter Notstrom angeschafft. Darüber hin-
aus gibt es im Kreis Soest einen Anhänger 
Notstrom vom Land NRW bei der Feuer-
wehr Lippetal. Die Einheit Erkundung soll 
in unwegsamem Gelände aufklären, Mate-
rial zur Einsatzstelle bringen oder Lotsen-
dienste übernehmen. Der Kreis Soest hält 
hierfür dezentral zwei ATV (hochgelände-
fähige Kleinfahrzeuge, All-Terrain-Vehicle) 
in den Feuerwehren Geseke (Ostkreis) und 
Möhnesee (Westkreis) vor.

EILDIENST LKT NRW  
Nr. 10/Oktober 2021    13.60.10

Regelmäßige Übungen im Kreis Soest.� Quelle: Daniel Schröder/Feuerwehren im Kreis Soest

Die Fahrzeuge, die im Ennepe-Ruhr-Kreis im Rettungsdienst eingesetzt werden, haben 
ein eigenes, typisches Design sowie zeitgemäße und auffällige Blaulichtanlagen in LED-
Technik in Kombination mit einer akustischen Signalanlage.� Quelle: UvK/Ennepe-Ruhr-Kreis
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nal im Kreis Viersen. Mit dem Zugang zu 
schnellem Internet haben wir den Grund-
stein für eine zukunftsfähige Bildung an 
unseren Schulen gelegt. Davon werden wir 
in den kommenden Jahren profitieren”, 
sagt Landrat Dr. Andreas Coenen.

Der Anschluss der Bildungseinrichtungen 
an die Datenautobahn ist Teil des Breit-
bandprojektes des Kreises Viersen. Die 
Deutsche Glasfaser hatte die europawei-
te Ausschreibung für das Ausbauprojekt 
gewonnen. Nach der Vertragsunterzeich-
nung im August 2019 fiel im Februar 2020 
der Startschuss für die Ausbauarbeiten. 
Im Vorfeld des Projektes hatte eine Ana-
lyse der Versorgungslage ergeben, dass 
die Hälfte der 102 Schulen im Kreis Vier-
sen laut den strengen Förderregularien des 
Bundes als unterversorgt gelten. An diesen 
Einrichtungen konnte das verfügbare Netz 
den Bedarf der Einrichtungen – gemessen 
an der Anzahl der Schülerinnen und Schü-
ler sowie der Klassengröße – bislang nicht 
decken.

„Der Anschluss der Schulen im Förder-
projekt ist ein Meilenstein sowohl für 
die digitale Bildung als auch für die flä-
chendeckende Glasfaserversorgung im 
Kreis Viersen”, sagt Angie Hagemann, 
Geschäftsführerin Construction von Deut-
sche Glasfaser. „Als Digital-Versorger der 
Regionen haben wir kreisweit etwa 32.000 
Glasfaseranschlüsse privat auf dem Land 
realisiert. Der geförderte Ausbau weiterer 
über 4.600 Anschlüsse befindet sich – dank 
der partnerschaftlichen Zusammenarbeit 
aller Beteiligten – in den letzten Zügen.”

Insgesamt sollen bis Ende des Jahres 2021 
im Kreis in rund 700 Kilometern Leitungs-
graben circa 1.500 Kilometer Glasfaserlei-
tungen verlegt werde. Das Breitbandpro-
jekt umfasst rund 46 Millionen Euro.

EILDIENST LKT NRW
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Gesundheit

Digitale Modellpraxen  
„sehr zufrieden“ –  
Wirtschaftsförderung Kreis 
Soest erprobt mit Ärzten 
innovative Lösungen 

Wie kann die Digitalisierung den Zugang 
der Patienten zur medizinischen Versor-
gung verbessern? Welchen Nutzen haben 

Zu diesem Anlass war Prof. Dr. Andreas 
Pinkwart, Minister für Wirtschaft, Innova
tion, Digitalisierung und Energie des Landes 
Nordrhein-Westfalen, zu Gast in Kempen. 
Gemeinsam mit Landrat Dr. Andreas Coe-
nen, Geschäftsführerin Construction von 
Deutsche Glasfaser, Angie Hagemann, und 
weiteren Beteiligten hat Minister Pinkwart 
symbolisch das schnelle Internet im Rhein-
Maas Berufskolleg in Betrieb genommen.

Wirtschafts- und Digitalminister Prof. 
Dr. Andreas Pinkwart: „Wir machen die 
Schulen im Kreis Viersen fit für die digitale 
Zukunft. Pünktlich zum Schulstart sind die 
Schulen aus dem aktuellen Förderprojekt 
an leistungsfähige Glasfasernetze ange-
schlossen – und das deutlich schneller als 
geplant. Somit sind in Nordrhein-Westfa-
len bereits 68 Prozent der gut 5.400 Schu-
len mit gigabitfähigem Internet erschlos-
sen. Damit haben wir die Gigabitversor-
gung seit unserer ersten Erhebung 2018 
vervierfacht. Wir machen weiter Tempo, 
damit bis Ende 2022 alle Schülerinnen und 
Schüler im Land mit superschnellem Inter-
net lernen können.”

Anfang Juni wurde mit dem Berufskolleg 
Viersen die erste Schule des Projektes im 
Kreisgebiet an das Glasfasernetz ange-
schlossen. Ursprünglich sollten die Schulen 
bis zum Jahresende an das Glasfasernetz 
angeschlossen werden. In Zusammen-
arbeit mit dem Unternehmen Deutsche 
Glasfaser konnte das Großprojekt vorzeitig 
abgeschlossen werden. Eine letzte Schule  
wird Anfang September aktiviert. „Das 
sind großartige Neuigkeiten für die Schü-
lerinnen und Schüler und das Lehrperso-

nach zwölf Minuten am Einsatzort sein”, 
erläutert der zuständige Fachbereichslei-
ter Michael Schäfer. Für 2022 kündigt er 
die nächste Überarbeitung des Rettungs-
dienstbedarfsplans an. Die dafür ermit-
telten Daten werden zeigen, ob und wo 
Standorte und Fahrzeuge zukünftig ange-
passt werden müssen.
 
Der Rettungsdienst des Ennepe-Ruhr-Krei-
ses leistet jährlich rund 48.000 Einsätze, 
an gut 7.500 sind Notärzte beteiligt. Ein 
Notarztfahrzeug ist mit einem Rettung-
sassistenten oder einem Notfallsanitäter 
sowie dem Notarzt besetzt. Fahrzeug und 
Besatzung kommen immer dann zum Ein-
satz, wenn notärztliche Unterstützung 
gebraucht wird. In der Regel ist ein Ret-
tungswagen (RTW) entweder bereits vor 
Ort oder aber wird zeitgleich mit dem Not-
arzteinsatzfahrzeug alarmiert.

EILDIENST LKT NRW
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Digitalisierung

Mit schnellem Internet  
ins neue Schuljahr

Pünktlich zum Beginn des neuen Schuljah-
res ist der geförderte Breitbandausbau an 
den Schulen im Kreis Viersen vorerst abge-
schlossen. Damit sind jetzt die 53 Schulen 
im Kreis, die Teil des Förderprojektes sind, 
ans Glasfasernetz angeschlossen.

Symbolische Inbetriebnahme der Glasfaserversorgung am Rhein-Maas Berufskolleg 
Kempen (v.l.n.r.) Gunther Schwab (Deutsche Glasfaser), Landrat Dr. Andreas Coenen, 
Angie Hagemann (Deutsche Glasfaser), Minister Prof. Dr. Andreas Pinkwart, Schulleite­
rin Elke Terbeck (Rhein-Maas Berufskolleg Viersen) .� Quelle: Kreis Viersen
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Da das Thema Demenz für viele Netz-
werkteilnehmende von großer Bedeutung 
ist, hat sich eine Arbeitsgruppe Demenz 
gegründet. Ein erstes Treffen fand am 18. 
August im Bürgerhaus der Stadt Lage statt. 
Ein gemeinsames Ziel der Arbeitsgruppe ist 
die Sensibilisierung der Bevölkerung für die 
Bedürfnisse von Menschen mit Demenz 
und ihren Angehörigen. 

Darüber hinaus soll der Zugang zu schnel-
len Hilfen optimiert und bestehende und 
neue Angebote für diese Zielgruppe aus-
gebaut werden. Unterstützt wird das Vor-
haben durch das Programm Lokale Allian-
zen für Menschen mit Demenz des Bun-
desfamilienministeriums.
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Integration

Staatssekretärin Serap Güler 
besuchte das Kommunale 
Integrationszentrum Kreis 
Kleve 

Die Staatssekretärin für Integration des 
Landes Nordrhein-Westfalen, Serap Güler, 
hatte bei einem Besuch im Klever Kreishaus 
die Gelegenheit, „das jüngste Kommunale 
Integrationszentrum in NRW“ zu besu-
chen und konstatierte im Beisein von Land-
rätin Silke Gorißen: „Die Kommunalen 
Integrationszentren leisten in Nordrhein-
Westfalen hervorragende Arbeit. Sie sind 
eine zentrale Säule für die Integrationsar-
beit und häufig der erste Ansprechpartner, 
wenn Menschen, die zugewandert sind, 
Fragen haben oder Unterstützung benöti-
gen. Auch während der Corona-Pandemie 
haben sie gezeigt, dass sie in unserem Land 
eine überaus wichtige Rolle spielen.“

Jüngstes KI in NRW
Das Land Nordrhein-Westfalen fördert 
mit dem Teilhabe- und Integrationsgesetz 
grundlegende Strukturen für eine nach-
haltige Integrationsarbeit, die von den 
Kommunalen Integrationszentren in NRW 
umgesetzt werden. Dadurch sollen eine 
erfolgreiche Integration sowie eine inter-
kulturelle Öffnung, die sich jeden Tag vor 
Ort, in den Städten und Gemeinden, in 
den Schulen, Vereinen und in der Nachbar-
schaft entscheidet, gewährleistet werden. 
Das Kommunale Integrationszentrum Kreis 
Kleve widmet sich seit September 2018 der 
Integrationsförderung. 

führer Markus Helms: „Der Kreis Soest 
hat sich zu einem Vorreiter für telemedi-
zinische Lösungen entwickelt. Damit stei-
gern wir unsere Attraktivität für Fachkräfte 
erheblich.”
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Kreis Lippe gründet  
Regionales Netzwerk Pflege 
und Gesundheit 

Im lippischen Südwesten hat sich ein regio-
nales Pflegenetzwerk gegründet, um die 
Akteure im Bereich Pflege und Gesundheit 
zu vernetzen. Nachdem im April die ersten 
digitalen Auftaktveranstaltungen stattfan-
den, hat der Kreis Lippe nun offiziell das 
Pflegenetzwerk gestartet.

Mit dem Aufbau von Netzwerken möch-
te der Kreis Strukturen schaffen, die sich 
den wachsenden Anforderungen im 
Bereich Pflege und Gesundheit anpassen. 
Das Netzwerk ist ein freiwilliger Zusam-
menschluss aller Akteure im Pflege- und 
Gesundheitsbereich. Dazu gehören Pfle-
gedienste, Senioreneinrichtungen, Bera-
tungsstellen, Pflegeheime und Selbsthilfe-
organisationen. 

Darüber hinaus sind Akteure aus den The-
rapieberufen Logopädie, Ergotherapie und 
Physiotherapie und der weiteren medizini-
schen Versorgung im Netzwerk vertreten. 
Rund 60 Netzwerkmitglieder sind vorwie-
gend in Augustdorf, Lage, Leopoldshöhe 
und Oerlinghausen tätig, aber auch über-
regional tätige Partner nehmen am Netz-
werk teil. Gemeinsam engagieren sie sich 
dafür, die Qualität und die Abläufe in der 
Versorgung von hilfe- und pflegebedürfti-
gen Menschen weiter zu optimieren und 
Angebote besser zu verknüpfen.

Unterstützt und koordiniert wird das Netz-
werk in seiner Arbeit vom Kreis Lippe. 
„Das Netzwerk erarbeitet wichtige Impul-
se für die Entwicklung der Versorgung in 
der Region“, betont Verwaltungsvorstand 
Sabine Beine. Im Rahmen der Auftakt-
veranstaltungen konnten bereits erste 
Schwerpunktthemen identifiziert werden: 
Interesse besteht vor allem an den Themen 
Demenz, Ehrenamt und der Versorgungs-
gestaltung vor Ort. Ziel ist es, den Hilfe- 
oder Pflegebedürftigen einen schnellen 
und einfachen Zugang zu Leistungen zu 
ermöglichen. Dies gelingt am besten durch 
eine noch bessere Zusammenarbeit und 
Vernetzung. 

digitale Lösungen für Arztpraxen? Diese 
Fragen werden seit Ende 2020 in sechs 
digitalen Modellpraxen im Kreis Soest 
beantwortet. Sie wurden ausgewählt aus 
insgesamt 33 Praxen, die sich bei der Wirt-
schaftsförderung Kreis Soest beworben 
hatten. Eine Zwischenbilanz nach neun 
Monaten fällt positiv aus.

Jeweils bis zum 31. Dezember 2021 wird 
eine telemedizinische Lösung in den 
Innovationsfeldern Online-Terminverein-
barung, smarter Telefonassistent, Doku-
mentation per Spracherkennung, digitale 
Anamnese und digitale Diagnose von Hau-
terkrankungen erprobt. „Diese Themen 
stellen allesamt hochrelevante Lösungs-
möglichkeiten für Patientenservice, Pati-
entenversorgung und Praxismanagement 
dar”, ist Projektleiter Benedikt Meyer zu 
Theenhausen sicher.

Erste Zwischenergebnisse stellten Ver-
treter der Modellpraxen ihren ärztlichen 
Kollegen bei einem Netzwerktreffen wfg.
Gesundheit mit 25 Ärztinnen und Ärzten 
in Bad Sassendorf vor. Das Netzwerk-
treffen wurde zum zweiten Mal von der 
wfg veranstaltet und soll den Austausch 
in der Ärzteschaft im Kreis Soest fördern. 
Die Eindrücke waren überwiegend posi-
tiv: „Wir sind sehr zufrieden. Die Patien-
tinnen und Patienten sind nicht mehr auf 
unsere Sprechstundenzeiten angewiesen, 
wenn sie einen Termin vereinbaren möch-
ten. Anrufe, die rein terminbezogen sind, 
erhalten wir jetzt nur noch vereinzelnd”, 
wird über die Online-Terminvereinbarung 
berichtet.

Auch zur Dokumentation per Spracherken-
nung gab es positive Worte: „Die Doku-
mentation meiner Behandlungsfälle per 
Spracherkennung funktioniert sehr gut. 
Sie ist eine zeitliche Entlastung für meine 
Mitarbeiterin, die jetzt anderen Aufgaben 
nachgehen kann. Und auch für mich bietet 
die digitale Lösung eine zeitliche Entlastung 
in der täglichen Arbeit. Es ist erstaunlich, 
wie präzise die Software meine Stimme 
erkennt.” Um sich ein besseres Bild von 
den telemedizinischen Lösungen machen 
zu können, hat die wfg mehrere Videos 
produziert. Diese sind auf der wfg-Website 
unter „Angebote”/ „Für Ärzt*Innen”/ 
„Telemedizin” verfügbar.

Die Modellpraxen werden im Rahmen des 
Projekts wfg.medPULS vom Bundesmini-
sterium für Ernährung und Landwirtschaft 
gefördert. Die Erfahrungen sollen dazu 
dienen, die medizinische Versorgung im 
Kreis Soest zu verbessern und ihn zu einem 
innovativen und digitalen Gesundheits-
standort weiterzuentwickeln. Geschäfts-
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Den kleinsten Anteil (1,8 Prozent) an der 
Landesfläche hatten mit 617 km2 Gewäs-
serflächen. Fließgewässer (319 km2; 0,9 
Prozent) und stehende Gewässer (290 
km2; 0,8 Prozent) hatten hier die größten 
Anteile. Die höchsten Anteile der Gewäs-
serflächen an ihrer Stadtfläche hatten 
Wesel (13,9 Prozent), Rees (11,7 Prozent) 
und Xanten (11,3 Prozent).

5.703 km2 (16,7 Prozent der Landesflä-
che) waren Ende 2020 Siedlungsflächen. 
Die größten Anteile hatten hier Wohnbau
flächen (2.447 km2; 7,2 Prozent), Indu-
strie- und Gewerbeflächen (1.028 km2;  
3,0 Prozent) sowie Sport-, Freizeit- und 
Erholungsflächen (871 km2; 2,6 Prozent). 
Den landesweit höchsten Anteil der Sied-
lungs- an ihrer Gesamtfläche hatten Inden 
mit 60,9 Prozent und Herne mit 57,0 Pro-
zent.

Verkehrsflächen hatten mit 2.389 km2 
einem Anteil von 7,0 Prozent an der 
gesamten Landesfläche. Flächen für den 
Straßenverkehr (1.301 km2; 3,8 Prozent) 
und für Wege (825 km2; 2,4 Prozent) hat-
ten hier die größten Anteile. Die höchsten 
Anteile der Verkehrsfläche an der Gesamt-
fläche der jeweiligen Stadt hatten Ober-
hausen (17,4 Prozent), Herne (17,3 Pro-
zent) und Düsseldorf (16,8 Prozent).
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Neuer Natursprinter  
fährt Klassen zu umwelt
pädagogischen Lernorten  
im Märkischen Kreis

Der „Kultursprinter” ist eine Erfolgsge-
schichte: Der von der MVG gestellte Bus 
fährt Kinder und Jugendliche seit 2016 
kostenlos zu Kultureinrichtungen im Kreis. 
Mit dem „Natursprinter” gibt es nun ein 
weiteres Angebot. Ziel hier: umweltpäd-
agogische Lernorte.

Der Spruch am frisch beklebten MVG-Bus 
ist nicht zu übersehen: „1 Schulausflug + 
0 Fahrtkosten” steht gut sichtbar auf dem 
Fahrzeug. Für alle Schulen im Märkischen 
Kreis heißt das ab sofort: Lehrerinnen und 
Lehrer, die mit ihren Klassen eine Einrich-
tung der Umweltbildung besuchen möch-
ten, können kostenlos mit dem „Natur-
sprinter” dorthin fahren. An dem Projekt 
beteiligen sich aktuell die Arche Noah in 
Menden, das Grüne Klassenzimmer im 
Sauerlandpark Hemer, das Waldpädago-
gische Zentrum im Märkischen Kreis in 

Silke Gorißen. „Das neue Welcome-Center 
wird künftig zusätzlich für ‚kurze Wege‘ 
sorgen.“ Im Foyer der Kreisverwaltung 
nutzte die Staatssekretärin dann die Gele-
genheit, mit den Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeitern des KI kurz persönlich ins 
Gespräch zu kommen. Serap Güler: „Ich 
darf Ihnen im Namen des Ministeriums für 
Ihre wertvolle Arbeit danken.“
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Landwirtschaft 
und Umwelt

Knapp drei Viertel der  
Landesfläche NRWs sind 
Vegetationsflächen 

Ende 2020 waren in Nordrhein-Westfa-
len mit 25.403 Quadratkilometern (km2) 
74,5 Prozent der gesamten Landesfläche 
(34.112 km2) Flächen für Vegetation. Das 
entspricht in etwa der Größe von Sizilien. 
Damit entfielen 16.030 km2 (47,0 Prozent 
der Landesfläche) der Vegetationsflächen 
auf Landwirtschaftsflächen und 8.468 
km2 (24,8 Prozent) auf Waldflächen. 905 
m2 (2,7 Prozent) entfielen auf Flächen für 
Gehölz, Heide, Umland u. Ä. Die Gemein-
den mit den höchsten Anteilen der Vege-
tationsflächen an der Gesamtfläche gab es 
in Lichtenau (91,9 Prozent) und Willebad
essen (91,4 Prozent), die kleinsten in Herne 
(23,7) und Oberhausen (25,5 Prozent).

Carina Cleven-Pawletko, Leiterin des Kom-
munalen Integrationszentrums (KI) Kreis 
Kleve, stellte den Gästen aus Düsseldorf 
das KI sowie ausgewählte Schwerpunkte 
und Projekte vor. Im Bereich „Integration 
durch Bildung“ erläuterte sie Aktivitäten 
bei der Sprachförderung und der Eltern-
beteiligung. Das Tätigkeitsfeld „Integra-
tion als Querschnitt“ umfasst neben dem 
Abbau von Sprachbarrieren und der För-
derung des Spracherwerbs auch die Beglei-
tung in Ausbildung und Arbeit. Auch die 
Förderung der sozialen und kulturellen 
Integration durch Sport, Kultur und Freizeit 
gehört zum Aufgabengebiet des KI. Seit 
wenigen Tagen gehört das Kommunale 
Integrationsmanagement zum KI. Hierbei 
handelt es sich um ein freiwilliges, aufsu-
chendes Angebot zur ganzheitlichen Bera-
tung von Migrantinnen und Migranten. 
Das KI arbeitet eng mit der Ausländerbe-
hörde zusammen, deren Fachbereichsleite-
rin Silke Hälker ebenfalls mit am Tisch saß. 

Zandra Boxnick, Allgemeine Vertreterin 
der Landrätin, erläuterte den aktuellen 
Stand der Planungen des neuen Welcome-
Centers, das künftig an der Nassauerallee 
die zentrale Anlaufstelle für Fragen zum 
KI und für die Ausländerbehörde wird. 
„Ich freue mich, dass der Kreis Kleve mit 
dem neuen Welcome-Center künftig diese 
Bereiche ‚unter ein Dach bringt‘“, betonte 
Staatssekretärin Serap Güler. „Mein herz-
licher Dank gilt allen haupt- und ehren-
amtlichen Kräften, die sich im Interesse 
der gemeinsamen Sache im Kommunalen 
Integrationszentrum engagieren.“ „Unser 
KI hat ein kleines, aber ‚schlagkräftiges‘, 
engagiertes und kreatives Team, auf das 
ich sehr stolz bin“, erwiderte Landrätin 

Im Gespräch mit dem Team des Kommunalen Integrationszentrums: Staatssekretärin 
Serap Güler (5.v.r.), Landrätin Silke Gorißen (2.v.r.) und Carina Cleven-Pawletko (7.v.l.). 
� Quelle: Kreis Kleve/Klaus-Dieter Stade
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kultureller Bildung und Umweltbildung auf 
diese Weise unterstützen, freut mich das 
ganz besonders.”
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Vom Militärgelände zum  
Heidebiotop – „Natürlich 
Stimberg“ vereint Natur-
schutz, Erholung und Erlebnis

Auf dem ehemals militärisch genutzten 
Gelände um die Radarstation in Oer-Erken-
schwick hat sich in den letzten Jahren eini-
ges getan. „Natürlich Stimberg” lautet der 
Name des Natur- und Artenschutzprojekts, 
das die Untere Naturschutzbehörde dort 
in den letzten Jahren umgesetzt hat – und 
das nun im Beisein aller Beteiligten eröff-
net wurde. „Der Kreis Recklinghausen und 
seine Städte haben das gemeinsame Ziel, 
das Leben im Kreis lebens- und liebenswert 
zu gestalten. Dazu gehört auch, Natur zu 
pflegen, zu erhalten und Erholungsflächen 
zu entwickeln”, erklärt Landrat Bodo Klim-
pel. „Das ist hier gelungen. Entstanden ist 
ein toller Ausflugsort für Groß und Klein, 
an dem es einiges zu entdecken gibt.”

Dass das Gelände nun begeh- und erleb-
bar ist, freut auch Oer-Erkenschwicks 
Bürgermeister Carsten Wewers: „Früher 
war dies ein verbotener Ort, jetzt ist er 
für alle zugänglich. Es gibt sicherlich den 
einen oder anderen, der mit großer Neu-
gier auf die Arbeiten hier geschaut hat.” 
Für Wewers fügt sich die Fläche gut in 
das Erholungskonzept rund um den Stim-

verwaltung Ende 2019 ein Konzept für die 
Einführung eines Natursprinters MK vorge-
legt. Positives Vorbild ist der Kultursprinter, 
der seit 2016 Schülerinnen und Schüler zu 
Museen und Ausstellungen fährt und aktu-
ell von den Sparkassen Lüdenscheid und 
Iserlohn gesponsert wird. Auch Fahrten 
mit dem Kultursprinter können ab sofort 
wieder gebucht werden. 

Landrat Marco Voge: „Der Termin ist auch 
ein tolles Signal dafür, dass die Schülerin-
nen und Schüler nach langer Zeit wieder 
Schulausflüge unternehmen dürfen. Wenn 
sie diese bei uns im Märkischen Kreis unter-
nehmen und wir den Besuch von Orten 

Iserlohn (ehemals Waldschule MK), das 
Wald- und Umweltpädagogische Zentrum 
in Meinerzhagen, das Naturschutzzentrum 
des Märkischen Kreises auf Hof Oelken 
(Lüdenscheid) sowie die Regionalmanager 
des Naturparks Sauerland Rothaargebirge 
im Märkischen Kreis. Fahrten zu Umwelt-
Lernorten außerhalb des Märkischen Krei-
ses können nicht unterstützt werden. Der 
Märkische Kreis beteiligt sich mit 10.000 
Euro an den Fahrtkosten. Ausflüge zu den 
Lernorten der Umweltbildung sollen nicht 
an den Kosten scheitern.

Landrat Marco Voge bei der Einweihung 
des neuen Natursprinters: „Im Bereich der 
Umweltbildung gibt es bei uns im Märki-
schen Kreis viele spannende Einrichtun-
gen, bei denen sich ein Besuch lohnt. Das 
ist ein tolles Angebot, dass möglichst viele 
Schulklassen unbedingt wahrnehmen soll-
ten. Der frühe Bezug zur vielfältigen Natur 
im Märkischen Kreis ist wichtig für unse-
re Schülerinnen und Schüler. Vielen Dank 
auch an alle Beteiligten, die dieses Projekt 
möglich machen.”

Viele Sponsoren unterstützen das Projekt. 
Für die Aufstockung des Budgets sorg-
ten die Abfallentsorgungsgesellschaft des 
Märkischen Kreises mbH (AMK), die Geck 
GmbH, die Grohe Deutschland Vertriebs 
GmbH, die Leopold Kostal GmbH und 
Co. KG, die Märkisches Werk GmbH, die 
Neosid Pemetzrieder GmbH & Co. KG, 
die Otto Fuchs KG, die Vossloh AG, die 
Vossloh-Schwabe Deutschland GmbH und 
der Naturpark Sauerland-Rothaargebirge. 
Auf Anregung der Politik hatte die Kreis-

Der „Natursprinter” fährt Klassen zu umweltpädagogischen Lernorten im Märkischen 
Kreis. Landrat Marco Voge dankte bei der Einweihung den Sponsoren, die das Projekt 
unterstützen. � Quelle: Alexander Bange / Märkischer Kreis

Artenschutzwand auf dem Stimberg. � Quelle: Kreis Recklinghausen
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Prozent), Gesamtschulen (45,8 Prozent) 
und Grundschulen (44,9 Prozent). Als Per-
sonen mit Zuwanderungsgeschichte gelten 
Schülerinnen und Schüler, die im Ausland 
geboren und nach Deutschland zugewan-
dert sind und/oder Schülerinnen und Schü-
ler, von denen mindestens ein Elternteil im 
Ausland geboren und nach Deutschland 
zugewandert ist und/oder deren Verkehrs-
sprache in der Familie nicht Deutsch ist.
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Ein Anruf in die Zukunft – 
Jugendliche drehen Video 
über unser Klima in  
50 Jahren

„Gut, dass du ran gehst Marvin, es ist 
gerade so heiß hier. Der Klimawandel im 
Jahr 2071 ist völlig eskaliert. Wir haben 
Dezember und es ist 40 Grad warm!“ – mit 
dieser Aussage aus der Zukunft beginnt 
das Video von Emil und Marvin, in dem 
die beiden die Auswirkungen der Sonnen-
einstrahlung auf die Erde erklären. „Wir 

Schule und 
Weiterbildung

39,4 Prozent der  
Schülerinnen und Schüler mit 
Zuwanderungsgeschichte

Nahezu 950.000 und damit 39,4 Prozent 
der Schülerinnen und Schüler an den all-
gemeinbildenden und beruflichen Schulen 
(ohne Freie Waldorfschulen und Weiter-
bildungskollegs) in Nordrhein-Westfalen 
hatten im Schuljahr 2020/21 eine Zuwan-
derungsgeschichte. Das waren 1,2 Pro-
zentpunkte mehr als im Schuljahr 2019/20 
(damals: 38,2 Prozent). Diese Anteile 
waren in Augustdorf (78,2 Prozent) und 
Wesseling (63,3 Prozent) landesweit am 
höchsten. In Niederkrüchten (4,4 Prozent) 
und Borgentreich (5,4 Prozent) waren die 
Quoten am niedrigsten.

Je nach Schulform unterschieden sich die 
Anteile der Schülerinnen und Schüler mit 
Zuwanderungsgeschichte an der jeweili-
gen Gesamtschülerzahl: An Hauptschu-
len war die Quote mit 62,5 Prozent am 
höchsten, gefolgt von Realschulen (50,2 

berg ein. Sandiger, nährstoffarmer Boden 
zeichnet die Stimberghöhe aus. Was im 
ersten Moment nach einem nicht optima-
len Zustand klingt, entpuppt sich auf den 
zweiten Blick als großes Glück für schüt-
zenswerte Pflanzen- und Tierarten. So 
sind diese Bedingungen beispielsweise für 
die Zauneidechse, den Gartenrotschwanz 
oder auch das im Volksmund Hasenbrot 
genannte Gras Feld-Hainsimse ideal. „Hal-
ten Sie die Augen und Ohren offen! Auf 
dem Stimberg gibt es bei jedem Besuch 
etwas Neues zu entdecken”, empfiehlt 
Annette Tilbürger-Braun von der Unteren 
Naturschutzbehörde des Kreises Reckling-
hausen. 

Artenschutzwand, Stahl-Figuren und QR-
Codes Unterstützung gibt es dabei durch 
verschiedene Elemente, die der Kreis Reck-
linghausen an den Rundwegen installiert 
hat. So sind einige der dort vorkommenden 
Tier- und Pflanzenarten durch ein Graffiti 
auf der sogenannten „Artenschutzwand” 
am Sendergebäude verewigt, Erklärta-
feln und Cortenstahl-Figuren säumen den 
Weg. Diese sind zusätzlich mit QR-Codes 
versehen, die auf Seiten der Homepage 
www.natuerlich-stimberg.de verlinken, auf 
denen es weiterführende Informationen 
sowie Audiodateien gibt, in denen Figuren 
wie Bergmann, Soldat oder auch Steinhau-
er ihre Geschichte zum Areal erzählen und 
die Besucher auf eine ganz besondere Zeit-
reise mitnehmen. 

Für einen besonders schönen Blick über die 
Heide, die einen großen Teil der Stimberg-
höhe ausmacht, sorgt der Heiderahmen 
am höchsten Punkt des Stimbergs. „Wir 
laden jeden Besucher ein, sich die Zeit zu 
nehmen, und durch den Rahmen einen 
fokussierten Blick auf diesen besonderen 
Lebensraum zu werfen”, erklärt Tilbürger-
Braun. Mit gezielten Maßnahmen wird die 
Heide auch weiterhin durch die Untere 
Naturschutzbehörde des Kreises Reckling-
hausen gepflegt.

Gelegen ist „Natürlich Stimberg” am Hohe 
Mark Steig zwischen den Etappen 5 und 
6. „Also ein gutes Ziel oder auch ein guter 
Startpunkt für Wanderer”, sagt Tilbürger-
Braun. „Wir wünschen uns gleich in dop-
peltem Sinne Leben auf dem Stimberg. 
Zum einen durch Artenreichtum, zum 
anderen durch Familien, Schulklassen und 
Vereine, die das Informations- und Erho-
lungsangebot wie das Grüne Klassenzim-
mer nutzen”, so Landrat Bodo Klimpel. 
„Natürlich Stimberg wartet auf Ihren 
Besuch.”

EILDIENST LKT NRW
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gepackt. Auch die Nachbereitung eines 
Videos hat es in sich: Die letzten beiden 
Kurs-Tage wurden neben der Berufs- und 
Studienorientierung somit komplett für das 
Schneiden der Videos mit dem kostenlo-
sen Schnittprogramm „DaVinci Resolve“ 
genutzt. 

Die beiden YouTuber waren für Fragen 
und Tipps z.B. zu der passenden Kamera-
perspektive oder -einstellung jederzeit zur 
Stelle. Doch auf Hilfe waren die Jugend
lichen kaum angewiesen: „Ich habe schon 
in der Schule viele Videos gedreht und 
kenne mich deshalb schon etwas aus“, 
erzählte Amelie. Besonders interessant in 
diesem Jahr: „Alle Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer wollten sich diesmal vor die 
Kamera stellen. Das kommt nicht häufig 
vor“, erzählte Simon Wessel-Therhorn. 

Die fertigen Videos sind auf dem You
Tube-Kanal der Kreisverwaltung: https://
bit.ly/3AgNPUZ – oder „MINT-YouTubing 
2021“ verfügbar.
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Schulabschluss und Zukunfts
chancen dank dem Projekt 
JobCoaching

„Meine Noten waren unterirdisch“, redet 
Shaun Evans nicht um den heißen Brei 
herum. Der 10.-Klässler Shaun Evans weiß, 
dass er Glück gehabt hat, und ist dank-
bar für die neue Chance, die er durch das 
Projekt JobCoaching an der Gesamtschule 
Delbrück bekommen hat. „Dank meinem 
Coach und dem Spaß am Projekt konnte 
ich meine Noten so stark verbessern, dass 
ich nun eine Ausbildung zum KFZ-Mecha-
troniker starte“, berichtet er. Sein nächstes 
Ziel hat er auch schon im Auge: „Ich will 
Meister werden!“.

Neun Schülerinnen und Schüler der 10. 
Klasse haben zum Ende des Schuljahres 
das Projekt JobCoaching erfolgreich abge-
schlossen. Für die Gesamtschule Delbrück 
war es das erste Mal, dass sie an dem Pro-
jekt des Bildungs- und Integrationszen-
trum (BIZ) des Kreises und der Agentur für 
Arbeit teilgenommen haben – mit über-
zeugenden Erfolg. „Von den zehn teilneh-
menden Schülerinnen und Schüler starte-
ten sechs mit der Prognose, dass sie keinen 
Abschluss schaffen würden. Nun haben 
neun Schülerinnen und Schüler nicht nur 
ihren Abschluss, sondern werden auch 
eine Ausbildung anschließen. Zwei davon 

Die beiden Achtklässler haben ein Video 
über die Reproduktion von Körperteilen 
bei Tieren gedreht. 

Die 13-jährige Amelie hat sich dafür extra 
ein Drachenkostüm angezogen. Ihr Team-
kollege Michel spielte einen Ritter, dem bei 
einem Angriff des Drachens ein Arm abge-
bissen wird. „Wir finden es total interes-
sant, dass manchen Tieren, wie z.B. dem 
Schwanzlurch namens ‚Axolotl‘, ganze 
Körperteile oder sogar Gehirnhälften nach-
wachsen können. Bei uns Menschen ist das 
leider nicht möglich“, bedauert Michel.

Einer der wichtigsten Tipps der YouTuber: 
„Man sollte in den Videos eine Geschich-
te erzählen, sodass die Zuschauer auch 
bis zum Ende gucken. Ebenso wichtig ist, 
dass man sich auch selbst für das Thema 
interessiert und dieses auch verstanden 
hat, denn nur so kann man es auch ande-
ren erklären“, so Simon Wessel-Therhorn. 
Damit das auch einwandfrei klappt, ist die 
Vorbereitung vor dem Filmen der Videos 
das A und O. Deshalb wurde auch der 
erste Kurs-Tag komplett mit der Recher-
che und dem Schreiben des Skripts ver-
bracht. Erst am zweiten Tag wurden dann 
das Tablet und das Stativ zum Filmen aus-

wollten gerne ein Thema über die Natur 
oder den Weltraum machen und haben 
uns dann für die Erderwärmung entschie-
den. So haben wir beide Themen vereint“, 
erzählt der 13-jährige Emil. 

Produziert haben die beiden das Video in 
den Sommerferien im Rahmen des Kurses 
„MINT-YouTubing“. Der Kurs findet jedes 
Jahr im Sommer statt und wird vom Bil-
dungsbüro des Kreises Siegen-Wittgenstein 
organisiert und durch die Landesinitiative 
„zdi“ – „Zukunft durch Innovation“ geför-
dert. In den Räumlichkeiten des Berufskol-
legs Technik in Siegen konnten die beiden 
gemeinsam mit weiteren Jugendlichen 
und den Leitern des Kurses Simon Wessel-
Therhorn und Eduard Flemmer – professio-
nelle YouTuber von „lekkerwissen“ – die 
technische Ausstattung zum Filmen und 
Schneiden der Videos nutzen. 

Vier Tage lang durften die Jugendlichen 
ihrer Kreativität freien Lauf lassen. Einzi-
ge Vorgabe: Es musste für die Videos ein 
Thema aus den MINT-Fächern – Mathe-
matik, Informatik, Naturwissenschaften 
und Technik – gewählt werden. Auch 
Amelie und Michel haben ihr Thema mit 
einer außergewöhnlichen Idee umgesetzt: 

Die Kameraperspektive passt!� Quelle: Kreis Siegen-Wittgenstein/Wiebke Groos
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2019 startete im Kreis Recklinghausen der 
durch Bund und Land geförderte Breit-
bandausbau. Das Kreisgebiet wurde dabei 
in das Fördergebiet Nord und Süd mit 
jeweils zwei Losen aufgeteilt. Mittlerweile 
sind im ersten Los Schulen, Unternehmen 
und Privathaushalte mit Glasfaseranschlüs-
sen vollständig versorgt worden. Dieses 
Gebiet ist das Los Süd 1, welches nun sym-
bolisch aktiviert wurde.

Wirtschafts- und Digitalminister Pinkwart: 
„Von Beginn an wurde im Kreis Reck-
linghausen auf die richtige Technologie 
gesetzt: Glasfaser für alle. Davon profi-
tieren jetzt rund 10.000 Haushalte und 
1.400 Unternehmen, die mit leistungs-
fähigen Gigabitnetzen ausgerüstet sind. 
Auch das Ziel der Landesregierung, alle 
Schulen bis zum Jahr 2022 gigabitfähig 
zu erschließen, wurde hier bereits erreicht: 
Durch die nachträgliche Aufnahme in das 
Fördergebiet sind nun alle 209 Schulen im 
Kreis Recklinghausen an das Glasfasernetz 
angeschlossen. Rechtzeitig zum Schulstart 
kann damit allen Schülerinnen und Schü-
lern im Kreis superschnelles Internet zur 
Verfügung gestellt werden.”

„Unser Dank geht auch an Land und Bund, 
die 68 Millionen Euro in das Projekt inve-
stiert haben”, sagte Landrat Bodo Klimpel. 
„Wenn eins klar ist, dann dass die Zukunft 
digital ist. Darum brauchen auch unsere 
Kreisstädte schnelles Internet.”

Für die Schulen im Kreis Recklinghau-
sen ist die Glasfaser-Anbindung ebenfalls 
ein wichtiger Schritt. Das betonten auch 
Schulleiterin Juliane Brüggemann und Ste-
phanie Wulff, Bildungsgangsleiterin Inge-

Wirtschaft und Verkehr

Finale für schnelles Internet 
im Kreis Recklinghausen 

Gemeinsam mit Prof. Dr. Andreas Pink-
wart, Minister für Wirtschaft, Innovati-
on, Digitalisierung und Energie des Lan-
des Nordrhein-Westfalen, hat Landrat 
Bodo Klimpel symbolisch für viele weitere 
Standorte das schnelle Internet in Betrieb 
genommen.

machen die Fachoberschulreife“, zeigt sich 
Lehrer Manfred Göke beeindruckt und 
erleichtert.

„Das besondere an JobCoaching ist seine 
Doppelfunktion: Unsere Coaches moti-
vieren und unterstützen die Teilnehmen-
den für einen besseren Schulabschluss. 
Gleichzeitig helfen sie bei der beruflichen 
Orientierung und finden zusammen mit 
den Jugendlichen einen Weg, wie es nach 
dem Abschluss beruflich oder schulisch 
weitergeht“, erklärt Petra Münstermann 
vom BIZ. Das Projekt wird an insgesamt 
vier Schulen im Kreis durchgeführt. Einen 
Teil der Finanzierungskosten übernimmt 
die Osthushenrich-Stiftung. Sie unter-
stützte das Projekt an der Gesamtschule 
Delbrück mit rund 17.600 Euro, außerdem 
unterstützte der Förderverein der Schule 
die Durchführung. Die restlichen rund 60 
Prozent der Projektkosten werden vom 
Kreis und der Agentur für Arbeit getragen. 
„Überzeugend finde ich, dass beim Projekt 
JobCoaching auch an der Persönlichkeits-
entwicklung und den sozialen Kompe-
tenzen gearbeitet wird. Gute Umgangs-
formen, Kommunikationsfähigkeit und 
ein überzeugendes Auftreten sind für ein 
erfolgreiches Bewerbungsgespräch und die 
anschließende Ausbildung genauso wich-
tig, wie die Noten“, erklärt Claudia Holle, 
Geschäftsführerin der Osthushenrich-Stif-
tung das Engagement der Stiftung. 

EILDIENST LKT NRW
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Mit dem Abschluss in der Tasche können die teilnehmenden Schülerinnen und Schüler 
von JobCoaching durchstarten – v.l.: Ralf Lübbert, stellvertretender Schulleiter Gesamt­
schule Delbrück, Sarah Witt (Berufsberaterin der Agentur für Arbeit), Claudia Holle 
(Geschäftsführerin der Osthushenrich Stiftung), Olga Kroll (Projektkoordinatorin, Kreis 
Paderborn), Manfred Göke (Abteilungsleiter Jahrgangsstufe 7/8), Manuel Tegethoff 
(Stadt Delbrück, Leiter des Fachbereichs Bildung/Sport/Kultur) Vorne: Coach Lea War­
nebier, Shaun Evans (Schüler der 10. Klasse).
 � Quelle: Bildungs- und Integrationszentrum des Kreises Paderborn, Petra Münstermann

Wirtschaftsminister Prof. Dr. Andreas Pinkwart und Bodo Klimpel geben Startschuss für 
schnelles Internet. � Quelle: Kreis Recklinghausen
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Landrat Michael Stickeln, Kreis Höxter 
(federführend). 
 
„Das Projekt ist eine gute Sache für den 
Kreis Herford und für die gesamte Regi-
on – hier fließen im wahrsten Sinne gute 
Ideen durch OWL. Die Weser ist ein Tou-
ristenmagnet und für die Menschen, die 
hier leben, ein wichtiges, starkes und prä-
gendes Merkmal ihrer Heimat – die Weser-
landschaft weiter zu stärken ist ein wich-
tiger Ansatz für die Zukunft“, so Landrat 
Jürgen Müller, Kreis Herford. 
 
„Der Weserraum hat in Lippe Potenti-
al, als Erholungs- und Naturraum für die 
Lipperinnen und Lipper und unsere Gäste 
weiterentwickelt zu werden. Das Projekt 
passt zu unseren Aktivitäten als radver-
kehrsfreundlicher Kreis Lippe, indem der 
Weserradweg aufgewertet wird“, erklärte 
Landrat Dr. Axel Lehmann, Kreis Lippe. 
 
„Die Weser verbindet unseren Kreis. Sie 
ist Teil unserer Identität. Sie macht Freizeit 
in unserem Kreis attraktiver. Wir genießen 
es, uns hier direkt vor der Haustür erholen 
zu können. Ich freue mich, dass wir die-
ses Herzstück unserer Landschaft mit dem 
Projekt noch attraktiver machen können“, 
sagte Landrätin Anna Katharina Bölling, 
Kreis Minden-Lübbecke. 
 
Mit dem im Frühjahr 2021 vorgelegten 
Gesamtprojekt Erlebnisraum Weserland-
schaft wollen die Kreise Höxter, Lippe, 

touristischer Anziehungspunkt, sie prägt 
die umgebende Landschaft und bietet den 
Städten attraktive Lagen, sie ist Naherho-
lungs- und Naturressource. Für den Erleb-
nisraum Weserlandschaft machen sich die 
Kreise Herford, Höxter (federführend), 
Lippe und Minden-Lübbecke gemeinsam 
stark. Dafür erhielten sie jetzt die Auszeich-
nung als Projekt der REGIONALE 2022. 
 
„Die nordrhein-westfälischen Kreise an der 
Weser haben die Initiative ergriffen, den 
Erlebnisraum Weserlandschaft zu entwic-
keln und damit Zukunftschancen zu nut-
zen. Mit der REGIONALE 2022 kann der 
kommende langjährige Entwicklungspro-
zess auf ein gutes Fundament gesetzt wer-
den. Zentral sind dabei das Zusammenden-
ken der Themen und Projekte im gesamten 
Weserraum und die Zusammenarbeit der 
Vielzahl von beteiligten Akteuren. Denn 
nirgendwo ist es so deutlich, wie an einem 
Gewässer: Es geht nur gemeinsam,“ so 
Annette Nothnagel, Leiterin der REGIO-
NALE 2022 bei der OstWestfalenLippe 
GmbH, bei der Auszeichnung. 
 
„Wir erleben einen deutlichen touristi-
schen Trend, getragen von der Sehnsucht 
der Menschen nach dem Leben auf dem 
Land. Um das nachhaltige Entwicklungs-
konzept ‚Erlebnisraum Weserlandschaft‘ 
voranzutreiben, ist die Auszeichnung als 
Projekt der REGIONALE 2022 eine her-
vorragende Unterstützung. Ich danke allen 
Beteiligten dafür sehr herzlich“, freute sich 

nieurtechnik, vom Berufskolleg Ostvest. 
Die Bildungseinrichtung mit den Schwer-
punkten Technik, Wirtschaft und Informa-
tik profitiere ebenfalls vom schnellen Inter-
net, betonten sie im Gespräch mit Minister 
Pinkwart und Landrat Bodo Klimpel. Dies 
werde wie an anderen Schulen für Video-
konferenzen gebraucht, aber auch für die 
Mathe-Informatik-Klassen, die mit Laptops 
arbeiten. Zudem würden zunehmend digi-
tale Inhalte in den Unterricht integriert.

Der Kreis Recklinghausen hat Anfang 2017 
mit allen zehn kreisangehörigen Städ-
ten eine Kooperationsvereinbarung zum 
geförderten Breitbandausbau im gesam-
ten Kreisgebiet abgeschlossen. Mit dieser 
Vereinbarung konnte sich der Kreis um 
Fördermittel des Bundes und des Landes 
bewerben, um im gesamten Kreisgebiet 
möglichst viele „weiße Flecken” – das sind 
Adressen mit weniger als 30 Mbit/s Down-
loadgeschwindigkeit – zu beseitigen und 
mit schnellem Internet zu versorgen.

Mitte 2017 hat der Bund die gemäß seiner 
„Richtlinie für die Förderung zur Unter-
stützung des Breitbandausbaus in der Bun-
desrepublik Deutschland” möglichen 50 % 
der beantragten Mittel vorläufig bewilligt. 
Der Antrag des Kreises auf Kofinanzierung 
durch das Land NRW in Höhe weiterer 
50 % wurde ebenfalls positiv beschieden 
auf Grundlage der „Richtlinie des Landes 
NRW zur Kofinanzierung des Bundespro-
gramms”. Die letztlich insgesamt benötig-
ten Finanzmittel in Höhe von 68,35 Millio-
nen Euro wurden Anfang 2019 von Bund 
und Land NRW endgültig bewilligt.

Am 22. Februar 2019 wurden vom Kreis 
Recklinghausen und den Telekommuni-
kationsunternehmen die Verträge für vier 
Lose unterschrieben. Beauftragt wurden 
die Deutsche Telekom AG und die GELSEN-
NET Kommunikationsgesellschaft mbH. 
Durch diese erfolgt der Breitbandausbau 
für Privathaushalte und Unternehmen in 
fast allen „weißen Flecken” sowie von 
allen 207 Schulen im Kreisgebiet. Insge-
samt bedeutet das weit über 11.000 geför-
derte Hausanschlüsse in den zehn Städten.

EILDIENST LKT NRW
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Gemeinsam für die  
ganzheitliche Entwicklung 
des Weserraums in NRW 

Die Weser ist mit ihren Zuflüssen eine der 
bedeutenden Lebensadern in OWL. Sie ist 

Herbert Weber (Geschäftsführer der OstWestfalenLippe GmbH. L.), übergibt die symbol­
hafte REGIONALE 2022-Auszeichnung in Form von Urkunde und Fahne an die Landräte 
Michael Stickeln (Kreis Höxter), Dr. Axel Lehmann (Kreis Lippe), Jürgen Müller (Kreis 
Herford) und Landrätin Anna Katharina Bölling (Kreis Minden-Lübbecke) gemeinsam mit 
Annette Nothnagel (Leiterin der REGIONALE 2022). � Quelle: Ortwin Eversmeyer
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Schaffung einer Vernetzung in das Weser-
Natur-Umland stärkt die Identität, bei-
spielsweise über Naturerlebnispfade zu 
den Themen Umweltbildung, Gesundheit 
oder Entschleunigung. Eine strategische 
Kooperation mit den Tourismuseinrichtun-
gen der angrenzenden Gebiete in Hessen 
und Niedersachsen ist vorgesehen. 
 
Das UrbanLand-Board als Entscheidungs-
gremium der REGIONALE 2022 hat die 
beiden Projektbausteine im Sommer mit 
dem A-Beschluss zu REGIONALE-Projek-
ten gemacht. Insgesamt stehen 31 Projekte 
der REGIONALE 2022 fest; dabei kann ein 
Projekt mehrere A-Beschlüsse haben (wie 
der Erlebnisraum Weserlandschaft). 140 
Projektideen sind insgesamt eingereicht.  

EILDIENST LKT NRW
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finanzierten Personalstelle die geeignete 
Ansprechpartnerfunktion für Koordination, 
Weiterentwicklung und Unterstützung der 
vielfältigen Umsetzungsmaßnahmen. 
 
Der zweite auszeichnete Baustein „Weser 
erfahren – Natur erleben“ steht für die 
weitere Attraktivierung des beliebten 
Weser-Radwegs, die Lenkung von touri-
stischen Radfahrenden in die anliegenden 
Gemeinden sowie die digital unterstützte 
Erlebbarmachung von Naturschätzen ent-
lang der Weser.  
 
Das touristische Potenzial der Weserland-
schaft zu stärken und den Natur- und 
Landschaftsraum auch abseits des belieb-
ten Weserradweges erleb- und sichtbar zu 
machen, ist ein Ziel der Gesamtstrategie. 
Die Attraktivierung des Radweges durch 
komfortable Besucherlenkung sowie die 

Herford und MindenLübbecke den länd-
lich geprägten Raum der Weserlandschaft 
in den Blick rücken, naturschutzfachlich 
und touristisch aufwerten und stärker in 
das Lebensumfeld der Menschen einbe-
ziehen. Gleichzeitig gilt es, den Weser-
raum als Ressource für die ganze Region 
zu schützen, zu pflegen und zu entwickeln, 
um Impulse für die regionale Entwicklung  
setzen zu können. 13 Bausteine als kon-
krete Projektansätze auf Kreis- und Kom-
munalebene sind insgesamt im Rahmen-
konzept weiterentwickelt und qualifiziert 
worden. 
 
Ausgezeichnete Projektbausteine 
Der Baustein „Rahmenkonzept und 
Arbeitsstruktur“ bietet eine sehr gute 
Arbeitsgrundlage für die gesamträumliche 
Entwicklung und schafft durch die Ein-
richtung einer durch die vier Kreise eigen-

Hinweise auf Veröffentlichungen

Datenschutz-Grundverordnung (DS-GVO) 
/ Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), Kom-
mentar, Lieferung April 2021. Am 25. Mai 
2018 hat mit der Datenschutz-Grundver-
ordnung ein neues Zeitalter im nationalen 
und europäischen Umgang mit personen-
bezogenen Daten begonnen. Bestell-Nr.: 
ISBN 978-3-503-20149-5, 75,40 €, Erich-
Schmidt-Verlag.

Aktualisierungen: Das in der DSK-Orientie-
rungshilfe zur datenschutzgerechten Nutzung 
von E-Mail und anderen Internetdiensten am 
Arbeitsplatz enthaltene anpassungsfähige 
Muster (Kz. 7046) sowie die Empfehlungen 
(Kz 7048) zu der gegenwärtig steigenden 
Nutzung von Videokonferenzen.

Datenschutz-Grundverordnung (DSGVO)/  
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG), Kom-
mentar, Lieferung Mai 2021. Begründet 
von RA Dr. Hans-Jürgen Schaffland und 
Dipl.-Kfm. Noeme Wiltfang. Am 25. Mai 
2018 hat mit der Datenschutz-Grundver-
ordnung ein neues Zeitalter im nationalen 
und europäischen Umgang mit personen-
bezogenen Daten begonnen. EL 5/21 – 
Mai 2021 – Bestell-Nr.: ISBN 978-3-503-
20402-1, 77,80 €, Erich-Schmidt-Verlag 
(www.datenschutzdigital.de).

Diese Lieferung enthält ein weiteres Update 
zur DS-GVO und zum BDSG. Die unter Kenn-
ziffer 7048 abgedruckte Orientierungshilfe 

der DSK zu Videokonferenzen ist u.a. in Art. 
5 Rdn. 24c und 42c sowie in Art. 6 Rdn. 4, 
125d und 326 eingearbeitet worden. Letz-
teres ist auch gerade vor dem Hintergrund 
immer weiter verbreiteter digitaler Kommu-
nikation in der Arbeitswelt und zunehmend 
auch in der Verwaltung von erheblicher 
Bedeutung.

Zum E-Learning sind die Einfügungen in Art. 
6 Rdn. 328a und 328b von Relevanz. Des 
Weiteren ist auf die Orientierungshilfe der 
DSK zum Targeting von Social-Media-Nut-
zern in Art. 6 Rdn. 227b hinzuweisen sowie 
auf die umfassende Darstellung der Orien-
tierungshilfe der DSK für die Überwachung 
nicht öffentlicher Stellen (Art. 6 Rdn. 181a).

von der Decken, Kulturgüterrecht, 2020, 
2. Auflage, 1.176 Seiten, brosch. 58,00 
Euro, ISBN 978-3-8487-3647-8, Nomos 
Verlagsgesellschaft, Postfach 10 03 10, 
76484 Baden-Baden.

Kulturgüter sind bewegliche wie unbeweg-
liche körperliche Gegenstände von kulturel-
lem Wert. Ihnen kommt eine maßgebliche 
Bedeutung für das Selbstverständnis und die 
kollektive Identität einer Gesellschaft zu. Als 
eigenständiges Rechtsgebiet ist der Kulturgü-
terschutz jedoch eine nur schwer handhab-
bare Materie, da die einschlägigen Normen 
auf zahlreiche Rechtsordnungen und Rechts-
gebiete verstreut sind. Die Suche nach den 
jeweils einschlägigen Bestimmungen gestal-

tet sich in der Regel ausgesprochen schwierig.
Die Vorschriftensammlung zum Kulturgüter-
recht stellt die einzige vollständige Sammlung 
aller für die Bundesrepublik Deutschland gel-
tenden kulturgüterschützenden Normen auf 
völker-, europa-, bundes- und landesrecht-
licher Ebene dar. Berücksichtigt sind dabei 
sowohl Normen zum Erhalt von Kulturgütern 
(Substanzschutz) als auch Normen zur Ver-
hinderung ihrer illegalen Ausfuhr (Schutz der 
staatlich-territorialen Bindung) und Normen 
zur Kulturförderung.

Umweltrecht, Kommentar, Landmann, 
Rohmer, 94. Ergänzungslieferung, 450 
Seiten, 49,80 €, ISBN 978-3-406-77072-
2, Verlag C.H. Beck, Wilhelmstr. 9, 80801 
München, www.beck.de.

Die Lieferung enthält u. a. Kommentierungen 
zu §§ 16-18 UVPG (Hofmann), §§ 30-32 
UVPG (Dix), §§ 8-10 UmweltHG (Rehbin-
der), Vorb. §§ 1, 2, 3, 5, 6, 7a, 9, 9a KrWG 
(Beckmann), §§ 4, 5, 7-9, 16, 19-22 BattG 
(Schleifenbaum) und § 18 BImSchG (Ohms).

Recht der Abfall- Kreislaufwirtschaftsrecht 
des Bundes, der Länder und der Europä­
ischen Union, Stand 2021, 9894 Seiten, 
ISBN 978-3-503-16536-0, 168,00 €, Lose-
blattwerk, 9.894 Seiten, 6 Ordner, Erich 
Schmidt Verlag, www.ESV.info. Begründet 
von Prof. Dr. med. habil. Gottfried Hösel, 
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Landesbesoldungsrecht Nordrhein-West­
falen, Schubert, Wirth, Pilz, 107. Ergän-
zungslieferung, Stand April 2021, 69,90 €, 
Loseblattausgabe, ISBN 978-3-7922-
0151-0, Verlag W. Reckinger, Luisenstraße 
100-102, 53707 Siegburg.

Mit der 107. Ergänzungslieferung (Stand April 
2021) erfolgt eine Aktualisierung des Landes-
besoldungsgesetzes NRW aufgrund Art. 3 
des Gesetzes vom 25. März 2021. Außerdem 
werden aktuelle Änderungen des Bundeskin-
dergeldgesetzes (BKGG) vom 10. März 2021 
und des Einkommensteuergesetzes (EStG) 
vom 10. März 2021 sowie des Merkblatts 
Kindergeld mit Stand 2021 berücksichtigt. 

Darüber hinaus werden das Bundeseltern-
geld- und Elternzeitgesetz (BEEG), die Frei-
stellungs- und Urlaubsverordnung NRW 
(FrUrlV NRW), die Entschädigungsverord-
nung (EntschVO), das Abgeordnetengesetz 
des Landes Nordrhein-Westfalen (AbgG 
NRW) sowie die Erschwerniszulagenverord-
nung zusammen mit weiteren Verordnun-
gen und Gesetzen auf den neuesten Stand 
gebracht.

Abgabenordnung – einschließlich Steuer­
strafrecht, Kommentar, 15. Auflage 2020, 
2465 Seiten, 109 €, ISBN 978-3-406-
74362-7, Verlag C. H. Beck, Wilhelmstr. 9, 
80801 München.

AO auf den Punkt gebracht
Immer mit Blick auf das in der Praxis Wesent-
liche, dabei umfassend und verfahrenssicher, 
kommentiert das Werk die gesamte AO ein-
schließlich des Steuerstrafrechts, daneben die 
einschlägigen Vorschriften aus der ZPO, ins-
besondere die Pfändungsvorschriften, aus der 
InsO, aus dem Zollkodex der Union (UZK), 
aus dem VwZG sowie das EUAHiG.

Mit Stand April 2020 
• �sind seit der Vorauflage 11 Änderungsge-

setze in die AO eingearbeitet, mit umfang-
reichen und wichtigen Änderungen, u.a. zu

• �Zweckbetrieben
• �Steuergeheimniselektronischer Kommuni-

kation
• �Kontoabrufen
• �automationsgestützten Anordnungen
• �Anzeigepflichten
• �Pflicht zur Mitteilung grenzüberschreiten-

der Steuergestaltung
• �zwischenstaatlicher Amts- und Rechtshilfe.

Hierbei sind auch 9 völlig neue AO-Paragra-
fen (§ 117d, §§ 138d-138k) kommentiert.  
Alle neuesten BFH-Entscheidungen, FG-
Urteile und Verwaltungserlasse sowie die 
umfangreichen Änderungen des AO-Anwen-
dungserlasses (AEAO) sind ebenfalls ver-
lässlich berücksichtigt. Höchst aktuell ein-
gearbeitet sind auch die BMF-Schreiben zur 
Corona-Krise mit befristeten Maßnahmen 
im Erhebungs- und Vollstreckungsverfahren, 
bei den Abgabefristen und im Gemeinnützig-
keitsrecht. 

hausrecht“ werden die Bundespflegesatz-
verordnung (BpflV), zuletzt geändert durch 
Art. 7 des Gesetzes vom 23. Oktober 2020, 
die Vereinbarung zum Fallpauschalensystem 
(FPV 2021), Teil a) des Fallpauschalenka-
talogs (FPK 2021) sowie die Vereinbarung 
über die pauschalierenden Entgelte für die 
Psychiatrie und Psychosomatik (PEPPV 2021) 
aktualisiert.

Mayen/Sachs/Seibert, Landesrecht Nord­
rhein-Westfalen – Textsammlung, 15. 
Auflage, 2020, 1026 Seiten, 28,00 Euro, 
ISBN 978-3-8487-7640-5, Nomos Ver-
lags-gesellschaft mbH & Co. KG, www.
nomos.de

Die aktuelle 15. Auflage der Textsammlung 
enthält eine systematische Auswahl der 
wesentlichen Rechtsvorschriften des Landes 
Nordrhein-Westfalen und orientiert sich an 
den Bedürfnissen der Studierenden ebenso 
wie an den Bedürfnissen von Rechtsrefe-
rendaren, Richtern, Verwaltungsbeamten, 
Rechtsanwälten und Verbandsjuristen. Die 
Sammlung umfasst Normen aus den Berei-
chen Staat und Verfassung, Verwaltung, 
Kommunalrecht, Öffentliche Sicherheit und 
Ordnung, Umweltschutz, Planungs- und 
Bauwesen, Verkehrswesen, Medien, Wirt-
schaft, Hochschule und Juristenausbildung 
sowie Rechtspflege. Ein ausführliches Regi-
ster und eine durchgängige Satznummerie-
rung erleichtern das Auffinden der gesuchten 
Norm.

Landmann/Rohmer, Umweltrecht – 
Loseblattsammlung, 94. Auflage, Stand 
01.12.2020, 12200 Seiten, 398,00 Euro 
ohne Aktualisierungsservice, ISBN 978-3-
406-34327-8, Verlag C. H. Beck, Wilhelm-
straße 9, 80801 München, www.chbeck.de

Der traditionsreiche Großkommentar gehört 
seit Jahrzehnten zu den führenden Praxis-
werken im Umweltrecht. In vier übersichtlich 
und klar strukturierten Bänden werden die 
einschlägigen Vorschriften des allgemeinen 
und besonderen Umweltrechts zugleich wis-
senschaftlich vertieft und anwendungsbezo-
gen erläutert. Band I enthält Erläuterungen 
zum Umweltverfassungsrecht sowie Kom-
mentierungen zum allgemeinen Umwelt-
recht (Umweltrecht AT), insbesondere  
zum Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz, 
Umweltinformationsgesetz und Umweltscha-
densgesetz, Umweltstatistikgesetz. In Band 
II folgen weitere Kommentierungen zum 
Umweltrecht BT. 

Die Schwerpunkte liegen auf Erläuterungen 
zum Kreislaufwirtschaftsgesetz, Bundes-
Bodenschutzgesetz und Bundesnaturschutz-
gesetz. Band III enthält aus dem Umweltrecht 
BT Kommentierungen zum Bundes-Immissi-
onsschutzgesetz. In Band IV werden aus dem 
Umweltrecht BT u. a. kommentiert: Bundes-
Immissionsschutzverordnungen TA, LuftTA, 
Lärm, Treibhausgas-Emissionshandelsgesetz.

Ministerialdirigent a.D., und Prof. Dr. jur. 
Heinrich Freiherr von Lersner, Präsident 
des Umweltbundesamtes a.D. 

Fortgeführt von Prof. Dr. jur. Heinrich Frei-
herr von Lersner, Dr. jur. Helge Wendenburg, 
Ministerialdirektor a.D., früher Bundesmini-
sterium für Umwelt, Naturschutz und nukle-
are Sicherheit, und Prof. Dr. jur. Ludger-
Anselm Versteyl, Rechtsanwalt und Notar 
a.D., Fachanwalt für Verwaltungsrecht. 

Herausgegeben seit der 2. Auflage von Prof. 
Dr. jur. Heinrich Freiherr von Lersner, Dr. jur. 
Helge Wendenburg, Ministerialdirektor im 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz 
und nukleare Sicherheit a.D., Dr. jur. Olaf 
Kropp, Sonderabfall-Management-Gesell-
schaft Rheinland-Pfalz mbH, und Jörg Rüdi-
ger, Rechtsanwalt. Auf über 11.000 Seiten 
in einer Kombination aus Vorschriftensamm-
lung und Kommentar wird das Wichtigste 
zum Recht der Abfall- und Kreislaufwirtschaft 
zusammengefasst. Realitätsnah wird die 
Rechtslage aus zwei Perspektiven erläutert – 
dem Umweltrecht und dem Wirtschaftsord-
nungsrecht. 

Kommentiert sind u.a.:
• �Kreislaufwirtschaftsgesetz KrWG, zuletzt 

ausführlich § 3
• �Anzeige- und Erlaubnisverordnung 

AbfAEV
• �Novellierte Abfallbeauftragtenverordnung 

AbfBeauftrV
• �Altfahrzeugverordnung AltfahrzeugV
• �Novellierte Abfallverzeichnis-Verordnung 

AVV
• �Deponieverordnung DepV
• �Novelliertes Elektro- und Elektronikgeräte-

gesetz ElektroG
• �Novellierte Gewerbeabfallverordnung 

GewAbfV
• �Nachweisverordnung NachwV
• �POP-Abfall-Überwachungs-Verordnung 

POP-Abfall-ÜberwV

Mohr/Sabolewski, Beihilfenrecht Nord­
rhein-Westfalen, 126. Ergänzungsliefe-
rung, Januar 2021, 416 Seiten, 107,90 
Euro, ISBN 978-3-7922-0153-4, Verlag 
W. Reckinger, Luisenstraße 100-102, 
53721 Siegburg.

Mit der 126. Aktualisierung (Stand Januar 
2021) wird die Freistellungs- und Urlaubsver-
ordnung NRW (FrUrlV NRW), zuletzt geän-
dert durch Verordnung vom 27. Januar 2021, 
auf den neuesten Stand gebracht. Mit der 
Aufnahme der Coronavirus-Schutzmasken-
Verordnung (SchutzmV) vom 14. Dezember 
2020 sowie der Aktualisierung der Verlaut-
barungen vom 6. November 2020 werden 
die Auswirkungen der Coronapandemie auf 
beihilferechtliche Sachverhalte umfassend 
dargestellt. 

Im Teil „Ärztliches und zahnärztliches Gebüh-
renrecht; sonstige Gebührenordnungen“ 
finden sich die Vereinbarungen zum DSO-
Budget für das Jahr 2021. Im Teil „Kranken-
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Co. KG, Waldseestr. 3 – 5, 76530 Baden-
Baden.

Der Handkommentar bietet eine klare Weg-
führung durch das umstrittene Bundesarchiv
gesetz. Er geht auf die große Herausforde-
rung – die Digitalisierung des Archivwesens 
– mit allen noch unwägbaren Entwicklungen 
für die Auswertung von Dokumenten ein. 
Kritisch betrachtet wird außerdem die durch 
das neue Gesetz beabsichtigte Erschwerung 
des archivrechtlichen Zugangs, die eine Reihe 
von Klagen nach sich ziehen könnte.

Der Kommentar beinhaltet außerdem u. a.:
– �die Archivgesetze und die Archivbenut-

zungsverordnungen der Länder;
– das Sicherheitsüberprüfungsgesetz;
– die Verschlusssachenanweisung.

Das Werk erleichtert damit das Auffinden von 
Rechtsgrundlagen, die neben dem BArchG 
Bedeutung haben können.

Jann Lennard Ellinghaus, Das Masern­
schutzgesetz als Teil des Infektionsschutz-
gesetzes, Verfassungsmäßigkeit und 
Umsetzung in der Kinder- und Jugendhilfe, 
Reihe Besonderes Verwaltungsrecht, Band 
16, 2021, 172 Seiten, Softcover, 19,80 
Euro, ISBN 978-3-8293-1684-2, Kommu-
nal- und Schul-Verlag GmbH & Co. KG, 
Konrad-Adenauer-Ring 13, 65187 Wies-
baden.

Die vorliegende Masterarbeit beschäftigt 
sich mit der Einführung des Gesetzes für den 
Schutz vor Masern und zur Stärkung der 
Impfprävention (Masernschutzgesetz), wel-
ches zum 01.03.2020 in Kraft getreten ist.

Neben einem Rückblick über bisherige Impf-
pflichten in Deutschland wird ein Überblick 
über das Masernvirus selbst sowie verfügbare 
Impfstoffe und aktuelle Impfquoten gegeben. 
Ein weltweiter Ländervergleich untersucht die 
Verbreitung des Virus sowie die Frage, ob 
mithilfe einer Impfpflicht die Infektionszahlen 
gesenkt werden konnten und ob es noch wei-
tere Faktoren bei der Bekämpfung des Virus 
gibt.

Im Anschluss wird das Gesetzgebungsver-
fahren des Masernschutzgesetzes vom Refe-
rentenentwurf bis zum Inkrafttreten skizziert 
sowie dessen inhaltliche Regelungen darge-
stellt. Abgeschlossen wird das Kapitel mit 
einer Untersuchung der aus verschiedenen 
Perspektiven geäußerten Kritik sowie den 
Anträgen und Klagen beim Bundesverfas-
sungsgericht.

Weiterhin wird die Verfassungsmäßigkeit der 
durch das Gesetz eingeführten Impfpflicht 
geprüft. Im Fokus stehen hierbei Art. 2 Abs. 
2 S. 1 GG (körperliche Unversehrtheit), Art. 
12 GG (Berufsfreiheit), Art. 6 GG (Eltern-
recht), Art. 4 (Glaubensfreiheit) sowie Art. 
3 (Gleichheitsrecht). Mithilfe einer Umfrage 
unter Gemeinschaftseinrichtungen des § 33 

• �Aktualisierung des Bundesrechts (POP-
Abfall-ÜberwV, NachwV, GewAbfV, 
Hinweisblatt zur Gebührenerhebung im 
Bereich des BattG).

Recht der Abfall- Kreislaufwirtschafts­
recht des Bundes, der Länder und der 
Europäischen Union, Kommentierungen 
der Abfallrahmenrichtlinie, des KrWG und 
weiterer abfallrechtlicher Gesetze und 
Verordnungen, v. Lersner/Wendenburg/
Kropp/Rüdiger, Ergänzungslieferung 6/21, 
Juli 2021, Erich Schmidt Verlag, Genthiner 
Straße 30 G, 10785 Berlin, www.ESV.info.

Diese Ergänzungslieferung enthält Aktualisie-
rungen der folgenden Kommentierungen:
• �§ 11 KrWG (Anforderungen an die Kreis-

laufwirtschaft für Bioabfälle und Klär-
schlämme)

• �§ 30 KrWG (Abfallwirtschaftspläne)

Es sind außerdem folgende Normtexte und 
Materialien enthalten:
• �Aktualisierung des Bundesrechts (Altfahr-

zeugV, BattG)
• �Aktualisierungen des Landesrechts Bran-

denburg, Rheinland-Pfalz
• �Aktualisierungen des EU-Rechts

Berliner Kommentar zum Grundgesetz, 
Friauf/Höfling, 63,20 €, ISBN 978-3-503-
20407-6, Erich Schmidt Verlag GmbH & 
Co. KG, Genthiner Straße 30G, 10785 Ber-
lin, Ergänzungslieferung 1/21 – Mai 2021

Der Berliner Kommentar zum Grundgesetz

• �verdeutlicht die Bezüge zum Gemein-
schaftsrecht und zum internationalen Recht

• �analysiert dogmatisch fundiert und kritisch 
reflektierend

• �arbeitet für Sie heraus, wie sich die einzel-
nen Bestimmungen auf das einfache Recht 
und die praktische Rechtsarbeit auswirken.

Die Lieferung 1/21 trägt mit den beiden 
umfangreichen Neukommentierungen der 
Art. 111 und 112 GG zum Haushaltsrecht des 
Bundes durch Prof. Dr. Sebastian Kluckert zur 
Aktualisierung des Berliner Kommentars im 
Bereich des X. Abschnitts des Grundgesetzes 
über das Finanzwesen bei und ersetzt damit 
die beiden bisher enthaltenen Kommentie-
rungen von Prof. Dr. Arndt Schmehl. Insbe-
sondere die Kommentierungen zu den über-
planmäßigen Aufgaben des Bundes dürften 
gerade vor dem Hintergrund der aktuellen 
fiskalischen Bewältigung der Corona-Krise 
von erheblichem Interesse sein.

Partsch, Bundesarchivgesetz, Handkom-
mentar, ISBN 978-3-8487-6931-5, 2. Auf-
lage, 634 Seiten, 2019, gebunden 69,00 
Euro, Nomos Verlagsgesellschaft mbH & 

Gewerbesteuergesetz, Glanegger, Georg 
Güroff, Dr. Johannes Selder, Dr. Ludwig 
Wagner, Kommentar, 10. Auflage 2021, 
1316 Seiten, 109 €, ISBN 978-3-406-
75231-5, Verlag C. H. Beck, Wilhelmstr. 9, 
80801 München.

Gewerbesteuer, Gewinnermittlung nach 
EStG und KStG, Gesellschaftsrecht, 
Umwandlungs(steuer)recht, Gemeinnützig-
keit. Im »Glanegger/Güroff« sind neben dem 
GewStG alle Vorschriften mit Schnittstellen 
zum GewStG mit erläutert.

Die Autoren sind erfahrene Finanzrichter, 
die u.a. wertvolle Hinweise für Rechtsmittel 
(Revision!) geben. Besonders hilfreich sind 
auch die zahlreichen Darstellungen in ABC-
Form (Dauerschulden, gemeinnützige Zwec-
ke, Miet- und Pachtzinsen, (nicht) selbstän-
dige Tätigkeit, öffentliche Unternehmen, ver-
deckte Gewinnausschüttungen u. a. mehr).

Die vollständig überarbeitete 10. Auflage 
berücksichtigt zahlreiche Änderungsgesetze, 
insbesondere das „Jahressteuergesetz 2019“, 
das Gesetz gegen schädliche Steuerpraktiken 
im Zusammenhang mit Rechteüberlassung 
(neuer § 7b GewStG!), das Zweite Gesetz 
zur Umsetzung steuerlicher Hilfsmaßnahmen 
zur Bewältigung der Corona-Krise (Zweites 
Corona-Steuerhilfegesetz) sowie umfangrei-
che aktuelle Rechtsprechung, Verwaltungs-
anweisungen und einschlägige Literatur.

Sozialgesetzbuch (SGB) Kommentar – SGB 
XI: Soziale Pflegeversicherung, Juni 2021, 
Lieferung 2/21, Erich Schmidt Verlag, 
Genthiner Str. 30 G, 10785 Berlin-Tiergar-
ten.

Mit dieser Lieferung, die verschiedene Aktua-
lisierungen – z. B. zu § 75 –, enthält, führen 
wir die Kommentierungen zu den Coronavi-
rus Sars-CoV-2-Pandemie bedingten Rege-
lungen in der Pflegeversicherung ein, die in 
den §§ 147 bis 153 SGB XI niedergelegt sind.

Recht der Abfall- Kreislaufwirtschafts­
recht des Bundes, der Länder und der 
Europäischen Union, Kommentierungen 
der Abfallrahmenrichtlinie, des KrWG und 
weiterer abfallrechtlicher Gesetze und 
Verordnungen, v. Lersner/Wendenburg/
Kropp/Rüdiger, Ergänzungslieferung 5/21, 
Juni 2021, Erich Schmidt Verlag, Genthiner 
Straße 30 G, 10785 Berlin, www.ESV.info.

Diese Ergänzungslieferung enthält Aktualisie-
rungen der folgenden Kommentierungen:
• �§ 1 GewAbfV (Anwendungsbereich)
• �§ 2 GewAbfV (Begriffsbestimmungen)
• �§ 3 GewAbfV (§3 Getrennte Sammlung, 

Vorbereitung zur Wiederverwendung und 
Recycling von gewerblichen Siedlungsab-
fällen)

Es sind außerdem folgende Normtexte und 
Materialien enthalten:
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Das Jahrbuch der Rheinischen Denkmalpfle-
ge Band 47 berichtet über die Tätigkeiten des 
LVR-Amtes für Denkmalpflege im Rheinland 
aus den Jahren 2017 und 2018. 

Der Band enthält 19 Aufsätze und Beiträge 
zu den Themenbereichen der Denkmalpflege. 
Darüber hinaus hat sich ein kleiner Schwer-
punkt aus dem Bereich der Inventarisation zu 
jüngeren Denkmalschichten ergeben.

Sozialgesetzbuch (SGB) Kommentar – SGB 
II: Grundsicherung für Arbeitsuchende, 
Juli 2021, Lieferung 6/21, Erich Schmidt 
Verlag, Genthiner Str. 30 G, 10785 Berlin-
Tiergarten, www.ESV.info.

Die Ergänzungslieferung 6/21 enthält eine 
komplette Überarbeitung der Kommentie-
rung zu der zentralen Vorschrift des § 13 SGB 
II (Verordnungsermächtigung) einschließlich 
der Alg II-V durch Dietrich Hengelhaupt.

Kreislaufwirtschaftsrecht, Abfallrecht und 
Bodenschutzrecht mit EU-Abfallrecht, 
152. Aktualisierung, Stand Mai 2021, 
ISBN 978-3-8073-2404-3, Loseblattwerk, 
Rehm Verlag, www.rehm-verlag.de. 

Das Loseblattwerk „Kreislaufwirtschafts-, 
Abfall- und Bodenschutzrecht“ bietet alle 
relevanten Informationen zu dem umfang-
reichen Rechtsbereich des Entsorgungsrechts 
bzw. des Abfallwirtschaftsrechts. 

Diese Lieferung enthält
• �Erläuterungen zu §§ 1, 9 KrWG, §§ 8,9 

GewAbfVO
• �Zahlreiche Vorschriften

Pass-, Ausweis- und Melderecht, Dr. 
Eugen Ehmann, Matthias Brunner, 28. 
Ergänzungslieferung, Stand Januar 2021, 
erhältlich als Loseblattwerk zzgl. Aktuali-
sierungslieferungen, 2670 Seiten, 219,990 
€ ISBN ISBN 978-3-7825-0518-5 (Lose-
blatt), rehm Verlag, VSB Verlagsservice 
Braunschweig GmbH, Georg-Wester-
mann-Allee 66, 38104 Braunschweig.

Das bewährte Standardwerk von „Ehmann/
Brunner“ beinhaltet Fälle und Lösungen. Das 
Loseblattwerk bietet eine gute Orientierung 
und Antworten auf zahlreiche Fragen zum 
Pass-, Ausweis- und Melderecht. U. a. durch 
die Darstellung aller Neuregelungen, Ände-
rungen, Verordnungen und Vorschriften des 
BMG sowie des neuen Datenschutzrechts.

Der bedingte Sperrvermerk steht stark in der 
Kritik und die Korrektur falsch eingetragener 
Identitäten von Flüchtlingen ist zum wichti-
gen Über-Thema geworden. Zudem werden 
Änderungen durch die Datenschutz-Grund-
verordnung der EU im Bundesmeldegesetz 
inzwischen berücksichtigt.

Seit etwa 40 Jahren befasst sich die Denkmal-
pflege mit dieser Architekturgattung. Das auf 
mehrere Bände angelegte Gattungsinventar 
stellt mit diesem ersten Band „Rheinschiene“ 
eine umfassende Inventarisation denkmal-
werter Werkssiedlungen und Wohnanlagen 
der Öffentlichkeit und dem Fachpublikum 
nach einem einheitlichen und qualitativ 
hochstehenden Bearbeitungsstandard vor. 
Neben detaillierten bauhistorischen Analysen 
der einzelnen Siedlungen werden auch die 
historischen Zusammenhänge und Bedeu-
tungsdimensionen der Siedlungen erläutert. 
Erstmals wurde auch der Siedlungsbau nach 
1945 systematisch bearbeitet und hierfür 
hauptsächlich Siedlungen und Wohnanlagen 
betrachtet, die bereits in der zeitgenössischen 
Fachpresse Beachtung fanden.

Bauordnung für das Land NRW – Landes­
bauordnung, Boeddinghaus, Hahn, Schul-
te, Radeisen, Schulte, van Schewick, 111. 
Aktualisierung, Stand April 2021, Rehm 
Verlag, www.rehm-verlag.de.

Der Kommentar zum Bauordnungsrecht in 
Nordrhein-Westfalen ist vor allem für Prak-
tikerinnen und Praktiker konzipiert. Er setzt 
Schwerpunkte in der Kommentierung zu den 
für die Praxis drängenden Bereichen, wie z. 
B. den genehmigungsfreien und genehmi-
gungspflichtigen Bauvorhaben, dem bau-
aufsichtlichen Verfahren, aber auch zu tech-
nischen Themen wie Abstandflächen und 
Bauprodukten.

In dieser Aktualisierung sind Kompakterläu-
terungen zu § 63 Genehmigungsfreistel-
lung, § 65 Baugenehmigungsverfahren, § 71 
Behandlung Bauantrag und § 72 Beteiligung 
Angrenzer und Öffentlichkeit enthalten.

Im Bereich der Vorschriften wird u. a.  das 
UVPG nach einer Neubekanntmachung 
aktualisiert.

Bauordnung Nordrhein-Westfalen – Kom­
mentar, Juni 2021, 5. Nachlieferung, Kom-
munal- und Schul-Verlag, Konrad-Ade-
nauer-Ring 13, 65187 Wiesbaden, www.
ksv-medien.de

Die Kommentierung zur BauO NRW wird 
mit neuen Autoren neu bearbeitet. Derzeit 
sind dies die Kommentierungen zu den §§ 1 
(Anwendungsbereich), 2 (Begriffe), 68 (Bau-
technische Nachweise), 74 (Baugenehmi-
gung und Baubeginn) und 77 (Vorbescheid) 
BauO NRW.

Im Anhang wurden die Texte aktualisiert.

Jahrbuch der Rheinischen Denkmalpflege 
47, Veröffentlichung des Landschaftsver-
bandes Rheinland, 27.07.2021 erschie-
nen, Band 47, Hardcover, 49,95 €, ISBN 
978-3-7319-1179-1, Michael Imhof Ver-
lag GmbH & Co. KG, Stettiner Straße 25, 
36100 Petersberg, www.imhof-verlag.de

IfSG innerhalb der Stadt Osnabrück sowie 
dem dort zuständigen Jugendamt werden im 
letzten Schwerpunkt dieser Arbeit die Auswir-
kungen des Gesetzes in der Praxis der Kinder- 
und Jugendhilfe untersucht. Die Ergebnisse 
der Umfrage bilden die Grundlage für die 
Definition unklarer Rechtsbegriffe sowie für 
Handlungsempfehlungen bei der Umsetzung 
des Masernschutzgesetzes in diesem Bereich.

Pflichtenbindungen und Pflichtenkollisio­
nen der Gemeindevertreter, David Karen 
Shaverdov, Schriften zum Öffentlichen 
Recht, Band 1449, 445 Seiten, 2021, 99,90 €,  
ISBN 978-3-428-18192-6, Duncker & 
Humblot GmbH, Carl-Heinrich-Becker-
Weg 9, 12165.

Vermehrt gehen Kommunen dazu über, Ver-
waltungsaufgaben in privatrechtlichen Orga-
nisationsformen zu erfüllen. Die Gemeinde-
ordnungen sehen allerdings vor, dass sie hier-
bei einen angemessenen Einfluss auf diese 
Unternehmen sicherstellen (sog. Ingerenz). 
Häufig führt dies insbesondere bei gemischt-
wirtschaftlichen Unternehmen mit kommu-
naler Mehrheitsbeteiligung zu Konflikten mit 
spezifisch gesellschaftsrechtlichen Logiken. 

Dadurch kommt es sowohl im Gründungs-
stadium als auch während der Unterneh-
mensführung zu Regimekollisionen. In die-
sem Spannungsfeld untersucht der Autor 
die Rechtsstellung der Gemeindevertreter in 
den Organen privatrechtlicher Gesellschafts
formen. Er stellt dar, dass die Pflicht zur  
Wahrung des Wohls der von ihnen vertrete-
nen Kommunen vielfach den Gesellschafts-
interessen entgegensteht, und entwickelt 
unter Rückgriff auf das Urteil des BVerfG  
vom 07.11.2017 (Az.: 2 BvE 2/11) ein »mo- 
difiziertes Verwaltungsgesellschaftsrecht«  
zur Lösung ingerenzbedingter Regimekolli-
sionen.

Landeskonservatorin Dr. Andrea Pufke, 
Rheinschiene – Siedlungen in Nordrhein-
Westfalen, Reihe Die Bau- und Kunst-
denkmäler von Nordrhein-Westfalen – I. 
Rheinland, Hardcover, 2 Bände, erschienen 
18.01.2021, ISBN 978-3-7319-0966-8,  
c 99,00, Michael Imhof Verlag GmbH& 
Co. KG, Stettiner Straße 25, 36100 Peters-
berg, www.imhof-verlag.de

Band 1: Bergisch Gladbach bis Köln
Band 2: Königswinter bis Wuppertal

Siedlungen in Nordrhein-Westfalen sind ein 
überaus wichtiger und charakteristischer 
Bestandteil der Industrie-, Sozial-, Architek-
tur- und Stadtbaugeschichte des Landes. 
Siedlungen waren und sind Teil einer sozialen 
Infrastruktur, die einen wesentlichen Beitrag 
zum Verständnis der Industrieentwicklung 
vermitteln. In der Öffentlichkeit werden sie 
als attraktive Orte der Geschichte wahrge-
nommen.
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Band 42 – Hörster, Die Wahrnehmung der Sozialhilfeauf-
gaben im kreisangehörigen Raum in Nordrhein-West-
falen, 2002
Band 43 – Pünder, Haushaltsrecht im Umbruch – eine 
Untersuchung der Erfordernisse einer sowohl demokra-
tisch legitimierten als auch effektiven und effizienten 
Haushaltswirtschaft am Beispiel der Kommunalverwal-
tung, 2003
Band 44 – Harks, Kommunale Arbeitsmarktpolitik – 
Rechtliche Vorgaben und Grenzen, 2003
Band 45 – Schepers, Internet-Banking und sparkassen-
rechtliches Regionalprinzip, 2003
Band 46 – Kulosa, Die Steuerung wirtschaftlicher Akti-
vitäten von Kommunen – Eine betriebswirtschaftliche 
Analyse, 2003
Band 47 – Placke, Interkommunale Produktvergleiche als 
Basis für den kommunalen Finanzausgleich, 2004
Band 48 – Wittmann, Der Sparkassenverbund, 2004
Band 49 – Lübbecke, Das Kommunalunternehmen – neue 
Organisationsform im kommunalen Wirtschaftsrecht 
von Nordrhein-Westfalen, 2004
Band 50 – Hoffmann, Gewässerschutzrecht Nordrhein-
Westfalen – eine systematische Darstellung unter 
besonderer Berücksichtigung der europarechtlichen 
und bundesrechtlichen Vorgaben, 2004
Band 51 – Oebbecke/Ehlers/Schink/Diemert (Hrsg.), Kom-
munalverwaltung in der Reform, 2004
Band 52 – Lühmann, Die Zusammenführung von Arbeits-
losen- und Sozialhilfe im Sozialgesetzbuch II (SGB II), 2005 
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Advertorial

Ob Hackerangriff, Verlust von sensiblen Daten oder Klicks
auf infizierte E-Mails: Cyber-Risiken drohen in praktisch
allen digitalisierten Prozessen von Kommunen –
und sie wachsen mit zunehmender Digitalisierung und 
Vernetzung.

Zum Schutz ihrer kommunalen Mitglieder hat die 
GVV Kommunalversicherung darauf reagiert und in 
Zusammenarbeit mit dem IT-Dienstleister Hiscox 
eine Cyber-Versicherung speziell für Kommunen und 
kommunale Unternehmen entwickelt. Sie übernimmt  
alle Cyber-Eigenschäden wie z. B. die Kosten der Daten-
wiederherstellung oder Lösegeld bei einer Cyber-
Erpressung. Bei einer Datenrechtsverletzung sind die 
Kosten der anwaltlichen Prüfung von datenschutzrecht-
lichen Informationspflichten ebenfalls umfasst. Bei einer 
Betriebsunterbrechung wegen eines Cyber-Angriffs 
besteht Versicherungsschutz für eine Entschädigung im 
vereinbarten Umfang. Als Besonderheit entfällt durch 
die pauschale Tagessatzentschädigung bei Kommunen 
zudem der Nachweis des konkreten Betriebsunter
brechungsschadens. 

Weil nach einem Angriff jede Minute zählt, um die  
Auswirkungen zu begrenzen, bietet die Cyber-Police 
von GVV Kommunal zusätzlich ein Servicepaket, das 
über die reine Versicherungsleistung hinausgeht.  

Dazu gehören u. a. Präventivmaßnahmen wie z. B.  
Schulungen oder die Entwicklung eines exklusiven
Krisenplanes für den Fall der Fälle. Im Ernstfall werden 
die Geschädigten durch eine telefonische Soforthilfe 
unterstützt. Erfahrene Cyber-Krisenexperten helfen
hierbei, die Ursachen des Zwischenfalls schnellstmöglich
ausfindig zu machen und zu beseitigen.

Bei Ersatzansprüchen Dritter:  
die Cyber-Haftpflichtversicherung

Über die Absicherung von Eigenschäden hinaus können 
Kommunen und kommunale Unternehmen sich mit einer 
Cyber-Haftpflichtversicherung gegen Ersatzansprüche 
Dritter absichern, die durch einen Cyber-Zwischenfall 
entstehen. Eingeschlossen ist hier eine Werbehaftpflicht, 
die bei einer Verletzung von Urheber- und Persönlich
keitsrechten, z. B. Bildrechten auf der Website, weiterhilft. 
Die Cyber-Haftpflichtversicherung wird als Zusatzoption 
zur allgemeinen kommunalen Haftpflichtversicherung 
angeboten.
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Verstehen 
ist einfach.

Wenn man einen 
Finanzpartner hat, 
der die Region und 
Ihre Menschen kennt.

Sprechen Sie mit uns.

sparkasse.de


